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jitm L^eieU 

Der Parteitag in Karlsruhe war ein denkwürdiges 

Ereignis in der Gescliichte unserer Partei. Er war 

eine Kundgebung starker Gescblossenlteit und Ent-

schlossenbeii, er hat bewiesen, daß die gemein­

same geistige Grundlage christlicher Verantwor­

tung es ermöglicht, bei ireimüliger'Erörterung aller 

Probleme alle Volksschichten zur politischen Aktion, 

zusammenzufassen und im Staatsleben zur Wir­

kung zu bringen. 

Wenn Goslar der Parteilag der Einigung war, so 

werden von Karlsruhe die starken Impulse aus­

gehen, die wir zur Vollendung unseres Werkes, 

ein einiges freies Deutschland in einem geeiniglen 

Europa abendländische'f Kultur zu schaffen, nötig 

haben: • . • • 



»Deutschland und Europa« 

Von Goslar nach Karlsruhe 

Der erste Partei tag der Cliristlich-Demokratischen Union in Goslar war 
der Parteitag der Einigung einer politisdien Bewegung, die als Ausdruck 
christlicher und demokratischer Gesinnung in allen Teilgebieten des W e ­
stens und ursprünglich auch in der sowjetisch besetzten Zone mit spon­
taner Kraft entstanden war. Der Gedanke, die Deutschen beider Bekennt­
nisse zu einem Arbeitsprogramm des Maßes und. der Mitte zusammen­
zufassen, das seine letzte Begründung in der gemeinschaftlichen Vereuit-
wortung des Christen tragen sollte und eine Absage an die Menschen-
vergötzung nazistischer und marxistischer Prägung, bedeutete, fand so 
s tarke Zustimmung, • daß aus dieser Parteigruppierung die s taats t ragende 
Partei der BUiiidesrepublik wurde. • . . 

fn Goslar wurden die praktischen Aufgaben des Zusammenschlusses um­
rissen. Ein Parteivorstand wurde gewählt, an dessen Spitze als Vorsitzenr 
der der Bundeskanzler Dr. Adenauer berufen wurd^. Er übernahm zu 
seiner Arbeitslast als Regierungschef erneut diese Aufgabe und blieb mit 
der ihm eigenen Spannkraft und Zuversicht -nicht nur der Vorsitzende, 
sondern der treibende Motor in dem neuen Parteiorganismus. Aber aus 
dem Organismus, wie- er im Parteikörper sich lebendig und wirksam doku­
mentierte, mußte funktionell die Organisation erwachsen. 1-lier zeigte sich ' 
manche Schwierigkeit. Wie kaum eine andere Partei mußte gerade die 
CDU zahlreiche ihrer besten Köpfe in Regierungspositionen, in die Parla­
mente und die Verwal tungen abgeben-, wo sie mitten im Neuaufbau und 
oft fast vor dem Nichts ihr gehäuftes Maß an Arbeit fanden. So hielt der 
Ausbau der Organisation zunächst nicht ganz Schritt mit der staatspoliti- . 
sehen .und öffentlichen Funktion der Partei, vor allem gemessen an der 
begreiflichen Ungeduld der Mitglieder, die draußen im Laride im politi­
schen Tageskarapf stehen. 

fmmerhin gelang es in dem vergangenen Jahr, die G r u n d l a g e n d e r , 
O r g a n i s a t i o n zu schaffen. Eine Bundesgescfiäftsstelle steht, ebenso 
die 'Landesgeschäftsstellen mit einem gewissen, Unterbau, und die Fach­
ausschüsse, 'denen die sjichliclie Durcharbeitung. der aktuellen Aufgaben 
auf den verschiedensten-Gebieten obliegt, Auch die Finanzierung wurde 
ges'ichert. Ebenso wurde eine klare Linie der Zusammenarbeit mit den 
Sonderorganen der CDU, den .Sozialausschüssen, der Jungen Union und 
den Frauen erzielt. , , 

Auch die Verbindung der K o n f e s s i o n e n im .politischen Raum, vor 
allem auf dem Gebiete der Kulturgestaltung, bewährte sich in der Praxis. 
Erfreuliche Erfolge wurden besonders dann erzielt, wenn jeder' einzelne 
in seiner Kirche wirklich fest verwurzelt- war. Allerdings ' zeigt es sich, 



besonders im Norden der Bundesrepublik, daß der Gedanke der Verbun­
denheit beider Konfessionen in einer politischen Geraeinschaft und die 
Arbeit im Zeichen dieser Idee in manchen Kreisen an Werbekraft einzu­
büßen schien, wo man sich über den- Schreck des Zusammenbruches und 
die Zeit bit terster Not hinaus wähnte . Aber, wie Dr. Tillmanns in Karls­
ruhe hervorhob, im Bereich audi der evangelischen Kirche sind doch 
s tarke Kräfte, wesensmäßig und zahlenmäßig, wadi geworden, die für 
eine wirklidi christliche Politik Verständnis aufbringen iund nur richtig 
angesprochen werden müssen. 

Eiiie besondere Hoffnung gerade unserer Partei ist die ernsthaft uni 
e i n e ' n e u e politische Lebensform bemühte J u g e n d . Sie war dem Partei­
wesen gegenüber skeptisch geworden, weil sie es noch in seiner furcht­
baren Verzerrung kennenlernte . Sie ist bedingungslos Europa zugewandt 
und muß mit der großen christlichen Tradition des Abendlandes erfüllt 
werden, wie sie im Ersten Reich der Deutsdren auch als übernationale 
Gestaltungskraft siclitbar wurde. Gerade die Jugend wird das Beglückende 
einer Integration Europas, wie sie am stärksten vom Bundeskanzler der 
CDU ver t re ten wird,, als ihr eigenstes Anliegen empfinden. Sie wird er­
kennen, warum das Wunsdibi ld Europa überall auch draußen von christ­
lich-demokratischen Kräften getragen wird. Wer hat neben den christlich­
demokratischen Parteien unseres Erdteils eine Konzeption von gleicher 
Wirklichkeit und gleichem geistigen Tiefgang der Idee? Hier liegt Stoß­
kraft vmd Möglichkeit gerade auch der Jungen Union. 

Im S o z i a l e n , dem unmittelbaren Anliegen einer christlichen Massen­
partei, gibt das Ahlener Programm, das in Karlsruhe auch praktisch stark 
im Mittelpunkt stand, die gesicherte Grundlage. Die Belebung der Wirt­
schaft durch persönliche Initiative, der wir Umfang und Tempo eines vom 
Ausland bewunder ten Aufstiegs zu verdanken haben, fordert den Aus­
gleich, der schon in der Formulierung „ S o z i a l e Marktwirtschaft" gege­
ben ist. Hierum ging es in der fruchtbaren Aussprache zwischen Sozial-

. ausschüssen u n d Wirtschaftsausschuß, die auch zu einer gemeinsamen 
Entsdil ießung geführt haben. Die CDU, unter derer maßgeblicher Führung 
der Staatshaushal t die Hälfte seiner Mittel für soziale Zwecke aufwendet, 
und die auch im Mitbestimmungsrecht der Arbei tnehmer einen dankbaren 
W e g des. Ausgleiches erfolgreich cirstrebt, kann hier mit Stolz auf ein 
Jahr der Leistungen zurückbliclten. Sie ist wie ke ine andere Partei in 
der Lage, in ihrem eigenen Bereich schon den Ausgleich der Ideen und 
Kräfte herzustellen, der dann für den Staatsaufbau verwirkl idi t werden 
muß. 

So war der Parteitag in Karlsruhe ein lebendiger Ausdruck aller dieser 
u n d . mancher anderer Probleme und fruchtbarer Spannungen. Er umriß 
in großangelegten R e f e r a t e n das weite Arbeitsgebiet; • „Deutschlands 
Stellung in Europa", „Sozialer und wirtschaftlidier Aufbau Deutschlands", 
„CDU/CSU in der Verantwor tung" waren die Themen, die vom Bundes­
kanzler Dr. Adenauer , von Ministerpräsident Arnold und Dr. Holzapfel 
und von Dr. von Brentano in ihrer wesentlichen Bedeutung klargelegt 
würden. W a s der Evangelische Dr. Tillmanns (Berlin) und der Katholik 
Prof. Dr. Dempf (München) über „Standort und Aufgabe der CDU" zu 
sagen wußten, das .kann, wie Bundestagsabgeordneter Kiesinger in 
der Diskussion hervorhob, keine andere Partei ihren Mitgliedern bieten: 
Nämlich die Verwurzelung in einer tieferen weltanschaulichen Bindung, 
das politische Handeln und Gestalten nach einem Weltbilde, wie es zwei-



tausend Jahre Christentum prägten und wie es heute fester und unver-
rückljarer denn je steht. Hier liegt, richtig gewürdigt und gewertet , eine 
zentrale Kraftquelle gerade der Union, nachdem Liberalismus und Marxis­
mus die Zeitgebundenheit und Utopie ihrer geistigen Grundlagen bewiesen 
haben. Daß die Vert re ter beider l<onfessionen, der Norddeutsche und der 
Süddeutsche, gerade dort, wo sie unter die TagesoberOäche hindurch­
stießen, sich auf gemeinsamem Boden zu einer geschlossenen Hal tung-
fanden und daß beide die gleiche Substanz ihres politischen Willens be­
jahten, war wohl eine besonders überzeugende Rechtfertitjung der Unions­
idee. 

Die innerlich verantwort l iche Stellungnahme zum Verteidigungsbei trag 
und die deutsche Einheit als übergeordnete 'und zeltlich aktuell gewordene 
Aufgabe schlossen als die nach außen wie nach innen gleich erregenden 
Son'derfragen der Zeit die Kundgebungsfolge ab. Frau Bröckelschen als 
evangelische Frau und Minister Kaiser als berufener Träger der gesamt­
deutschen Verpflichtung bezogen beide vom Politisch-Notwendigen wie 
vom Grundsätzlichen her einen einhellig bejahten Standpunkt, manches 
klärend und ordnend, was der Deutung und Vertiefung bedurfte. 

Der eigentliche Schwerpunkt des Partei tages lag in der Arbeit der A u s ­
s c h ü s s e . Hier trafen sich die po.litlschen Fachkräfte der großen, alle 
Volksschichten umfassenden Partei zur Aussprache, die immer, oft hart 
gegen hart, zum Wesentl ichen und zur Präzisiermig des praktisch Erfor­
derlichen durchstieß. Der Gesamtpartei und ihren Gremien ist hier für 
das kommende Jahr ein weitschichtiger Arbeitsstoff gehäuft. Die Bericht­
ers tat tung vor dem Plenum gab einen aufschlußreichen Querschnitt über 
alle Fachgebiete. Insgesamt zeidinete sich in diesen Berichten konkret 
und aktuell die große Arbeitslinie der Partei ab. 

Für die A k t i v i e r u n g der Organisation und Werbung berei tete man 
den Weg der im November vom Parteiausschuß durch die Beauftragung 
eines geschäftsführendeh Dreiergremiums beschritten werden sollte. Der 
Ausschuß, der aus aktiven, mitten in der Fraktionsarbelt s tehenden Per­
sönlichkeiten der jüngeren Generation besteht und sich arbeitsmäßig und 
persönlich eng verbunden fühlt, hat seine Tätigkeit inzwischen aufgenom­
men. Er sieht es als eine besondere Aufgcibe an, den Forderungen gerecht 
zu werden, die sich wie ein roter Faden durch alle Erörterungen und Ent­
schließungen hindurchzogen; Aktivierung der Arbeit, Festigung im Organi­
satorischen, Vers tärkung der Werbekraft , besonders auch durch Verständ-
llchmachung der großen Leistungen in Staat und Öffentlichkeit. 

So konnte der Parteivorsitzende vor der dichtgefüllten Volksversamm­
lung der S c h 1 u ß k u n d g e b u n g im Bewußtsein des Erfolges dieses 
Partei tages feststellen, daß Ströme der Kraft von Karlsruhe ins Land 
hinausgehen werden und daß die Christlich-Demokratische Union auch- den 
kommenden Wahlkampf wieder gewinnen will und wird. Der s tarke und 
echte Beifall, die immer erneuten 'Ovat ionen, die dem Kanzler gerade 
auf dieser Volkskundgebung entgegengebracht wurden, waren nicht nur 
die Antwort auf die überzeugende Kraft seiner sachlichen und eindrucks­
vollen Worte,- sie galten auch dem „Staatsmann von europäischem For­
mat", wie ein Auslandsgast bei der Tagung es ausdrückte. Sie galten 
dem „Mann mit dem tapferen I-ferzen", um mit den Wor ten des so sicher 
und eindrucksvoll seines .Amtes wal tenden Tagungspräsidenten Dr. Gurk 
zu schließen. 



Erster Tag: Freitag, 19. Oktober 1951 

Im festlich geschmückten, Saale der Stadthalle in Karlsruhe eröffnete am 
Freitag., 19. Oktober, um 17.30 Uhr, der Zweite Vorsitzende D r . H o l z ­
a p f e l den Zweiten Parteilag der Christlich-Demokratischen Union. 

Die Stadthalle als monumentaler Bau bot mit ihren zahlreichen sach-
entspre'clienden Nebenrä.umen und dem breiten säulengeschmückten Eingang, 
vor dem die Flaggen des Bundes und der Länder von hohen Masten wehten, 
den würdigen Rahmen für die bedeutsame Veranstal tung. An d'er Stirn­
seite des Saales trug eine große hellangestrahlte Rosette in den Farben, der 
Bundesrepublik die Zeichen, der CDU. An dier Längsseite hing die grüne 
Fahne Europas, denn im Zeichen „Deutschland und Europa" stand der Partei­
tag von Karlsruhe. Der Saal war bis zum letzten Platz gefüllt. Auf der 
Tribüne saßen die Vertreter der Presse des In- vmd Auslandes. Insgesamt 
waren 391 .stimmberechtigte Delegierte erschienen, dazu 435 Gastdelegierte 
nnd etwa 700 Ehrengäste und Tagungsgäste. 

Nach dem Brandenburgischen Konzert Nr. 3, das die Badische Staatskapelle 
unter Generalmusikdirektor Matzerath darbot, naihm das Wort der 2. Vor­
sitzende der CDU, 

Dr. Friedrich Holzapfel: 

Wir haben als erstes zu Beginn eines Partei tages ein T a g u n g s -
p r ä s l d i u m zu bestellen. Es hat sich aus der früheren demokratischen 
Zeit heraus der Brauch auch auf unsere Zeit herübergeret tet , daß wir den 
zuständigen Landesverbandsvorsi lzenden als Präsidenten des Tagungsbüros 
bestellen und ihm mit einem Mitarbeiterstab die Leitung des. Partei tages 
übertragen. So bittet aucii der Parteivorstand und der Parleiausschuß. für 
den heut igen Parteitag zum Präsidenten des Tagungstages H e r r n S t a d t -
k ä m m e r e r D r . G u r k , d e n L a n d'e s v e r b a n d s v o r s i t z e n d e n 
a u s K a r 1 s r u h e , zu benennen. 

Zu .Mitgliedern des Tagungspräsidiums schlägt Parteivorstand und Partei-
'ausschuß Ihnen folgende Damen und Herren vor: 

Frau Dr. G r ö w e 1 , Hamburg, Herrn A n t o n D i c h t e l , Fi'eiburg, l-ferrn 
Dr. G e b h a r d M ü l l e r , Tübingen, Herrn W i l h e l m S i m p l e n -
u ö r f e r , Stuttgart, und Herrn, E r n s t L e m m e r , Berlin." 

Durch starken Beifall brachte die Versammlung ihre Zustimmung zu die­
sem Vorschlag zum Ausdruck. Das Wort nahm der Partei tagspräsident, 
Stadtkämmerer 

Dr. Gurk: 

Ich danke audi im-Namen der übrigen Mitglieder des Präsidiums für den 
uns gewordenen Auftrag. Wir beginnen hiermit den Parteitag 1951" der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands. Der Kreisverband Karlsruhe 
und der Landesverband Nordbaden freuen sich über die Wahl des Tagungs-
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oi'tes. Der Badischen Staatskapelle, mit Herrn Generalmusikdirelctor Matze-
rath gebührt Dank und Anerkennung für die festliche Gestal tung dieser 
Eröffnungsstunde, • 

Vor jedem Grußwort gedenken wir derer, die noch, im Jahre 1951 das 
seelische und körperliche Leid der Kriegsgefangenschaft tragen. Nicht min­
der derjenigen, die im Osten, in Küuimernissen und Dunkelheit leben. Die 
politische Auseinandersetzung mit dem Problem der Macht, vor allem der 
Staatsmacht, aber auch jeder anderen Vermächtung, die die Person und die 
Familie zur Masse niederwalzt, scheint die beherrschende Aufgabe unseres 
neuen Zeitalters zu sein. Es wird unsere Aufgabe sein, von unserer politi­
schen Idee aus zu dieser politischen Auseinandersetzung wesentlich beizu­
tragen. Wir hoffen, daß allen Mühseligen und Beladenen als Ergebnis die­
ser politischen Auseinandersetzung Friede imd Freiheit werde. 

Der e r s t e G r u ß dieses Partei tages gilt dem sehr verehr ten Herrn 
Vorsitzenden Bundeskanzler D r. K o n r a d A d e n a u e r , (Stürmische Bei­
fallskundgebungen) • , • . •' 

Von seinen Gegnern über das Maß des Tragbaren hinaus bekämpft, von 
seinen Freunden geliebt, von allen Wohlmeinenden aber hochgeachtet, steht 
sein Bild jetzt schon in den Blättern der Geschichte. (Starker Beifall) 

Der Präsident des Partei tages in Goslar, Oberkirclienrat CiUien, hat da­
mals in der ganzen Tiefe, die diesen^ Worte eigen ist, den Parteilagsteil-
nehmern und dem Herrn Kanzler ein .fröhliches Herz gewünscht. Es be­
leuchtet die politische Entwicklung des letzten Jahres , daß wir diesen 
Wunsch heute umwandeln müssen in den nach einem tapferen I-lerzen. Die 
Zeiten gehen auf Sturm, W e r - i n diesen Zeiten ein Volk, das 1945 schwer-
gesdilagen wurde, durch die Wogen führen will, braucht eiii tapferes Herz, 
Dem deutschen Volke ist als .Kanzler ein ritterlicher politischer Kämpfer-
gegeben, Ihm gebührt Vertrauen, 

Der Partei tag dient der Selbstprüfung der Partei, Er soll aber auch ein 
Anruf an das deutsche Volk sein, ob es die Kraft und — ich darf sagen — 
auch die Gnade haben wird, dem ritterlichen politischen Kanzler auf dem 
Wege des Maßes und der Mitte tapfer zu folgen, oder ob es der 'polit ischen 
Magie erliegen -will. ' 

Mit' dem Herrn yors i tzenden und Bundeskanzler begrüßen wir die Mit­
glieder des B u n d e s v o r s t a n d e s und B u n d e s a u s s c h u s s e s 
sowie die L a n d e s v o r s i t z e n d e n , Unser Gruß gilt dem Präsidenten 
des Deutschen Bundestages, Herrn Obe'rkirchenrat Dr. E h l e r s . Er gilt 
weiter den Herren Bundesministern ProL E r h a r d , Dr. L e h r , 
S c h a f f e r , Dr, L u k a s c h e k , K a i s e r , S c h u b e r t h , S t o r c h und 
allen, die ich n,icht genannt habe. 

Wir schließen die obersten R e p r ä s e n t a n t e n d e r d e u t s c h e n 
L ä n d e r in unsere Begrüßung in dem Geiste ein, in dem die klassischen 
Länder der Demokratie diese üben. Dort lebt über das Formale hinaus 
Demokratie dadurch, daß die großen und kleinen-Bundesländer und Kanr 
tone gleicliwertig sind, mit gleichem Anteil an der Zentralgewalt . So lassen 
Sie mich die Namen etwa in der Reihenfolge vom kleinen zum großen Land 
sprechen und mit dem Land beginnen, von dem wir seit 1945 getrennt sind. 
So begrüße ich in gleicher Herzlichkeit die Herren Staatspräsidenten und 
Ministerpräsidenten Prof, W o h 1 e b , Baden, Dr, M ü l l e r , Würt temberg-
HohenzoUern, Dr. L ü b k e , Schleswig-Holstein, A I t m e i e r , Rheinland- , 
Pfalz, (Beifall) und A r n o l d , Nordrhein-Westfalen, (Beifall) ' ~ 



Wir vermerken dankbar die Anwesenhei t der hohen Ver t re ter der 
c : h r i s t l i c h e n K i r c h e n , des hochwürdigsten Herrn Prälaten, Dom­
herrn und apostolischen Protonotars Dr. R ü d e , und des Herrn Ver t re ters des 
evangelischen Landesbischofs Dr. B e n d e r . Das Leid der Gegenwart , auch 
das politische, ist im Grunde ein weltanschaulidies. Der revolut ionäre Weg 
des letzten Jahrhunder ts , der sich in dem Leitwort ausdrückt: „non serviam", 
„ich will nicht dienen", wird nur d u r d r d i e alte und ewig neue Botschaft des 
„Gloria Patri", „Ehre sei dem Vater", überwunden. In diesem Sinne wird 
sich der Partei tag am Sonntag mit den großen Zeitfragen befassen. 

Unser Gruß gilt dem Ver t re ter der württembergischrbadischen Regierung 
und Landesbezirkspräsidenten von Nordbaden, Herrn Dr. U n s e r , sowie 
dem leider durch auswärt igen Aufenthalt verhinder ten Herrn Oberbürger­
meister T ö p p e r , ver t reten durch den uns wohlbekannten Herrn Bürger­
meister H e u r i c h. 

Die iiicht nur konventionelle, sondern herzliche Einladung, die der Ober­
bürgermeister dieser Stadt hat ergehen lassen, zeigt das besondere politische 
Klima dieser Stadt und Landschaft, Erbe aus der Zeit nach dem Ersten 
Weltkr ieg. Es ist über alle grundsätzlichen Unterschiede das Klima des 
Menschlichen im politischen Kampf. Es möge bewirken, daß die Delegierten 
hier eine wahre . Heimat finden. 

Unter den E h r e n g ä s t e n dürfen wir den Ver t re ter des Hoch­
kommissars der Vereinigten Staaten von Amerika und die Vert re ter der 
sonstigen H o c h k o m m i s s a r e freundlich begrüßen. Wir sehen in unse­
rer Mitte zahlreiche a u s l ä n d i s c h e D e l e g a t i o n e n , die mit uns in 
Gesinnung verbunden sind. Wir bewillkommnen sie herzlicli. Wir wollen 
mit ihnen in Fortführung der erfolgreichen Gespräche von Ems den Weg 
zur Einheit Europas in diesen Tagen vom Geistigen her suchen. Unter der 
Vielzahl der Delegationen darf ich in aller Kürze erwähnen — ich iienne 
die Namen, wie sie kommen —; Herr Minister Dr. S a s s e n , Holland, Herr 
Nationalrat Dr. M a 1 e t a , Österreich, Herr Dr. M e r t e n s , Belgien, Herr 
Dr. S c h m a l , Holland. (Beifall) 

Idi darf — es geschieht am Schluß — weil es die höchste Instanz des 
Redits ist, den Herrn Präsidenten Dr. H ö p k e r - A s c h o f f vom Bundes­
verfassungsgericht noch herzlich_ begrüßen. 

Ich gedenke dankbar der Mitarbeit des R u n d f u n k s und der P r e s s e . 
Wir wollen den Gruß einmünden lassen in die Hoffnung) daß diese so tief 
und ernst gemeiritp Tagung durch Presse und Rundfunk im Volke mit allem, 
was durch ihr Licht verbrei tet werden wird, bekanntgemacht wird. 

Nun nod i kurz unseren Blick auf die Freunde der C h r i s t l i c h 
S o z i a l e n U n i o n B a y e r n s . Wir begrüßen sie zu allerletzt, weil sie 
zu uns gehören, an der Spitze den Herrn Generalsekretär S t r a u ß . 

Unter den Delegierten, die jetzt zu begrüßen sind, lassen Sie mich den 
Chef der Bundestagsfraktion der Christlidi Demokratischen Union, Herrn Dr. 
von B r e n t a n o , der uns als ein ritterlicher politischer Kämpfer bekannt 
ist, begrüßen. 

Sehr l iebwerte Gäste und alle die Delegierten! Frauen, Männer und 
Jugend, Arbeiter und Bauern, Beamte und Unternehmer! Neubürger und 
Altbürger! Sie sind mit dem ernsten Willen gekommen, die Anliegen unse­
rer Partei, die zugleich die Anliegen des ganzen Volkes sind, zu über­
prüfen und der Partei den Weg in die Zukunft zu weisen. Ich greife den 
Beratungen nidit vor. Sie wissen von dem bedeutungsvollen Referat, das 
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der Herr Bundeskanzler heute halten wird. Sie wissen, daß am Sonntag 
ganz aus der weltanschaulichen Tiele heraus der Weg in die Zukunft ge­
sucht und Zeitkritik geübt werden muß. Sie wissen, daß morgen über den 
sozialen U7id wirtschaftlichen Aufbau gesprochen werden soll. Damit soll 
gesagt sein, daß die soziale Gerechtigkeit, die notwendige Ergänzung der 
wirtschaftlichen Freiheit, Grundlage für das Ver t rauen ist, das wir vom 
Volke erbitten dürfen. 

Der Tagungsort hier liegt am Schnittpunkt alter Verkehrsl inien, N o r d -
Süd, Skandinavien—Alpen—Rom, West—Ost, Paris—Slraßburg—Wien— 
.Konstantinopel. Der Ort. ist geeignet, in Zusammenhängen zu, denken und 
das Wesentliche zu sehen. Die Schwierigkelten der Zeit liegen auf der 
west-östlichen Linie. Die Nähe der Schwarzwaldberge und der Pfalz aber 
möge Ihnen bestätigen, daß neben diesen großen Fragen die natürliche 
Verwurzelung unserer Kraft in der Heimat und im Vater lande liegt. ' 

So eröffne ich den Parteitag mit dem Gruß der Bergleute im Ruhrgebiet: 
„Glückauf!". (Starker Beifall) ' 

Als nächster sprach der Landesbezirkspräsident von Nordbaden, . 

Dr. Unser: 

Es ist mir eine große Ehre, Sie im Lande Württemberg-Baden willkom­
men zu heißen und Ihnen die Grüße der württembergisch-badischen Staats­
regierung entbieten zu dürfen. Darüber hinaus darf ich meiner Freude und 
Genugtuung Ausdruck geben, daß Sie die Stadt Karlsruhe als Tagungsort 
für fhren Bundespartei lag 1951 gewählt habend 

Eine Betrachtung unseres heutigen politischen Lebens zeigt leider, daß 
dem Wor te „Partei" noch immer jene unheilvolle Bedeutung anhaftet, die 
im Dritten Reich diesen Begriff zu einer Waffe gegen die Demokratie ge­
macht hat. Wei te Kreise in unserer Bundesrepublik, leider auch ein großer 
Teil unserer Jugend, stehen allen politischen Bindungen ablehnend gegen­
über. Zahlreiche Stimmen bestreiten die Notwendigkei t eines organisatori­
schen Zusammenschlusses christlich Gleichgesinnter, und viele betrachten 
die Parteibildung als Wurzel politischer Zerspli t terung und inneren Un­
friedens. Aber eine wirksame politische Willensbildung kann nur im größe­
ren Kreise einer Partei erfolgen. Jsfur die politische .Partei kann diesem 
Willen Gewicht verleihen, denn jede Einzelstimme wird ungehört ver­
hallen, wenn auch die Durchschlagskraft der politischea Parteien von den 
Persönlichkeiten abhängt, die sie tragen und die sich bis heute in allen 
Lagern gefunden haben. Trotz vielem Trennenden verbindet die meisten 
politischen Gruppen der ernste und ehrliche Wille, in gegenseit iger Achtung 
um. eine bessere und sichere Zukunft unseres Volkes zu ringen. 

Wir alle sind uns bewußt, welche großen Aufgaben uns bevorstehen. Sie 
haben mit gutem Grunde Ihrem Partei tag das Gelei twort „Deutschland und 
Europa" mit auf den W e g gegeben. Nicht nur in der Öffentlichkeit Deutsch­
lands, sondern über unsere Landesgrenzen hinaus wird man den Gang 
Ihrer Beratungen mit Interesse verfolgen und Ihren Entschließungen die 
größte Beachtung schenken. 

Lassen Sie mich schließen mit dem Wunsch, daß Ihr Parteitag einen glück­
lichen Verlauf nehmen und das Bekenntnis zur Idee der europäischen 
Völkergemeinschaft im' In- und Auslande die Beachtung finden möge, die 
ihm gebührt. (Beifall) 



Es sprach Herr Bürgermeistei 

Dr. Heurich: 
Der Herr Oberbürgermeister hat midi beauftragt, auch in seinem Namen 

dafür zu danken, daß Sie Karlsruhe a ls .Tagungsor t gewählt haben. Sie be-
iinden sich in einer durch ihre Aufgeschlossenheit und die Freundschaft 
ihrer Bewohner vielgerühmten Stadt und sehen manche Schönheiten dieser 
Stadt, Zwischen dem letzten Besuch, Herr. Bundeskanzler, aus Anlaß der 
Konstituierung des Bundesverfassungsgerichts und Ihrem jetzigen Aufent­
halt liegt eine kurze Spanne von nur wenigen Wochen, eine Zeit allerdings, 
die überreich von Ereignissen und wel tumspannender Bedeutung ist, eben­
so reidi an verantwortungsvol ler Arbeit für das deutsche Volk. Mit Ihnen 
sind vom gleichen hohen Verantwortungsbewußtsein beseelt Ihre engsten 
Mitarbeiter nach hier gekommen. Freunde, die schon ein Mensdienal ter 
nahezu in .der politischen Arbeit stehen. Nidit umsonst wurde die Bürger- . 
Schaft von Karlsruhe von uns angesprochen und aufgerufen, Sie herzlich 
aufzunehmen. 

Auch die Stadtverwal tung von Karlsruhe glaubt sagen zu können, daß 
sie alles getan hat, um die Durchführung Ihres Partei tages gut zu gestalten, 
um dazu beizutragen, daß er gelingen soll. Unser Dank an die Bundes­
parteileitung, daß sie Karlsruhe als Tagungsort gewählt hat, findet dadurch 
seinen Ausdrudc. Möge der Name dieser Stadt mit der zukünftigen Partei­
arbeit stets verbunden bleiben, und zwar im besten Sinne des Wortes . 
Mögen die Karlsruher Beschlüsse Riditung und W e g bestimmen, den die 
CDU in nächster Zukunft erfolgreich beschreiten wird. 

Nach einem Hinweis auf Zerstörung und Aufbauleistung in Karlsruhe 
und die Schönheiten der Umgebung schloß der Redner mit den Worten; 

Als alter Politiker — ich gehöre wohl zu den ältesten — darf ich noch 
ein persönlidres Wort hinzufügen. Wir danken Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
für Ihre bewunderungswürdige Tätigkeit, wir danken Ihnen für Ihren star­
ken Glauben an die Rettung und Einfügung der Nation in das gesamte 
Weltgefüge. Ihr Werk zu würdigen, bedarf es aufgeschlossener Menschen. 
Mögen die glaubensstarken Christen in unserem Lande endlich erkennen, 
daß das Werk, das durch Adenauer begonnen ist, gelingen muß. Mögen sie 
zusammenstehen in Treue und Einigkeit, damit wieder Deutschland in der 
Wel t geachtet und seine Führer respektiert werden. (Starker Beifall) 

Es sprach der Präsident des Deutschen Bundestages, Herr Oberkirchenrat 

Dr. Ehlers: 
Es, gehört noch nicht zu den Gepflogenheiten aller deutschen Parteien, 

den Präsidenten des deutschen Parlaments zu ihren Partei tagen einzuladen. 
Um so dankbarer bin ich, daß Sie mir die Ehre geben, daß ich hier in die­
sem Amt ein Grußwort sagen darf. Im Parlament wird das Leben und die 
Funktion der Parteien am eindringlichsten sichtbar. Wie die Dinge heute 
liegen, meine Damen und Herren, ist die repräsentat ive Demokratie auf 
Parteibildungen angewiesen. Wir sollten darum dem .substanzlosen und 
dummen Geschwätz —- ich muß es- so nennen —, das in Deutschland immer 
wieder Gläubige findet und das die Parteien nur darum ablehnt, weil sie 
Parteien sind, Widerstand leisten. 

Allerdings haben wir nur ein Recht zu einem Eintreten für Bestand and 
Aufgaben der Parteien, wenn sie sich wirklich als Teil eines Ganzen fühlen 
und wenn sie bereit sind, die Pfliditen zu erfüllen, die ihnen aus ihrer 
politischen Existenz zuwachsen. Beides, meine Damen und Herren, ist nur 

10 



möglich, wenn im Parteileben •Deutschlands das Wort „Verantwortung" 
groß geschrieben wird.- Verantwortung dafür, daß die Parteien insgesamt 
sich in einer über das Wohl ihrer engeren Gemeinschaft hinausreichenden 
Gesamtverpflichtung sehen 'und sich nicht nur in der Theorie, sondern audi 
in der Praxis des politischen und parlamentarischen Lebens bewähren, und 
Verantwortung dafür, daß Parteien, Parteienbildungen und Neugründungen 
nicht nur Mittel zur Durchsetzung persönlicher Ehrgeize und ein Weg zur 
Atornisierung des politischen Lebens sind. Parteineugründungen sind, wie 
die Dinge bei uns liegen, ein höchst problematischer Beitrag zum politisch­
parlamentarischen Leben'Deutschlands, weil in ihnen zumeist nur der Wille 
zur Demagogie, aber selten die Bereitschaft, i rgendwann einmal echte demo­
kratische Verantwor tung zu tragen, sichtbar wird. Ich wünsche Ihnen, meine 
Damen und Herren, daß dieser Parteitag einen echten Beitrag zu der recht­
vers tandenen Funktion einer Partei in unserem politischen und parlamen­
tarischen Leben leistet. 

Ich bin zwar nicht Delegierter dieses Parteitages, aber ich darf mir viel­
leicht das Recht nehmen, ein weniges zu unserer besonderen Verantwor tung 
zu sagen. Es gehört zu dem Thema der gut- und nidit gutwilligen Berichte 
und Voraussagen, daß die Christlich Demokratische Union sich- in eini?m 
Konkurs ohne Masse befindet, wie es die Zeitung einer großen Partei 
gerade ausgedrückt hat. Ich glaube, daß die Spekulanten auf einen billigen 
Konkursausverkauf doch nocli einige Enttäuschungen erleben werden. (Star­
ker Beifall) Die vergangene Woche hat uns ja darüber belehrt, daß solche 
Enttäusdrungen manchmal sehr unerwar te t eintreten. 

Wir sind uns aber mit vollem Ernst darüber klar, daß für den .politischen 
Weg, den wir in- den letzten 6_ Jahren gemeinsam gegangen sindi die Zeit 
der^ Bewährung kommt, nicht durch Wahlen allein. Was sind schließlich 
Wahlen für die Cesamlzukunft eines Volkes? Ich meine eine 'Bewährung 
nach innen. Es geht nicfit darum, meine Freunde, daß die Forderungen, die 
von allen Seiten gestellt werden, erfüllt werden. Man könnte manchmal 
meinen, daß die vergangenen Jahre, insbesondere die vergangeneii beiden 
Jahre , schon soviel erfüllt haben, daß den Menschen in Deutschland das 
echte Maß für das Mögliche bereits ver lorengegangen ist. Daraus wächst 
die gefährliche Vergeßlichkeit ,-die wir auf allen Straßen und Plätzen er­
leben und die es ja dann billig findet, auf der Partei herumzutromin'eln, die 
nun einmal das Hauptmaß der Verantwortung tragen muß. (Beifall) 

Ich meine, daß dieser Parteitag eine Mahnung an- das deutsche Volk sein 
sollte, nicht dieser Vergeßlichkeit anheimzufallen. Vernünftige Menschen, 
meine Freunde, wissen, daß nicht alles gegeben werden kann. Sie fordern das 
auch gar nicht, aber sie fordern eins, und das müssen' sie fordern in unserer 
Zeit, und wir, müssen' es ihnen geben: daß -ein klarer Kurs gesteuert wird. 
Das heißt nach meiner Überzeugung, daß wir in unseren Reihen, und damit 
in der ganzen deutschen Pol i t ik , 'überwinden und einschmelzen die.höchst 
selbstsüchtigen Einzelinteressen; und das kann nur geschehen, wenn eine, 
gemeinsame größere Verantwortung auf einer inneren Grundlage sichtbar 
gemacht wird. 

Wir müssen bei unserer Arbeit eine Aufgeschlossenheit haben für alles 
ehrliche und oft aus großer Not kommende Wollen und Fordei'n. Und, 
meine Freunde, -wir müssen, wenn wir nicht alles erfüllen können, allen 
wenigstens-deutlich machen-, daß das Prinzip der Gerechtigkeit für uns über 
allem steht. W i r - m ü s s e n d i e -Veran twor tung stärken bei allen", die- zu 
einem echten Dienst bereit sind, d. h'. wir-müssen die Grundlagen unseres 

11 



Lebens, die von Gott gesetzt sind, hineinstrahlen lassen in unser politisches 
Handeln und von dort wieder zurück auf alles, was wir zu tun haben zur 
Überwindung der tödlichen Isolierung, in die wir als einzelne und als Ge­
meinschaft wieder zu fallen drohen. 

Und, meine Freunde, wir müssen als letztes die gemeinschaftliche Arbeit 
der Konfessionen als die unverrückbare Basis unseres politischen Handelns 
bewahren. (Sehr starker Beifall.) Es geht dabei nicht um eine taktische 
Vereinbarung, sondern es geht um den Ausdruck des gegenseitigen Respek­
tes, den wir uns um Gottes Willen schulden. 

Es gibt genug Leute in Deutschland die es nicht für nötig halten, sich 
in den Fragen .der Politik dahin bestimmen zu lassen, daß auch Politik nur 
aus dem Glauben getrieben werden kann. Wir wollen dabei bleiben. Und 
wenn wir das bewahren, sehe ich nicht schwari für unsere Arbeit, sondern 
glaube, daß wir einen W e g geführt werden, der nidit um einer Partei, aber 
um Deutschlands willen nötig ist. (Starker Beifall) 

Präsident Dr. Gurk begrüßte Generalsekretär S l r a u s s von der CSU 
Bayerns, sowie die inzwischeni eingetroffenen saarländischen Freunde, die 
als „diristHch und deutsch" mit starkem Beifall empfangen wurden, und 
wies auf die Botschaft der „Democracia Italiana Christiania" hin, die in 
der Kongreßrundschau abgedruckt ist. Er erteilte das Wor t 

Generalsekretär Strauß: 

Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehr ten Damen und Herren — ich 
kann genau so gut sagen: liebe Parteifreunde! (Beifall) 

Wenn ich im Auftrage der Christlich Sozialen Union Bayerns mich für 
die Einladung meiner Partei zu Ihrem Partei tag bedanke, dann tue ich das 
eigentlich mehr als Vortrupp, denn ich bin gebeten worden, anzukündigen, 
daß morgen der bayrische Landtagspräsident, Herr Dr. Dr. Alois Hund­
hammer, in Ihrem Kreise ebenfalls anwesend sein wird, und daß der Frak­
tionsvorsitzende der CSU im Bayrischen Landtag, Prälat Dr. Meixner, eben­
falls anwesend sein wird. 

Wenn es auch manchmal so scheint, als ob gewisse Dinge von Bayern 
aus sich anders ansehen als von anders'yvoher in unserem Vaterland, so 
steht aber doch eines fest; unsere Parteien verbindet die gleiche welt-
anschaulidie Grundlage — sie ist das sicherste, was uns überhaupt ver­
binden kann —, die gleiche staatspolitische Überzeugung als Föderalisten, 
die gleichen kulturpolitischen Ziele; und weiter verbindet uns etwas, was 
sehr stark ist, und zwar die Tatsache, daß wir im Gegensatz zu denen, die 
draußen gehetzt und geschrien haben, gemeinsam als CDU und CSU in 
Land und Bund seit über 5 Jahren die Verantwortung mit Erfolg getragen 
haben. Und wenn der Herr Bundeskanzler manchmal mit Sorge auf seine 
bayrischen Freunde sieht, dann ist eines sicher: er vers teht zur rechten 
Zeit, sich immer auch auf sie zu verlassen. (Heiterkeit und Beifall) 

So darf ich mir erlauben, meine sehr verehr ten Parteifreunde, Ihnen zum 
Gelingen Ihres Partei tages vollen Erfolg zu wünschen und für die Einla­
dung der Christlich Sozialen Union herzlichen Dank zu sagen. Ich darf mir 
erlauben, gleidizeitig zu versichern, daß wir Waffenbrüder für Deutschland 
und Europa immer bleiben werden. (Starker Beifall) 
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„Deutschland und Europa" 

Von starken Ovationen begrüßt nahm das Wort 

Buhdeskanzler Dr. Adenauer: 
Ein- Blick in die heutigen Zeitungen zeigt an den Überschriften, wie 

groß die Unruhe in der Welt ist: .Ausnahmezustand in Ägypten' , ,Tote 
und Verwundete am Suezkanal ' , .Moskau weist US-Initiative zur Beendi­
gung des Korea-Konfliktes ab', .Neue Kämpfe in Korea' . .Der britisch-per­
sische Konflikt', ,Rückzug der amerikanischen Truppen aus Europa' . Das 
sind einige von mir willkürlich herausgegriffene Überschriften, die zeigen 
sollen, wie voll von Gefahren unsere Zeit ist. 

Zunächst möchte ich jedoch i n d e m ersten Teil meiner Rede über i n n e r ­
d e u t s c h e A n g e l e g e-n h e i l e n sprechen, über, die Arbeiten unserer 
Partei im Bund. Ich kann mich dabei beschränken .auf die wesentlichsten 
Aufgaben, , die bereits gelösten und die, noch der Lösung harrenden, ich 
kann mich damit begnügen, auf die wesentlichsten Entwicklungen hinzu-

. weisen, da Sie im Laufe des Partei tages durch die einzelnen Referate noch 
genauere Darstellungen erhalten werden. 

Ein Partei tag soll ein Tag der Rechenschaft und der Besinnung sein, und 
er soll uns die Kraft zu neuen.Entschlüssen und zu neuer Arbeit geben. 
Es ist in den' hinter uns liegenden Jahren von vielen Mitgliedern der Par­
tei treu und ernst gearbeitet worden, und ihnen allen gilt unser Dank. 
Besonders möchte ich danken noch den Frauen und der Jugend. Der 
Deutschlandtag der Jungen Union in Bonn, der vor kurzer Zeit stattgefun­
den hat, zeigte ein so großes politisches Verständnis für die Ge^amtlage 
vinä einen solchen idealen Schwung, daß wir der jungen Generation volles , 
Ver t rauen schenken können. (Beifall) 

Das gleiche gilt von den 'F rauen in unserer Partei. Ihre Arbeit wird mei­
nes Erachtens vielfach nicht genügend gewürdigt. Um so mehr ist es Pflicht 
des Parteitags, ihnen zu danken. Wir werden schon in nicht langer Zeil 
an die Vorberei tung der Bundestagswahl, die im Jahre 1953 stattfinden 
wird, herangehen müssen. Die Kandidatenfrage ist besonders wichtig. Ich 
würde es außerordentlich begrüßen, wenn gerade aus der juirgen Gene­
ration und den Frauen tüchtige Mitarbeiter in den neuen Bundestag im 
Jahre 1953 einziehen würden. 

Der Bundestag und die Bundesregierung haben jetzt schon mehr als die 
Hälfte der Wahlper iode hinter sich. Immer neue Aufgaben treten an uns, 
treten an das deutsche Volk heran, immer neue Veränderungen und Ent­
wicklungen vollziehen sich in der Welt . Jeder Tag bringt den Menschen 
so viel Neues, daß sie kaum mehr an das zurückdenken, was sie in den 
letzten Jahren, geschweige denn Jahrzehnten erlebt haben. Es ist nicht gut, 
wenn man nur immer dem Tag selbst oder der nächsten Zukunft lebt. Die 
Arbeit und die Entwicklung eines jeden Tages baut sich auf und schließt 
sich an an die Entwicklung der dahinterl iegenden Zeit. Man verl iert die 
Obersicht und man verl iert das Urteil, den riditigen Maßstab, wenn man 
die Dinge nicht im Zusammenhang und in ihrer Entwicklung betrachtet. 

Lassen Sie mich daher doch daran erinnern, wie es bei uns in Deutsch­
land aussah,' als im September 1949 der Bundestag zum ersten Male zu­
sammentrat . Bitte erinnern Sie sich, welche wirtschaftlichen Erschwerungen 
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wir damals noch ertragen mußten. Bitte denken Sie daran, dali wir damals 
wirtscliaftlidi und außenpolitisch in völliger Abhängigkeit von den Besat­
zungsmächten standen. D e n k e n S i e d a r a n z u r ü c k , wie die Abwer­
tung des englischen-Pfundes im September 1949, dem ersten Monat unseres 
Bestehens, unsere 'Währung in Mitleidenschaft zu ziehen drohte. ISrinnern 
Sie sich daran, daß wir für die Zeit von April 1948 bis September 1949 
273 MilHonen Dollars zur Beschaffung von Nahrungsmitteln durch den 
Marshallplan erhielten. Denken Sie daran, daß damals die Vertreibung aus 
den Ostgebieten noch nicht abgeschlossen, war, daß wir, von größten wirt-
sdiaftlichen Sorgen bedrückt, an außenpolitische Aktivi tät oder gar an 
Wiederhers te l lung unserer Freiheit noch gar nicht zu denken wagten. Hal­
ten Sie diese Tatsachen dem heutigen Zustand gegenüber, vergegenwärt igen 
Sie sich, daß der Haushaltsplan des Bundes im Jahre 1951 abschließt mit 
fast 17 Milliarden, daß, wenn nichts Unvorhergesehenes sich ereignet, die­
ser gewaltige Haushal tsplan ' zum Ausgleich gebracht wird. Aus diesem 
.Haushaltsplan — auf einem Parteitag muß man auch mit Realitäten korn-
men — lassen Sie mich einige Ziffern über die Höhe unserer wirtschaft­
lichen Produktion über unsere Ein- und Ausfuhr sowie Beschäftigtenzahl 
sagen. ' " ' 

In der Bundesrepublik wurde im Juni des Jahres ein Viertel mehr pro- , 
duziert als im Juni 1950.und über die Hälfte mehr als irii Juni 1949. Unsere 
Ausfuhr hat sich von Juni 1950 bis Juni 1951 verdoppel t und seit 1949 
verdreifacht. Seit März beträgt der Zahlungsbilanzüberschuß innerhalb der 
Europäischen Zahlungsunion im monatlichen Durchschnitt rund 50 Millionen 
Dollar. Die Beschäftigtenzahl betrug im Jahre 1949 13,6 Millionen, im Jahre 
1951 14,9 Millionen. 

Wenn 'wir auch alle Veranlassung haben, mit den Erfolgen unserer bis­
her igen. Arbeit zufrieden zu sein, so bleibt noch viel zu tun für uns übrig. 
Zur Zeit macht uns Sorge die Entwicklung der Kohlenfrage und die Ent­
wicklung der Preise mancher Lebensmittel. Die Preisentwicklung ist für 
einige Lebensmittel und Gebrauchsartikel nicht tragbar. Wir haben durch 
Erlaß,des Einfuhrzolls auf Schweine eine fühlbare Ermäßigung der Schweine­
preise herbeigeführt. Wir werden auch bei anderen Nahrungsmitteln und 
Gebrauchsgegenständen, wenn nötig, vor entscheidenden Maßnahmen nicht 
zurückschrecken. - ' . 

Eine 'erns te Sorge ist für uns die K o h l e n l a g e . Die Kohlenproduktion 
reicht nicht aus, die • Bedürfnisse der Haushal te und die Bedürfnisse der 
Wirtschaft zu befriedigen. Die Gründe für den Mangel an Kohlen sind nicht 
allein die uns 'vorgeschr iebene Ausfuhr von 6,2 Millionen Tonnen auf das 
Viertel jahr geredinet . Von diesen 6,2 Millionen Tonnen müssen wir, auch 
ohne diese Entscheidung der Ruhrbehörde, 4,3 Millionen Tonnen auf Grund 
von Handelsver t rägen ausführen. Diese Ausfuhr ist nötig, weil wir sonst 
nicht Waren erhalten, die für uns notwendig sind. Die Gründe für den 
Mangel an Kohlen sind aber auch im wesentlichen folgende: Seit 1933 ist 
Raubbau getrieben worden; im ganzen Gebiet der Ruhr sind seit 1933 zwei 
neue Schächte niedergebracht worden. Ais nach dem Zusamnienbruch die 
Aufsicht und Verwal tung der Zechen auf die Besatzungsbehörden überging, 
ist auch von diesen nichts geschehen, um zur richtigen Zeit weitere Auf­
schlüsse vorzunehmen. Es hat uns gefehlt und es fehlt uns jetzt noch an 
den nötigen Investitionsmitteln. / 

Durch den Krieg sind im Ruhrgebiet sehr viele Wohnimgen von Berg­
arbeitern zerstört virorden. .Dadurch i s t . e i n Mangel an ansässigen Berg­
arbeitern eingetreten. Die Maßnahmen der Besatzung haben es weiter mit 
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sich gebracht, daß die Zechen der Kontrolle und der Verantwortung gegen­
über ihren satzungsgemäßen Oiganen enthoben waren, daß Ungewißheit 
über das Schicksal der einzelnen Gesellschaften bestand. Das tut auf die 
Dauer niemals gut. Wir sind darum bestrebt, die Entflechtungsmaßnahmen 
so schnell durchzuführen wie irgend möglich, damit wieder verantwortl iche 
Organe für die Führung der Zechen geschaffen werden. Wir haben weiter, 
meine Freunde, einen Aufschlag pro Tonne geförderter Kohle, beschlossen, 
um Bergarbei terwohnungen zu bauen. Wir bemühen uns, ' .Investitipnsmittel 
zu erhalten, um neue Schächte niederzubringen und die vorhandenen An­
lagen .besser ausbauen zu können. Wir hören, daß der Zwangsexport bald 
aufhören wird. Sobald der Schumanplan ratifiziert ist, wird der Beschluß, 
,den die Unterzeichner des Londoner Abkommens, durcli das Ruhrstatut ein­
geführt haben — der Beschluß, den diese gestern in Paris getroffen haben 
und der uns des Zwanges enthebt —, zur Wirklichkeit werden. (Starker 

• Beifall). \ . . 

Wir glariben, daß durcli alle diese Maßnahmen, wenn auch nicht von heute 
auf morgen, doch die Kohlenknappheit erheblich gemildert wird. Aber diese 
Maßnahmen zeigen ilire .Wirkung erst nach einer gewissen Zejt. Es wird 
nötig sein, daß auch die Ruhrkohlenverwal tung und die Industr iegewerk­
schaft Bergbau zusammen mit der Bundesregierung versuchen, schon jetzt, 
luid zwar sofort, eine Steigerung, der Förderung herbeizuführen. Diese 
Steigerung der Förderung — das sagen die Kenner des Bergbaues - ^ ist 
möglich. Dadurch allein können die Familien vor Kälte, die Wirtschaft vor 
Stillegungen und Entlassungen von Arbei tnehmern geschützt werden. 

Unser Weg in den letzten beiden Jahren war ein schwerer, arbeitsreicher 
und sorgenvoller Weg. Dem Bundestag und. sicher auch der Bundesregie­
rung werden so viele Vorwürfe gemacht! — Ach, ich wünsche, alle die 
Deutschen, die sich den Mrmd zerreißen, könnten einmal zusehen, wie im 
Bundestag und in der Bundesregierung gearbeitet wird. (Lebhafter Beifall.) 
Es sind in dieser verhältnismäßig kurzen Zeit vom Bundestag 240 Gesetze 
verabschiedet worden. Es fanden" 169 Plenarsitzungen und 2700 Ausschuß­
sitzungen statt. 

Wir haben dieses Stück Weg nach oben zurückgelegt trotz schwerer, ja 
trotz größter Belastung durch soziale Verpflichtungen und durch die Kosten 
der Besatzung. Wiß groß diese Belastungen waren, möchte ich Ihnen durch 
folgende Ziffern veranschaulichen: Von der Summe des i-Iaushalts 1951 von 

. 17 Millia[den DM entfallen auf Söziallasten 48"/ö, auf Besatzungszwecke 
40"/'ü, auf sonstige Aufgaben 9"/», und die Verwal tung selbst kostet nur 3"/o. 
Für die Vertr iebenen allein werden insgesamt in dem einen Jahr von Bund 
und den Ländern ausgegeben 6,8 Milliarden DM. 

Ein besonderes Ruhmesblatt sind unsere Leistungen auf dem Gebiete des 
Wohnungsbaues . Vom Zusammenbruch bis Ende 1948 wurden im Gebiete 
der Bundesrepublik schätzungsweise 500 000 Wohnungen gebaut, im Jahre 
1949 sind 215 000, im Jahre 1950 über 350 000 Wohnungen gebaut worden, 
im Jahre '1951 werden es wiederum 350 000 Wohnungen sein. Wir hoffen 
und wir glauben, daß wir diese Zahlen auch in Zukunft beibehalten kön­
nen. Insgesamt sind seit dem Zusammenbruch etwa "U Millionen Wohnun­
gen gebaut worden. 

Damit Sie aber sehen, was in diesen Ziffern steckt, lassen Sie' mich einen 
Vergleich mit anderen Ländern^ ziehen. Im Jahre "1950 sind in der Bundes­
republik, auf 10 000 Einwohner berechnet, 75 Wohnungen gebaut worden, 
in Norwegen '63 , in Sdiweden 62, in 'England 39, in Frankreich 18. 

• Nun komme ich zu einer ernsteren Seite des Wohnungsbaues . Von den 
im Jahre 1950 vollendeten Wohnungen waren 14,8"/« Eigenheime oder Ein-
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familienhäuser. Dieser Prozentsatz ist meines Erachtens viel zu gering. Wir 
müssen in Zukunft in viel größerem Umfange als bisher zum Bau von Eigen­
heimen übergehen. Daß der Bau von Mehrfamilienhäusern billiger sei, ist 
noch lange nicht bewiesen und wird von einem Teil der Sachverständigen 
durchaus bestritten. Aber abgesehen davon darf die Erstellung von Woh­
nungen nicht allein unter kalkulatorischen Gesichtspunkten betrachtet wer­
den. Deutschland hat infolge der Zerstörungen des Krieges eine einmalige, 
niemals wiederkehrende Gelegenheit, die Fehler, die in der Vergangenhei t 
dadurch gemacht worden sind, daß man den Bau von Eigenheimen zu 
wenig begünstigt hat, wieder gutzumachen. Wir müssen sehr viel s tärker 
als bisher — idi betone das nochmals — von dieser Möglichkeit Gebraudi 
machen. Der Bau von Wohnungen durch gemeinnützige Gesellschaften kann 
das Eigenheim nicht ersetzen. Wir wollen das individuelle Eigentum stär­
ken, um die Menschen mit ihrer Wohnung und ihrem Hause zu verwurzeln. 

Ich bin der Auffassung, daß wir noch nach einer ^anderen Richtung unsere 
Wohnungsprodükt ion einer sehr ernsten Nachprüfung unterziehen müssen. 
W i r bauen zu viele Kleinstwohnungen. Das war in diesen ersten Jahren 
vielleicht oder wahrscheinlich sogar angebracht, um der dringendsten Not 
möglichst schnell und in möglichst großem Umfange Abhilfe zu schaffen; 
denn es ist beser, eine Kleinstwohnung sofort zu geben, als die Menschen 
in Baracken zusammenzupferchen. Aber' wir müssen jetzt danach trachten, 
größere Wohnungen zu 'bauen. Der Bau größerer Wohnungen und der Bau 
von Eigenheimen sind Voraussetzungen für eine gute Familienbildung. 
Zur Zeit' droht, wie sich bei de r . letzten Volkszählung eingeben hat, die 
Familie ohne Kind, oder die Familie mit 1—2 Kindern die Norm der deut­
schen Familie zu werden. Ich bin überzeugt, daß die Wohnungsfrage dabei 
eine sehr entscheidende Rolle spielt. Wir werden, meine Freunde, ein 
s terbendes Volk, wenn wir nicht 'Abhilfe schaffen. 

Idi möchte mich jetzt den hauptsächlidisten A u f g a b e n zuwenden, 
d i e v o r u n s s t e h e n . 

Der Lastenausgleich muß so' schnell wie möglich verabschiedet werden. 
Die Aufgabe ist so sdiwierig und so groß, daß niemand annehmen kann, 
er werde sie vollendet lösen. Wir müssen ' zu einer baldigeii Lösung kom­
men, im Interesse der Vertr iebenen und auch im Interesse derer, die durdi 
den Lastenausgleich belastet werden. Das Interesse der gesamten Wirt­
schaft ver langt ebenfalls möglichst baldige Klarheit über die, mit dem 
Lastenausgleich einsetzenden Vermögensverschiebungen. 

Wir haben bisher für den Mittelstand' — das Wort in wei tes tem Sinn 
genommen — nicht so viel tun, können,, wie es der Bedeutuntf des Mittel­
standes für den Staat entspricht. Wir haben zunächst unser Hauptinteresse 
und unsere Hauptsorge der industriellen Produktion, zuwenden müssen, 
weil es zuerst einmal galt, diie große Masse der Arbeitslosen wiieder der 
Beschäftigung zuzuführen. Jetzt- muß eine vers tärk te Sorge für den Mittel­
stand eintreten, für die Handwerker , den Einzelhandeli, den Hausbesitz, die 
Beamtem, die Intellektuellen, die Akademiker xmd denjeniigen Teil der 
Landwirtschaft, der, weil er schlechten Boden bewirtschaftet oder ohne 
eigenes Verschulden verscliuldet ist, notleideü. Ich habe hiermit einen sehr 
großen Aufgabenkreis, umrissen. Ich bin mir selbstverständlidi klar dar­
über, daß die Lösung dieser Aufgaben: viele Arbeit während mancher Jahre 
hindurch erfordert. Aber der Mittelstandi ist wirtschaftlich und staats­
politisch von solcher Bedeutung, daß wir in konsequenter Arbeit ihn stützen 
und erhal ten müssen. Der Mittelstand umfaßt vornehmlich noch selbständige 
Existenzen. Es ist wertvoll für das Staatsganze, die Grundlagen dafür ' zu 
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schaffen, daß diejenigen Mensdien, die eine selbständigie Existenz trotz des 
dainal verbundenen Risikos der Abhängigkeit vorziehem, ihr Ziel erreichen 
könneni. Sie sind ein Schutz gegern Vennassung', sie bringen, den Fortschritt, 
dadurch, daß sie die Individualität schützen. (Beifall) 

Das BeRifsbeamtentum wollen wir unter al len Umständen erhalten. Das 
Berufsbeamtentum ist die Voraussetzumg für eine gute Erfüllinng der staat­
lichen Aufgaben. Die Berufsbeamten und ihre Familieii schaffen ein wert­
volles Element' echt konserva t iven Denkens, das wir namentlich in d-iesen 
unruhigien Zeiten unbedingt notwendig haben,. Dem Bundestag ist der 
Entwurf eines Beamtengesetzes zugegangen, in dem die rechtliche Stellung 
des Berufsbearaten gesichert werden soll. (Beifall) 

Ich hoffe, daß die Bundesregierung bald in der Lage sein wird, einen 
Geset'zentwinf über die Schaffung von Wirtschaftskammexn und des Bundes-
wirtschaftsrates vorzulegen. Es soll damit die außerbetriebliche Mitarbeit 
der Unternehmer und der Arbeitnehmer in paritätischer Weise herbeigeführt 
werden. (Beifall) Ich halte die Einlührüng dieser Einrichtung auch deswegen 
für notwendig, damit die politischen, vielfach .allzu politischen Parlamente 
bei ihren Beschlußfassungen sich auf gutachtliclie Äußerungen dieser Organe 
in wirtschaftlichen Angelegenbeiten stützem können. Ich denke nicht etwa 
an die Umwandlung der Handelskammern, und: der sonstigen, Kammern, die 

.•wir jetzt haben, in Wirtschaftskammern. Diese Wirtschaftskammern müssen 
vielnjehr neu igeschaffen, aber die nicht paritätisch zusammengesetzten 
Kammern ihrer Hoheilsaufgaben entkleidet werden. Ich hoffe, daß das 
Gesetz über die Betriebsverfassung, dessen Beratung im Bundestag schon 
sehr fortgeschritten ist, bald verabschiedet wird,, damit auch im Betrieb die 
wirtscliaftlichen Kräfte zu gemeinsamier Arbeit zusammengeführt werden. 

Erlauben Sie mir, Ihnen nunmehr einige Ausführungen alligemeiner Art 
•z.a machen. Die ö f f e n t l i c h e M e i n u n g wird in der heutigen Zeit 
•nicht mehr in dem Umfange durch die politischen Zeitungen' gebildet, wie 
das früher der Fa,Il gewesen ist. Als Faktoreni bei der Bildung der öffent-
licheiii Meinung', und zwar zum Teil als außerordentlich, starke Faktoren, 
Ilaben, sich entwickelt : 'Die wirtschaftlichen Zeitungen, die illustrierten Blät­
ter, das Kino und vor allem der Rundf;un,k. Gerade der Rundfunk ist ein 
Faktor bei der Bildiung der öffentHcheii Meinung, dessen Bedeutung nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. Die Leitung des Rundfunks gehörte 
und gehört z. Z. noch zu den: den Besatzungsmächten) vorbehal tenen Auf­
gaben. Die Einstellung der Besatzungsmächte zum deutschen Parteiwesen 
in den erstem Jahren der Besatzung hat leider dazu geführt,, daß bei 
manchen Rundfunkgesellschaften eine sehr s tarke einseitige parteipolitische 
Zusammensetzung besteht. Das gilt vor allem für eine der großen Rund-' 
funkgesellschaften. Rundfunkgesellscliaften haben eine Art von Monopol. 
Derart ige Monopolstellungen dürfen, nicht im Interesse einer Partei, aus­
genutzt werden. (Beifall) 

Nicht nur als Vorsitzender unserer Partei habe ich über Mißstände auf 
diesem Gebiet sehr lebhaft zu klageni; ich muß auch feststellen, daß die 
Arbeit der Bundesregierung, des Bundeskanzlers und der Bundesminister 
teilweise durch die einseitige parteipolitische Gestaltung der Programme 
beeinträchtigt wird. (Hört, hört)' Auf diesem Gebiet muß so schnell und. so 
gründlich wie möglich Wande l geschaffen werden. 

Jeden, dem es er,nst ist um das Wohl des Staates und der Gemeinschaft, 
erfüllt es mit großer Sorge, wenn er .sieht, wie stark der R e c h t s -
g e d a n k e im deutschen^ Volke geli t ten hat. Dieser Verfall ,— ich habe 
jceinen anderen Ausdruck dafür — begann s'chon nach dem Ersten Welt­
kr iege. Er hat durch die Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft und durch 
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die ersten Jahre der Besatzung eine erschreckende Förderung erhalten. 
Gerade unsere Partei, .die sich auf weltaiisöiauliche Fundamente stützt, 
muß diese Dinge sehr ernst im Auge hal ten u n d alles tun, damit der Rechts­
gedanke wieder stark und lebendig' wird. Die Korruptionsfälle, die in der 
letzten Zeit beim Bund und in den Ländern aufgedeckt sind, sind sehr 
ernste Mahnzeichen. Wir a l le müssen, schonungslos gegeni alle Anzeichen 
und alle Fälle von Korruption vorgehen, gleichg-ültig, welche Personen darin 
verstrickt sind. Ein Staat wird von. seinen Bürgern, ni&mals geachtet werden,, 
und seine Bürger werden, sich nicht verpflichtet fühlen, ihre Pflichten gegen­
über dem Staate zu erfüllen, w e n n nicht .pfiinlichst darauf geachtet wird, 
daß jeder, der m;it der Erfüllung von staatlichen Aufgaben betraut ist, 
absolut integer und sauber ist. (Sehr starker Beifall) 

Die Entwicklung des P a r t e i w e s e n s in der Bundesrepublik ist nicht 
ohne Bedenken, und zwar nach, mehreren Richtungen, hin. Während bei 
den Bundestagswahlen irn J ah re 1949 elf Parteien bestandeni haben, beste­
hen zur Ze.it zweiundzwanzig Parteien. Zu diesen ausgesprochen politischen 
Parteien sind n-euerdlngs noch Organasationen hinzugekommen, wie die 
Soldatenbüude, der Mittelstandsblock, die zunächst unpolitisch, sein wollen, 
aber doch drohen, ins politische Fahrwasser abzugleiteni. Eins-möchte ich 
mit aller En,tschiedenheit sagen: Die Bundesregierung wird' nicht zulassen, 
daß sich diie Voirgänge des Jahres 1933 wiederholen. (Lebhafter Beifall) Es 
wird nicht geduldet werden^, daß die Feinde der Demokratie unter Mißbrauch 
der demokratischen Freiheiten! die Demokratie töten., Die Bundesregierung 
wird den Versuch der Schaffung totalitärer Parteien, auch w e n n diese 
irgendwie getarnt werden, unter keinen Umständen' dulden. 

Ein Wor t zu den Soldatembünden. Ich hoffe, daß die früheren Soldaten 
aus sich heraus ihre Organisationen!, deren .Berechtigung, w e n n sie auf 
kameradschaftilicher Grundlage beruheni, ich durdiaus anerkenne, so in 
Ordnung bringen, wie es das Interesse der Bundesrepublik und damit des 
deutschere Volkes verlangt . (Beifall) 

Ich begrüße es, daß der Einzelha.ndel sich gegen den Mittelstandsblock 
ausgesprochen hat. Ich bin der Auffassung, daß die Interessen des Mittel­
standes am besten urtd sichersten d^lrch politische Parteien gewahr t werden. 
Berufsorganisationen, die naturgemäß ihre eigenen Interessen zu stark in 
den Vorderg'rundi zu bringen versuchen, laufen Gefahr, daß scWieBlich. die 
Interessen, denen sie dienen wollen, Schaden leldeni. 

Wir werden in der nächsten, Zeit ein W a h l g e s e t z für die Wahlen zum 
Bundestag schaffen, müssen. Das Gesetz, mach dem die Wahl zum ersten 
Bundestag ,im. Jahre 1949 erfolgt ist, war vom. Parlamentarischen Rat nur 
für 'diese erste Wahl geschaffen worden. Es ist eine sehr ernste Aufgabe, 
ein- Wahlgesetz zu schaffen, das sowohl den Interessen des Staates wie den 
Interessen der Staatsbürger gerecht wird u n d das eine gesunde Weiterent­
wicklung nicht 'hindert. Ich habe bewußt zuerst von, den Interessen des 
Staates gesprochen. Das Interesse des Staates verlangt, daß das Wahlgesetz 
die Bildung einer arbeitsfähigen Mehrhei t im Pa.rlament ermöglichL Die 
Weimarer Republik ist nicht zuletzt dadurch zugruncie gegangen, daß das 
damals bestehende Wahlgesetz und Wahlrecht d'ieses Ziel infolge einer 
Überspitzung und Übertreibung von demokratischen Theorien außer acht 
gelassen hat. , • • . . 

Wir alle sind uns darin: einig, daß wir in einer Zeit leben, in der alles 
und jedes in Frage gestellt ist, alle Bindungen, alle Ziele, alle Erkenntnis. 
Durch den Nationalsozialismus und, durch den Krieg ist die Grund'Satztreue, 
die Erkennitnis der Notwendigkei t von Grundsätzen und von Treue zu 
diesen Grundsätzen, den. weitesten Schichten, des Volkes abhanden gekom-
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meiii. Welche Gefeihren der Würde des Meri'scheh, der Würde der Person, 
der Freiheit, der christlichen Religion dadurch dToheri, das werde ich noch 
austühren.. Der Gefahren, die eine solche gärende Zeit in sich birfli, Icann 
man nur Herr werden, wenn- man auf festem Boden sieht, wenn man 
erkennt, daß die ethischen Ziele, die ethischen Gesetze, die auf religiösem 
Boden wurzeln, allein den Menschen deui inneren Halt und die innere 
Festigkeit geben), Ich betrachte es als die wertvollste Errunicjenschaft unserer 
Zeit, daß Angehörige der .beiden großen c h r i s t l i c h e n K o n f e s s i o -
n e n sich zu einer politischen Partei, die bewußt und gewollt die Grund­
sätze der abendländisch-christlichen Gemeinschaft für die Polilik. und das 
politische Leben verpflichtend erklärt , zusammengeschlossen haben. (Beifall) 

Dieser Zusammenschluß ist durch die.Bedrückungen! in der nationalsoziali­
stischeil Zeit gefördert worden, .aber die Wrirzeln .dieser Enfcw.icklung' gehen 
viel weiter zurück und' gehen viel tiefer. Dieser .Zusammenschluß hat sich 
ganz außerordentlich 'bewährt bei der gesamten, Arbeit in der Bundes­
republik.-Weninr wir bei der Wahl l949-'keine Christlich Demokratische Union 
und keine Christlich Soziale Union gehabt hätten-, dann wäre in diesem 
Bundestag d,ie Sozialdemokratische Partei die führende Partei geworden. 
Man muß sich ani Hand der Politik, die die Sozialdemokratische Partei und 
die Fraktion in diesen beiden Jahren: getrieben haben, klarmachen, was 
dann aus Deutschland geworden' wäre. Wir würden, nicht im en.tferntesten 
den wirtschaftlichen Aufschwung genommen haben, den wir .jetzt erreicht 
haben. Wir würden nicht die innere Konsolidierung haben, die wir jetzt 
gegenüber radikaien Ströinungen glücklicher'weise unser eigen nennen 
könneni. Wir würden 'auf außenpolitischem Gebiet — denken Sie bitte an die 
Leistungen der letzten. Jahre —• auch nicht annähernd dort stehen, wo wir 
.jetzt sind. (Beifall) Denjenigen,, der die Not^vendigkeit eines solch.en Zusam­
menschlusses in Frage stellt, sollte man doch fragen: was würde dann aus 
Deutschland geworden sein, .wenn dieser- Zusammenschluß nicht etfolgt-
wäre? Der Beweis über die Notwendigkeit und den Wer t dieses Zusammen-' 
Schlusses ist schon- in den .wenigien- Jahren:, die hinter uns liegen, so 
schlagend erbracht 'wo-rden-, daf3 niemand, der die Notwendigkeit , die christ­
lichen Wer te und Grufidsätze zu schützen,-erkennt, sich dem'entziehen kann. 
Diejenigen, die in irgendeiner Weise versuchen, von neuem eine Kluff 
zwischen den christlichen, Koufessionen hervorzurufen, handein gegen das 
Lebensinteresse des deutschen Volkes. (Starker Beifall) 

Wir sind fest entschlossen — das sage ich für die evangelischen und 
katholischen Mitglieder unserer Partei — -an diesem Zusammenschluß unter 
allen Umiständen festzuhalten und jeden Versuch, ibm Abruch zu tun, mit • 
rücksichtsloser Entschlossenheit entgegenzutreten. (Starker Beifall) 

Nun. lassen Sie mich übergehen zu dem a ,u fS e n p o 1 i t i s c h e n- T e i l 
m e i n i e r R e d e , lassen Sie.mich da folgend.es an die Spitze stellen: Die 
außenpolitische Arbeit der Bundesrepublik ist völlig' verschieden von der 
außenpoli'.tischen- Arbeit Deutschlands etwa vor 1933. Wir stehen noch unter 
'Besatzungsrecht), sind nicht souverän — wir wollen, aber möglichst bald 
souverän werden —, die freundlichst im Bundestag empfohlene innere Auto­
nomie lehnen wir ab. Vor allem aber wird; unsere außenpolitische Arbeit 
durch zwei Tatsachen bestimmt, die es vor 1933 n.icht gab; 

Die eine Tatsache ist die T e i l u n g D e u t s c h l a n d s . iDeutschland 
ist in viele Teile geteilt. Zunächst haben wir die Bundesrepublik, die auf 
demokratischer Grundlage errichtet ist und' relativ frei arbeiten kann; dann 
Berlin, das nominell unter Viermächtg-Kontrolle steht, aber in einen Ost-
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„Wir hassen den Krieg" 

DieWiedeiherslellung der Einheit Deutsch­

lands in Freiheit, die Sicherung desFriedens 

in Europa ist unser Ziel. Wir können den 

Weg zu diesem Ziele furchtlos gehen, er 

führt nicht zum Kriege. Zum Kriege führen 

Schwanken und Zaudern, Unentschlossen-

heit und Mangel an Folgerichtigkeit. Die 

einzige Möglichk^eit, den Frieden zu reiten, 

ist die Verstärkung der Friedensfront. Wir 

hassen den Krieg, wir wollen Freiheit und 

Frieden. 

DR: KONRAD ADENAUER 
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xind Westsektor geteilt ist; dieser Westsektor wenigstens hat eine der 
unsrigen konforme Entwicklung. Wir haben ferner die Sowjetzone, die ein 
russischer Satellitensfaat ist imd dementsprechend ein totalitäres Regime 
hat. Weiter kommen die deutschem Landesteile jenseits der Oder-Neiße-Linie 
(Starker, lianganhaltender Beifall) und Teile OstpreußeniS, die durch den 
Willkürakt einer Besatzungsmacht de facto anderen Staaten einiverleibt sind. 
Die Gutheißung durch die Regierung: der Sowjelzone ändert nichts daran, 
daß es e i n ' A k t der Willkür war u n d bleibt, eiu Akt der Willkür, den wir 
als nicht für uns zu Recht bes tehend im'd verbindlich anerkennen können'. 
(Starker Beifatl) Endlich haben wir noch im Westen das Saargebiet, das eine 
besondere Regelung' erfahren hat, diei aber nicht endgülüg ist. 

Für unsere außenpolit ische Arbeit ist ferner hauptsächlich bestimmend 
das Bestreben, größere Zusammenschlüsse iru der Welt und in Europa zu 
schaffen, insbesondere auch die Integiration, die E i n h e i t E u r o p a s 
herbeizuführen'. Ich verweise hier auf den Europarat, auf den, Schuman-Plan, 
auf die europäische Verteidigungsgemeinschaft. 

Sowjet'ru,ßlcm.d hat.ini Osteuropa. Zusammenschlüsse mit Gewalt im Wege 
des kalten Krieges erreicht, indem es eine Reihe von Satell i tenstaaten an 
seiner Westgrenze geschaffen hat. Durch die Schaffung* dieses sowjet­
russischen Blocks veranlaßt , haben sich die Nordaitlian.tikpakt-Länder ihrer­
seits vertraglich zusammengefunden. Deutsch'land s teht bisher demilitarisiert 
und unfrei zwischen den beiden großen Blocks, dem- Sowjetblock auf der 
einen, Seite, den Nordat lant ikpakt-Ländern auf der anderen. 

Unsere wesentlichen Aufgaben auf außenpolitischem Gebiet sind folgende: 
Wir müssen die E i n h e i t D e u t s c h l a n d s i n F r e i h e i t " w i e d e r h e r ­
stellen. (Starker Beifall) Ich betone und unterstreiche: in Freiheit. Das 
deutsche Volk — seiner Zukunfti und seinem Schicksal ist jeder Deutsche 
verpflichtet — würde keine Zukunft mehr ha.ben, wenn, es ganz — also 
außer der östlichen auch die westliche Hälfte — russischer Satelli tenstaat 
würde. 

Auf der anderen Seite m:üssen wir dafür sorgen, daß wir nicht zwischen 
den beiden großen MächtegTuppen eines Tages zermalmt und erdrückt 
werden. Es ist wohl für jeden klar, daß die Einlieft Deutschlands nicht 
wiederhergestel l t werden kann durch die Deutschen selbst. Sie können und 
müssen mitwirken, aber sie körmen nicht entscheiden,. Entscheidend wird 
sein die Haltung der Siegermächte. 

Die S t e 11 u n g d e r B e s a t z u n g s m ä c h t e zu der Frage der Wieder­
herstel lung der deutsdien Einheit ini Freiheit ist sehr klar. Sowjetrußland 
hat seit 1945 -— wie ich bereits sagte— die vor seiner Westgrenze liegenden 
Länder • systematisch .unterjocht, ihnen sein totalitäres System und seine 
Zwangsherrschaft auferlegt. Ich brauche nur an das Schicksal Rumäniens, 
Bulgariens, Albaniens, Polens, der Tschechoslowakei uiid Ungarns zu erin^ 
nern. In gleicher Weise ha t Sowjetrußland' die Sowje'tzone behandelt. Die 
Sowjetzone ist von ihm unter Unterdrückung aller demokratischer Freiheit 
zum Satell i tenstaat herabgewürdigt worden. Sowjetrußla.nd geht darauf aus , 
ganz Deutschland zum Satelli tenstaat zu machen. Es kann nach seiner gan­
zen Mentali tät keinen' starken freien Staa.t neben sich dulden. Sem Ziel ist 
die Unterjochung ganz Europas, die Verdrängung der von ihm gefürchteten 
Vereirrigteni Staaten aus Europa. Der panslawistjische Expansionsdrang, der 
seit Jahrhunder ten die Rußlandpolitik geleitet hat, is t noch gesteigert 
worden durch dem fanatischen Bekehrungsdrang der kommunistischen 
Lehre. Die Unterjochung der ihm zunächst vorgelagerten europäischen Stiaa-
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ten, die Versklavung der Sowjetzone, der Versuch, die Butidesrepulilik, 
Frankreich, Italien durch, kommunistische Parteien und' fünfte Kolonnen 
zu un'terminie-ren, lassen das Ziel der sowjetrussischen Politik ganz ein­
deutig und klar erkennen. 

^ Die Haltung der drei Westmächte zum Problem der deutschen Einheit ist 
ebenso klar. Die drei Westmächte haben wiederholt und' in feierlichster 
Form erklärt, daß sie die Wiederherstel lung der Einheit Deutschlands in 
Freiheit wollen. Die drei westall i ierten Regierungen haben noch in ihrer 
jüngsten Note an. die Bundesrepublik vom 15. Oktober 1951 diese Erklärung 
ausdrücklich wiederholt . Aber die drei Westmächte ha:ben sich nidit mit Er­
klärungen begnügt,ySie haben dem ihrer Macht unterstehenden westlichen Teil 
Deutschlands schon seit mehreren Jahren' wirtschaftliche und politische För- ' 
deruncf von großem Ausmaß zutpi! werden lassen, um so seine Entwicklung 
zu einem freien demokratischen Staat zu beschleunigen!. Sie begünstigten 
ferner durcli die Tat die Einbeziehung der BundesrepubHk Deutschland in 
das Vertragssystem der 'freien westeuropäischen Völker dadprch, daß sie den 
Eintritt der Bundesrepublik in den Huroparat herbeiführten, durch den 
Abschluß des Schuman-Plans und durch die Einladung Deutschlands, an der 
Herstel lung einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft auf der Grund­
lage völliger Gleichberechtigung mitzuarbeiten'. 

Die Außenminister der drei Westal l i ier ten haben auf ihrer Washingtoner 
Konferenz am 14. September ausdrücklich erklärt, daß die Politik ihrer> 
Regierungen die Integration eines demokratischen Deutschlands in eine 
kontinentale europäiscne Gemeinschaft auf der Grundlage der Gleichberech­
tigung zum Ziel hat, eine Gemeinschaft, die selbst in eine in, s tändiger.Ent­
wicklung begriffene atlantische Gemeinschaft eingegliedert ist. Die Menta­
lität Sowjetrußlands und die Einstellung der Vereinigten Staaten, insbeson­
dere beweist nichts schlagender als folgende Ta'tsacne; Sowjetrußland hat 
bis Ende 1Ö50 aus der Sowjetzone, abgesehen vpn^ Oen Besat-zungskosten, 
26,8 Mrd. DM entnommen, wir, die Buredesrepubli'k, haben bis heute an 
Marshallplangeldern 1,5 Mrd. Dollar erhalten. 

• Ich habe eben von der Erklärung der drei Außenminister im vergangenen 
Monat gesprochen. Auf Grund dieser Erklärung finden z. -Z. zwischen aer; 
Hohen Kommissaren, die dabei nicht als Hohe Kommission, sondern als 
Beauftragte ihrer verschiedenen Regierungen handelm — deswegen finden 
diese Verhandlungen auch nicht auf dem Petersbergi, dam Sitz- der Hohen 
Kommission, statt — und mir als Bunideskar.B;ler Verhandlungen statt über 
den Abschluß von Verträgen, die der Bundesrepublik den Status der 
Souveränität wiedergeben solleni. Diese Verhandlungen verlaufen durdiaus 
günstig, tch weise in diesem Z'usammenihang' auch auf die Presseerklärungen 
liin, die der Vertreter der Vereinigteni Staateni bei, diesen Verhandlungen, 
Mr. McCloy, gestern abgegeben hat. Auch die Verhandlungen zur Herbei­
führung einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft in, Paris stehen gut. 
Sie machen gute Fortschritte. Es kann keinem Zweifef unterliegeni, daß die 
drei WestalUierten die BundiesrepubLik vor jedem Angriff aus dem Osten 
schützen und ihr den Status der Freiheit und der Gleichberecht'ig'ung geben 
wollen. Es ist ebenfalls von den drei Westal l i ier ten ausdrücklich erklärt 
worden, daß sie mit der Eingliederung nicht nur der Bundesrepublik, son­
dern, eines wiedervereinten ' freien, Deutschlands in das westliche Vertrags­
system als gleichberechtigte Partner durchaus einverstanden sind. (Beifall) 

Ich meine, es kann keine Frage sein-, .welche Wahl wir als christliche 
Partei, welche Wahl die Deutsche Bundesrepublik zu treffen haben. Das 
deutsche Volk wii;d nur dann weiter bestehen, wenn^es ein freies christlich-
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cibendländisches Volk ist, wenn es zur Gemeinschaft der Völker- ciehört, die 
'diE?*gleiche Lebensform und das gleiche LebenszieL wie wir Deutsche haben. 
Das Aufgehen in Sowjetrußland als Satelliten-slaat würde die Vernichtung 
der überkoTnimenen Lebensform des deutschen. Volkes bedeuten. Es würde 
bedeuten seine Vermischung' mit asiatischen. Völkerm. Ich erinnere- an den 
Plan Sowjetrußlands, drei Millioneh Asiaten, in dem östlichen Teil, Deutsch­
lands-anzusiedeln. (Pfuirufe) Das Aufgehen, des' deutschen Volkes, in einein 
russischen Satellitenstaat würde unseren Untergang als Volk bedeuten. 

Die A k t i o n G r o t e w o h l , die wir. in diesen Wochen erlebt haben, 
kann uns .nur in dieser Entscheidung bestärken. Grotewohl hat auf Geheiß 
Moskaus lediglich versucht, die Verhandlungen, die wir z. Z. mit den . 
Westal l i ier ten führen, zu stören. Uneinigkeit bei uns und Mißtrauen gegen 
uns 'be i den Westal l i ier ten hervorzurufen. Grotewohl selbst und seine Ge­
folgsmänner haben überhaupt keine Entscheidungsmöglidikeit für die So­
wjetzone. Die Macht hat allein • Sowjeti'ußland. Grotewohl und die SED 
waren und sind das Sprachrohr Moskaus. Grotewohl hat niemals freie und 
geheime .Wahlen gewollt. Er spekulierte nur auf die leichte' psychologische 
Beeinflußbarkeit mancher deutscher Kreise durch national klingende Worte . 
Ich kann, da die Öffentlichkeit und der Bundestag sich ja mit dieser Aktion 
im einzelnen beschäftigt haben, mich hier kura fassen. War ten wii- ab, ob 
Sowjetrußland für die Sowjetzone bei der UNO den Antrag stellt,' durch 
eine internationale Kommission feststellen zu lassen, inwieweit die in der 
S.owjetzone bestehenden Verhältnisse die Abhal tung freier Wahlen gestat­
ten. Und warten wir weiter ab, ob in Berlin freie Wahlen erlaubt werden; 
sie können, dort unverzüglich stattfinden. Die Stellung der Sowjetzonen­
republik, die Stellung Sowjetrußlands zu diesen beiden Fragen wird der 
Prüfstein sein für die wirklichen Absichten ~Sowjetrußlands. Ich weiß, daß 
man in manchen gut deuts^chen Kreisen in der Sowjetzone Hoffnungen 
an die Aktion Grot.ewohls geknüpft hat te , und daß man vielleicht,enttäuscht 
sein wird, wenn sich nunmehr diese Hoffnungen als trügerisch erwiesen 
haben. Aber ich kann nur nochmals wiederholen: es war ja Grotewohl 
niemals ernst mit seinem Vorschlag freier Wahlen. So leicht gibt Sowjet­
rußland das Land, das es im Besitz hat mit seinen Fabriken, seinen Arbeits­
kräften, seinen Flugplätzen, den Angriffsbasen gegen den Westen, seinen 
Uranbergwerken nicht preis. 

Diese Aktion Grotewohl hat aber für uns den guten Erfolg gehabt, daß 
die drei Westmächte sich auf unseren Ant rag , entschlossen haben, bei den 
Vereinten Nationen den 'Ant rag zu stellen, e ine sich auf das ganze deutsche 
Gebiet erstreckende, durch die Vereinten Nationen durchzuführende Unter­
suchung anzustellen, die —- Ich wiederhole und zitiere wörtlich —: feststel­
len soll, inwieweit die in der Bundesrepublik imd in de.r Sowjetzone be­
stehenden Verhältnisse die Durchführung freier Wahlen gestatten. Dieser 
Entschluß der drei Westall i ierten ist der erste bedeutsame Schritt auf dem 
Weg der Wiedervere in igung Deutschlands. Wir haben allen Anlaß, den 
Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbri tanniens und Frankreichs 
hierfür zu danken. (Starker Beifall) 

Ich sagte, daß es für uns zwei Hauptprobleme in der außenpolitischer! 
Arbeit gebe: die Wiederhers te l lung der Einheit Deutschlands in Freiheit _ 
und die richtige Einstellung gegenüber den sich in Europa und in der 
Welt , vollziehenden Zusammenschlüssen. Diese Z u s a m m e n s c h l ü s s e 
sind Tatsachen, imd ebenso ist es Tatsache, daß der Ostblock und der West­
block nicht in Freundsdraft miteinander leben, sondern hoch gerüstet sind. 
Und weiter ist es Tatsache, daß auf deutschem Territorium diese Blocks 
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einander gegenüberstehen. Diesen Tatsachen muß man ins Auge sehen. 
Wenn man das tut, dann wird man sich nicht einbilden, daß für uns die 
Neutral is ierung Deutschlands einen Ausweg darstelle. Eine bewaffnete 
Neutrali tät , meine Freunde, d. h. eine Neutrali tät , die wir mit eigener Kraft 
gegen jede Verletzung schützen könnten, ist für ein Gebiet wie Deutsch­
land in der Zeit der Atomwaffen, der Riesenflugzeuge, der Raketen­
geschosse einfach unmöglich. I-Iinzu kommt, daß unser Land so wertvolles 
Material birgt, daß kein Gegner es dem andern lassen kann. Unbewaffnete 
Neutral i tät ist ebenso ein Traum, ohne jede Möglichkeit einer realen Ver­
wirklichung. Wenn wir das Schicksal Koreas erleiden wollen, über das der 
Krieg hin- und hergeroll t ist, dann, meine Freunde, müssen wir die Neu­
tralität wählen. 

Der westliche Block will den Frieden. Er hat das in feierlichster Form 
erklärt, und solche Erklärungen haben in demokratischen Ländern vollen 
Wert . Am 14. September 1951 haben die Außenminister Frankreichs, Groß­
bri tanniens und der Vereinigten Staaten in Washington erklärt : „Die drei 
Minister bestät igen erneut, daß diese Politik, die zusammen mit den ande­
ren freien Nationen verfolgt werden wird, auf die Schaffung und Aufrechl­
erhal tung eines dauerhaften Friedens hinzielt, der auf Recht, und Gerechtig­
keit begründet ist. Ihr Ziel besteht darin, das Gedeihen und die Sicherheit 
Europas zu fördern, ohne in irgendeiner Weise den rein defensiven Cha­
rakter der Nordat lant ikpakt-Organisat ion zu ändern. Sie bestät igen erneut 
ihre Entschlossenheit, die Verwendung eines derart igen Abkommens zur 
Verfolgung einer, aggressiven Politik unter keinen Umständen zuzulassen." 

Sowjetrußland will nicht den Frieden. Die von ihm in der ganzen Wel t 
seit 1945 betr iebene Politik zeigt das klar und eindeutig. Während die 
Staaten des Westblocks in den Jahren nach 1945 nach unserem Zusammen­
bruch in stürmischer Weise abgerüstet haben, 'hat Sowjetrußland seit 1945 
seine Rüstung immer weiter vers tärkt und vergrößert . Die Länder des 
Westblocks unterhal ten keine Parteien, keine fünften Kolonnen in anderen 
Ländern; Sowjetrußland tut es. Glücklidierweise ist das Kriegspotential des 
Westblocks dem Sowjetrußlands und seiner Satell i tenstaaten um ein Mehr­
faches überlegen, der Westblock kann den Frieden erzwingen. Wenn der 
Westblock nicht so stark wäre, meine Freunde, ich bin überzeugt, ganz 
Deutschland, wäre schon lange ein russischer Satellitenstaat. Ich glaube 
daher, daß kein Zweifel möglich ist. Deutschland muß seinen Platz ein­
nehmen in den Organisat ionen und Zusammenschlüssen des Westens . Der 
Frieden in Europa, der Frieden für Deutschland ist nur dann gesichert, 
wenn der Westen stark ist. Wir müssen unseren Beilrag dazu leisten, daß 
diese Friedensfront stark ist, so stark, daß Sowjetrußland jeden Gedanken 
an weitere Eroberungen und Unterjochungen, sei es durch kalten, sei es 
durch heißen Krieg, fahren lassen muß. (Beifall) 

Das Ziel der sowjetrussischen Politik ist, durch Neutral is ierung Deutsch­
lands die Integration Europas unmöglich zu machen, so die Vereinigten 
Staaten dahin zu bringen, sich von Europa zurückzuziehen und damit ganz 
Europa zum Satelliten Rußlands zu machen. Wenn die Sowjetunion sieht, 
daß Neutral is ierung der Bundesrepublik durch deren Eintritt in die Euro-
päisdie Verteidigungsgemeinsdiaft nidit mehr zu erreichen ist, wenn Ruß­
land sieht, daß die westlichen Länder ihm. weit überlegen sind, dann wird 
auch der Kreml, der ein kühler Politiker und Rechner ist, bereit sein, allen 
Aggressionen und aggressiven Tendenzen zu entsagen und sich seinen 
drängenden innerpolitischen Aufgaben zuzuwenden, anstat t ohne jede Aus­
sicht auf Erfolg weiter zu rüsten und dadurch ungeheure Mittel sinn- und 
zwedclos zu verschleudern. 
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Die Wiederherstel lung der Einheit Deutschlands in Freiheit, die Sicherung 
des Friedens in Europa ist unser Ziel. Dieses Ziel werden wir erreichen, 
wenn wir es klar erkennen und unbeirrt den Weg zu diesem Ziel gehen. 
Ich glaube nicht, daß dieser W e g allzuweit ist. Wi r können ihn furchtlos 
gehen, er führt nicht zum Kriege. Zum Kriege führen Schwanken und Zau­
dern, Unentschlossenheit und Mangel an Folgerichtigkeit. Die einzige Mög­
lichkeit, den Frieden zu ret ten, ist die Vers tärkung der Friedensfront. Wir 
hassen den Krieg, 'wir wollen Freiheit und Frieden! (Stürmische, immer 
sich wiederholende Ovationen) 

Präsident Dr. Gurk dankte dem Kanzler. Der Parteitag sang gemeinsam 
stehend die dritte Strophe des DeutscJilandliedes. Die feierliche Stunde 
schloß mit der Darbietung der „Meistersinger-Ouvertüre" um 20 Uhr. 
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Zweiter Tag: Samstag, 20. Oktober 1951 

. „Der soziale und ivirtschafiliche Aufbau Deutschlands" 

Präsident Simpfendörfer eröffnete die Sitzung um 9.10. Uhr und begrüßte 
besonders die Redner des Vormittags. Außerdem begrüßte er die Vertreter 
der französischen Delegation, der MRP unter starkem Beifall det • Ver­
sammlung. Er erteilte sodann das Wort 

Ministerpräsident Karl Arnold: 

Es liegt' im Wesen der Christlich Demolcratischen Union, daß auf jähren 
Zusammenkünften keine vorfabrizierten Entschließungen einfach vorgetra­
gen und dann einmütig gebilligt werden. Ich betrachte es als einen aus­
gesprochenen Vorteil, daß irr der CDU nicht immer nur eine Meinung gilt, 
solange eine geistige Auseinandersetzung der Erreichung größerer Klarheit 
dienen kann. Wir alle gewinnen Klarheit im elirlichen' Gespräch miteinan­
der. Ich habe es unter diesen Umständen besonders begrüßt, daß mir als 
einem Vertreter der rheinisch-westfälischen CDU und eines Landes, .dessen 
soziale Entwicklung für das wirtschaftliche und politische Schicksal ganz 
Deutschlands von besonderer Bedeutung ist, der Auftrag zuteil wurde, über 
den sozialen Aufbau und die soziale Festigung des deutschen Volkslebens 
zu sprechen. 

Ich sehe es als meine Pflicht an, dieser Arbeitstagung und mir selbst die 
' gestellte Aufgabe nicht leicht zu machen. Von einer sozialen Festigung des 

deutschen Volkslebens zu sprechen, könnte leicht die Illusion wachrufen, 
als gelte es, nur einen bereits auf gutem W e g e befindlichen Prozeß zu 
fördern. Wenn wir jedoch die Entwicklung nüchtern betrachten, so kommen 
wir zu der Feststellung, daß sich das soziale, politische und moralische 
Gefüge unseres Volkes im letzten Jahr eher gelockert als vers tärk t hat. 
Wie ist dies zu erklären, wo doch die Arbeitslosenzahl zurückgegangen ist, 
die Produktion zugenommen und auch die äußere Situation sich nicht 
verschlechtert hat, ja vielfach von schönen auß'enpolitschen Erfolgen mit 
Redrt gesprochen werden kann? Ich glaube, daß die 'CDU, die im Bund und 
in den meisten Ländern maßgebend an den Regierungen beteiligt gewesen 
ist, allen Grund hat, sich diese Frage sehr, ernsthaft vorzulegen. 

Die zunehmende Unsicherheit hinsichtlich der wei teren Entwicklung der 
sozialen Ordnung in Deutschland ist v o r ' allem erkennbar an der Tat­
sache, daß zahlreiche Menschen das Vert rauen zu sich selbst und damit 
zu- ihrer Umwelt, zur Gesellsdiaft und zum Staat verloren haben. Der mo­
derne Mensch befindet sich in einer ausgesprochen s e e l i s c h e n K r i -
s i s , die durch tiefe Zweifel und durch ein bedrückendes Gefühl der Un­
sicherheit auf allen Gebieten charakterisiert ist. Dieser Zustand verursacht 
ein dunkles Schmerzgefühl, das man mit einer Flucht in die Leichtlebigkeit 
betäuben möchte. Der geringe Sparsinn und die Sucht nach kostspieligen 
Zerstreuungen' machen dies besonders deutlich. Sie alle kennen diese uner-
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freulichen Erscheinungen, und ich brauche deshalb keine Beispiele dafür 
anzuführen. Die Massen haben kein Zutrauen dazu, daß mit den von der 
Wirtschaft überkommenen Methoden die Gegenwartsprobleme noch ge­
meistert werden können. Sie wissen,' daß ,es in der Vergangenhei t unter 
dem liberalen System schwere Krisen gegeben hat, sie betrachten die ge­
genwärt ige Konjunktur in vielen Industriezweigen mit großer Skepsis, sie 
fühlen sich den unüberhörbaren äXißeren wie inneren Bedrohungen ihrer 
Existenz gegenüber machtlos. Die Folge ist ein Nachlassen des lebendigen 
Arbeitsinteresses, politische Apathie , Eigenbrötelei und schließlich ein ent­
nervender Defaitismus, dessen verheerende Konsequenzen sich nicht schon 
jetzt, sondern erst im Augenblick einer Krisis voll zeigen werden. 

Die Hoffnung, durch rein politische Mittel, e twa durch außenpolitische .Er­
folge, die Gefahren unserer labilen Lage zu beseitigen oder doch zeitweise 
beheben zu können, ist meiner Ansicht nach trügerisch. Sie rührt noch aus 
einer Zeit, in der man vom Primat der Außenpolit ik sprach. Die Erfahrun­
gen von Weimar schrecken in dieser Hinsicht. Es besteht unter 'Einsichtigen 
kein Zweifel, daß die Außenpolitik der damaligen Regierungen sehr er­
erfolgreich gewesen ist, das hat aber nicht verhindert , daß dieselben Regie­
rungen innerpolitisch den Boden unter den Füßen verloren. Damit aber ge­
diehen, die außenpolitischen Erfolge dem deutschen Volke nicht zum Segen, 
da die von den Weimarer Regierungen mühsam errungene Gleichberechti­
gung von verbreclierischen Elementen in Deutschland für ihre ehrgeizigen, 
am Ende selbstvernichtenden Ziele ausgenutzt werden konnte. Die innere 
Lage unseres Volkes kann heute wie damals für die Zukunft .entscheidend 
sein. Heute wie damals hä^ngt die Dauerhciftigkeit und Stetigkeit von 
außenpolitischen Erfolgen davon ab, ob es gelingt, das deutsche Volk von 
der Richtigkeit unseres politischen Weges zu überzeugen. Ein Volk ohne 
innere, d. h. gesellschaftliche, soziale und moralische Festigkeit ist aber 
überhaupt nicht zu überzeugen. Es wird nicht die Kraft haben, den Ge­
fahrenimpulsen des Augenblickes zu 'widers tehen. Ich halte daher die 
soziale Festigung unseres Volkslebens für. die Voraussetzung sowohl für 
eine Ordnung im, Innern wie für eine vernünftige erfolgreiche Außen­
politik. 

Als sich die CDU nach dem Zusammenbruch anschickte, den, Grundstein 
zu legen, auf dem ein Neuaufbau Deutschlands begonnen werden konnte, 
da hat te sie zwei fundamentale Änderungen, die in Deutschland i^latz ge­
griffen, hatten, richtig erkannt und sie in positiver Weise zu werten gewußt. 
Ich glaube, daß auf .d ieser richtigen Erkenntnis ihr großer Erfolg beruhte. 
Einmal hatten Gefühl und Einsicht dem deutschen Volk die Erkenntnis nahe­
gebracht, daß die christliche Weltanschauung allein einer aus den Fugen 
geratenen Gesellschaft wieder Substanz und I-Ialt zu geben vermag. In den 
christlichen Kirchen war durch gemeinsam ertragenes Leid und durch einen 
geraeinsamen Kampf um die letzten und,höchsten Werte unseres Daseins, 
in einer Auseinanciersetzung ohne Beispiel in unserer Geschichte, eine brü­
derliche Gesinnung geweckt worden, wie sie seit der konfessionellen Spal­
tung in Deutschland nicht mehr bestanden hatte. Wesentlich ist, daß diese 
Gesinnung entstanden ist, ohne in den Fehler zu verfallen, die weltan­
schaulichen Unterschiede zu vertuschen oder gar zu leugnen. , 

Zum anderen aber war durch die schv>reren Schicksalsschläge, die weder 
arm noch reich verschont hatten, die Gliederung des deutschen Volkes in 
sich gegenseit ig bekämpfende Klassen und Schichten weitgehend aufge­
hoben worden. Man mag es als Glück im Unglück ansehen, daß in den 
Jahren nach dem Bankerott des nationalsozialistischen Systems kein Nähr-
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boden für klassenkämpferische Stimmung vorlianden gewesen war. Damals 
war der geistige Boden für eine wahrhaft neue, in der christlichen Welt­
anschauung verankerte Partei geschaffen worden, die zur Sammlung .von 
Menschen guten Willens aus allen Konfessionen und allen Schichten der 
Bevölkerung dienen konnte. Es war zudem die- einzigartige Chance gege­
ben, die Lebensfragen des deutschen Volkes, vor allem auf wirtschaftlichem 
Gebiet, ohne Rücksicht auf doktrinäre Vorurteile anzupacken. 

Jede erfolgreiche und politisdi handelnde Partei ist der Gefahr ausge­
setzt, daß die ursprünglich in ihr lebendigen Ideen verkümmern, daß der 
Elan erlahmt, und daß infolge der in der Demokratie nun einmal unbedingt 
erforderlichen Bereitschaft, Kompromisse zu schließen, die Ideale, deren 
motorische Kraft die Partei hatte erfolgreich werden lassen, vergessen wer­
den. Es muß sich dann erweisen, ob die Partei die Fähigkeit besitzt, wieder 
zu dem Punkt zurückzufinden, wo die ursprüngliche Wurzel ihrer Kraft lag. 
Ich glaube, daß auch wir gut daran tun, uns des Ursprunges zu besinnen 
und den Grundsätzen Leben und Wirklichkeit zu geben, die wir uns als 
richtunggebende Wegweiser aufgestellt haben. 

Mir kommt es manchmal so vor, als bestehe eine gewisse Scheu, sich auf 
das großangelegte Wirtschaflsprogramm zu besinnen, das vor mehr als 
vier Jahren in A h l e n erarbeitet worden ist. Das Ziel dieses Programms 
war eine wirtschaftliche Neuordnung, bei der die sdimerzlichen Lehren der 
Vergangenheit beherzigt werden sollten. Als Ziel wurde aufgestellt, eine 
neue Struktur der Wirtschaft zu suchen, die die Mängel der Vergangenheit 
beseitigt, die Möglichkeit zu technischem Fortschritt sowie zur sdiöpfe-
rischen Initiative des einzelnen läßt. Wir wollten alle den geistig ge­
festigten'und freien Menschen über die Interessen der Wirtsdiaft erheben. 
Es ist damals ausgesprochen worden, daß darin gleichermaßen eine Absage 
an die Anonymität und Verschleierung der wirklichen Verantwortung beim 
Großkapital wie auch eine Absage an einen verbürokratisierten Staats­
kapitalismus zu' sehen sei. 

Diese klare Absage macht deutlich, daß es in der Wirtschaft nicht ge­
stattet sein soll, 'die'Verluste zu sozialisieren, etwaige Gewinne aber zu 
kapitalisieren, In dem Ahlener Programm wurden andere und bessere 
Methoden der Neuordnung empfohlen als Subventionswirtschaft oder 
Staatskapitalismus! Das Kernstück der ins Auge gefaßten Reformen betraf 
die sogenannten industriellen Großbetriebe. In einer mit denr Gemeinwohl 
unverträglichen Beherrschung wesentlicher Wirtschaftszweige —' sei es 
durch den Staat, durch Privatpersonen oder Gruppen — wurde ein die Frei­
heit gefährdendes Grundübel unserer Wirtschaftsslruktur erkannt. Die zu­
rückliegenden Jahre des Dritten Reiches haben uns das Grauen vor dem 
Moloch eines alles beherrschenden Staates gelehrt. Wir haben erlebt, wie 
unter dem Deckmantel eines sogenannten Führerprinzips Nutznießer, Va-
banquespieler und Terroristen sich jeder Verantwortlichkeit entziehen und 
über ein Jahrzehnt fast ungestört den deutschen Namen besudeln konnten. 
Vom totalen Staat, wie er infolge einer restlosen oder auch nur vorwiegend 
verstaatlichten Wirtschaft naturnolwendig entstehen würde, wollen wir 
nichts wissen. 

Aber die Anonymität der Verantwortung ist nicht auf den Staatskapita­
lismus beschränkt. Die diristliche Soziallehre hat den Satz von der funda­
mentalen Bedeutung des privaten Eigentumsrechtes für Verantwortlidikeit 
und Initiative in der Wirtschaft immer wieder betont und auf die Gefahren 
einer anonymen „Kollektivverantwortlichkeit" hingewiesen. Mit Recht ist 
der Akzent auf den Dreiklang: privates Eigentumsrecht, Initiative und Ver­
antwortung gelegt worden, was vielfach übersehen worden zu sein sdieint. 
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Es ist unbillig, dem Privatbesitzer die Verantwor tung auferlegen zu wollen, 
wenn die Init iative nicht bei ihm, sondern bei einem von ihm so gut wie 
unabhängigen Manager liegt. Diesem aber, der nicht Eigentümer ist, wohl 
die Freiheit der Initiative zu geben,-ohne daß er gleichzeitig konkre te Ver­
antwortlichkeit zu tragen hat, birgt eine noch größere Gefahr der Schaf­
fung anonymer Unveraptwortlichkeit , als sie selbst in einem bürokratisch 
geleiteten Staatsbetrieb entstehen kann. In der Unübersehbarkei t des Groß­
betriebes liegt eine entscheidende Gefahrenquelle, und es fruchtet wenig, 
wenn man sich gegenüber diesen Gefahren mit dem Hinweis auf die funda­
mentale Bedeutung des pr ivaten Eigentumsrechtes beruhigt, denn hier hat 
dieses für die tatsächliche Initiative und Verantwortung in Wirklichkeit 
recht wenig Bedeutung mehr. Es kommt mir häufig etwas verdächtig vor, 
wenn man auf Grund des einen Satzes, der die unbestrei tbare Bedeutung 
des Privateigentums für Initiative und Verantwor tung unterstreicht, über 
die nicht minder klar ausgesprochene Zulässigkeit, ja Notwendigkeit einer ' 
Vergesellschaftung in Fällen, die diese erheischen, hinwegzugehen ver­
sucht. Es gibt gewiß kein Dogma, das zur Verstaatl ichung auffordert, aber 
auch keines, das eine vernünftige Vergesellschaftung von Industrien, bei 
denen das Privateigentum nur noch nominelle Bedeutung für Initiative und 
Verantwor tung hat, in Acht und Bann setzen würde. (Beifall) 

Die große soziale Massenpartei 

Die CDU, die als große soziale Massenpartei gegrün­
det worden ist, muß mit allen Kräften danach streben, 
auch lürderhin die vornehmste Repräsentation der in 
Deutschland praktisch sozial eingestellten Menschen zu 
bleiben. 

Karl Arnold 

Im Ahlener Programm und in den Leitsätzen, die wir zur Gründungszeit 
der CDU aufgestellt haben, sind wirtschaftlich praktische Reformen für die 
S c h l ü s s e l i n d , u S t r i e n vorgescii lagen worden. .Gemeinwirtschaftlichen 
und genossenschaftlidien Betriebsformen soll danach der Vorzug gegeben 
werden, und es wurde ausdrücklich festgestellt, daß die CDU der Ansicht 
ist, daß auch der Bergbau in diesen Betriebsformen geführt werden kann. 
Nichts scheint mir in der Tat geeigneter, um unser soziales Volksleben zu 
festigen, als eine Verwirklichung dieses Programms sowie' des damit ver­
bundenen Zieles einer Beteiligung der im Betrieb tätigen Arbei tnehmer an 
dem Unternehmen. 
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Betraditen wir einmal über das Ahlener Programm hinausgehend ganz 
nüchtern die alctuelle Lage der Grundstoffindustrien, vor allem der Kohle. 
Die Möglichkeit, daß sich die Grundstoffindustrien auf dem W e g e der 
Selbstfinanzierung kräftigen, wie dies bei der konjunkturbegünst igten ver­
arbei tenden Industrie durch Nichtentnahme der Gewinne geschieht, besteht 
nicht, da bei den Grundstoffindustrien aus vielerlei Gründen nicht mit bal­
digen Gewinnen zu rechnen ist, Auch bei einer Verstaatl ichung würde sich 
dies nicht ändern, denn auch der Staat verfügt — zum mindesten nicht im 
Augenblick — über die notwendigen Mittel, zumal er nach dem Grund­
gesetz ja auch die Akt ionäre voll entschädigen muß. Die sogenannte frei­
willige Beihilfe von einer Milliarde, die die verarbei tende Industrie den 
Grundstoffindustrien zur Verfügung stellen soll, ist, wie verantwortl iche 
Männer aus diesen Industrien zugeben, unzureichend. Erforderlich wären 
ein dreifacher Betrag und darüber hinaus laufende weitere Investit ionen, 
für die es e inen Kapitalmarkt zur Zeit no9i nicht gibt. Würden nicht viele 
Bedenken und beärechtigte Einwendungen wegen, unerwünschter, drohender 
Machtversdiiebung durch Erwerb von Beteiligungen in den Grundstoff­
industrien seitens kapitalkräftiger Unternehmer sclrwinden oder sich doch 
wesentlicli mindern, wenn auctr der Arbei tnehmer-Sektor mit einem be­
stimmten Satz daran teilhaben würde? Es ist zuzugeben, daß Lohnerhöhun­
gen unsere Wirtschaft nicht vorwär ts bringen, wenn sie sich nur auf dem 
Konsumsektor auswirken. W ä r e aber eine Neuberechnung des gerechten 
Lohnes nicht doch möglich und sogar wirtschaftlich wünschenswert, wenn 
eine höhere Besoldung nicht in erster Linie den Konsum steigerte, sondern 
für Investit ionen Verwendung finden würde? Mit anderen Worten, könnten 
nicht auch die Lohn- und Gehaltsemptänger so gestellt werden, daß durch 
ihre Hand ein Teil der nicht entnommenen Gewinne der Unternehmer den 
wichtigen Invest i t ionsvorhaben zufließen würde? Dadurch würde meiner 
Ansicht nach einer gerechteren Besitzverteilung, wie sie uns das Ahlener 
Programm zum Ziel setzt, gedient, und der Begriff der „Vergesellschaftung" 
der monopolartigen Grundstoffindustrien erhielte einen neuen Sinn, wenn 
der Arbeitnehmerschaft auf Grund eigener Leistung ein Anteil an diesen 
Industrien zuwachsen würde. Selbstverständlich ist nach den Erfahrungen 
der Vergangenhei t . ein Zwangssparen abzulehnen, aber der Sparsinn ist 
doch immer nur dann geweckt worden, wenn ein Zweck und ein sicheres 
Ziel mit dem Sparen verfolgt werden kann. 

Icli kann mich jetzt mit diesem Gedanken im einzelnen aus Zeitgründen 
nicht auseinandersetzen. Aber wenn ich zur Verdeutlichung ein unverbind­
liches Beispiel anführen soll, so möchte ich die Frage stellen; sollte es nicht 
möglich sein, die Stundenlöhne um 2 Pfennig zu erhöhen unter der Voraus­
setzung, daß aach die Arbeitnehmer 2 Pfennig von ihrem jetzigen Lohn 
bereitstellen, so daß 4 Pfennig pro Arbeitsstunde einer Zentralkasse zur 
F i n a n z i e r u n g d e r I n v e s t i t i o n e n zur Verfügung gestellt wer­
den könnten? Wenn man von 15 Millioneit Lohn- und Gehaltsempfängern 
in der Bundesrepublik ausgeht, so läßt sich — wenn auch zunächst rein 
theoretisch — errechnen, welch bedeutsame Kapitalbildungsquellen von der 
Arbeitnehmersei te her geschaffen werden könnten. Eine,solche Maßnahme 
hät te zunächst drei unmittelbare Wirkungen: eine solche Lohnerhöhung 
brauchte in keiner Weise preissteigernd zu wirken, eine solche Lohnerhö­
hung würde aber fühlbar >dazu beitragen, daß die Produktion lebensnot­
wendiger Güter für die Nation, wie Kohle, Eisen und Stahl, gesteigert 
werden würde, und sie würde schließlich mitbewirken," daß unsere Wäh­
rung noch gesicherter würde und daß die Arbei tnehmer auf 'wer tbeständiger 
Basis zu eigener Verniögensbildung kämen. Der _S p a r s i n n und der Spar-
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Wille würden dadurcla auch von der psychologischen Seile her in einem 
• seit 1918 nicht mehr gekannten Ausmaf5 geweckt werden. Ich würde in de r ' 

•Durchführung eines solchen Planes der künftigen Gesamtbeteil igung der 
Schaffenden durch ihre Ersparnisse an den Grundslo'ffinduslrieh einen Bei­
trag zur echten Neuordnung sehen, der niclU nur die sozialen Spannungen 
verkleinern, sondern auch die soziale Partnerschaft vermögensmäßig . und 
auf die Dauer gesehen auf eine gleiche Ebene bringen würde. 

Die Bundesregierung sollte ohne Zeit zu verl ieren in Zusammenarbeit 
mit dfen Sozialpartnern an die Ausarbei tung eines ' L o h n - I n v e s t i t i ­
o n s s c h e m a s herangehen. Es sollten Erwägungen darüber angestell t 
werden, wie eine Arbeitnehmerbetei l igung anziehend und unter allen Um-

. ständen wertbeständig gestal tet werden kann, etwa durch Aussta t tung der 
.Kleinanteile mit wahlweisen Bezugsrechten für Kohle oder auch andere 
Produktionswerte. An eine alleuropäische Garantie könnte ebenfalls gedacht 
werden, so wie sie der Schuman-Plan vorsieht, denn Inyestitionen, im 
deutschen Kohlenbergbau liegen ja ganz eindeutig im gemeinsamen euro­
päischen Interesse. Eine solche Investit ion von Arbei tnehmersei te braucht 
im übrigen der Durchführung einer ebenfalls freiwilligen, eigentums­
gesicherten Industrieumlage nicht im Wege zu stellen, würde s ie ' aber 
ergänzen und, vom Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Machtverteilung aus 
gesehen, erheblich unbedenklicher machen. 

Betrachten wir .auch einmal von diesem Gesichtspunkt aus das soge­
nannte Mitbestimmungsrecht: Die CDU hat sich im Ahlener Programm 
grundsätzlich zum M i t b e s t i m m u n g s r e c h t bekannt. Wie für jeden 
fruchtba ren Gedanken besteht auch für, das Mitbestimmungsreclit die Ge­
fahr, daß daraus ein .allseitig • sdiil lerndes Schlagwort geniacht wird, mit 
dem ein jeder nach Belieben jonglieren kann. . Der Begriff, der ihm, zu­
grunde liegti ist der der sozialen Partnerschaft, ein Gedanke, der meiner 
Auffassung, nach eine Ser wenigen wirklichen fruchtbaren, wirtschaftlichen 
Ideen in unseren schwierigen und verwickelten Verhältnissen darstellt. 
Gegen diesen Gedanken wird • neuerdings zu ' Unrecht Sturm gelaufen. 
Soziale Partnerschaft bedeutet nicht schematische Gleichheit, der Funktionen; 
sie-soll viel , mehr den Gedanken der gegisnseitigen Ergänzung .vermitteln 
als e twa den einer öden Gleichschaltung in den Betrieben. Wesentlich ist, 
daß Partnerschaft nur in Verbindung mit dem Gemeinsamen bestehen kann. 
Sie setzt also neben dem Du und Ich ein Wir voraus. Sozialpartnerschaft, 
so verstanden, be.deutet also auch Überwindung des Klassenkampfes. Das 
wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht ersclreint mir in monopolartigen In­
dustrien, in denen die Existenz des Arbei tnehmers vom Bestand der In­
dustrie abhängt, jedenfalls insowi^it eine durchaus natürliche und berech­
tigte Forderung zu sein. Ich übersehe ciuch in keiner Weise , daß jede groß­
zügige und soziale Entscheidung im' deutschen Wes ten aiicli gleichzeitig 
eine Vorentscheidung für die Wiedervereinigung ,Deutschländs is't. (Leb-, 
hafter Beifäll),' ^ , • . 

Die Initiative des Herrn Bundeskanzlers, auf Grund deren .das ,Mitbestim-
raungsreclrt in den Grundsto-ffindustrien im Frühjahr dieses Jahres, seine 
gesetzliche Verwirklichung gefunden hat, -war eine soziale ,Tat. Dieser 
erste Schritt • zu einer, fruchtbaren. Neuordnung ist von der überwiegenden 

.Mehrzahl der Schaffenden in Deutschland'-lebhaft begrüßt worden: (Beifall) 
Man hat nun darauf hingewiesen, daß ein schematisch konstruier tes Mit­
bestimmungsrecht die Gefahr, in sich berge, an Stelle des erwünschten und 
damit ers'trebten größeren Gefühls der .Selbstverantwortlichkeit der Be-

• , 31 



t r iebspartner anonyme „KoUektivverantwortlidikeit" zu setzen, indem durch 
ein solclies Mitbestjmmungsrecht die Unternehmerini t iat ive ungebührlich 
eingeengt werde. Der Unternehmer könne dann audi nicht mehr voll ver-
antwortl idi gemacht werden. Solche Erscheinungen sind nicht gewollt und 
natürlich abzulehnen, falls sie auftreten sollten. Idi darf aber ausdrücklich 
feststellen, daß dort, wo das Mitbestimmungsrecht inzwischen eingeführt 
worden ist, solche Tendenzen in keinem einzigen Falle aufgetreten sind. 
Die Gefahren erkennen heißt aber, nicht den gesunden Kern der sozialen 
Partnerschaft, die im Mitbest immungsredit verwirklicht werden soll, -negie­
ren. Es kommt, meine verehr ten Parteifreunde, auf den Geist an, in dem 
das Mitbestimmungsrecht gehandhabt werden wird. Ich kann midi ange­
sichts der Kritik, die von gewisser Seite gegen das Mitbestimmungsrecht 
geführt wird, manchmal des Eindrucks nicht erwehren, als wünsche man 
geradezu den Mißerfolg der neuen Idfee der sozialen Partnerschaft. (Beifall) • 
Es liegt aber im wohlvers tandenen allseitigen Interesse, daß der Idee zum 
Erfolg verhol ten wird. Kommt es zwischen Arbeitgeber und Arbei tnehmer 
nicht zu einer Partnerschaft, so wird sich dies für beide Teile katastrophal 
auswirken. Es wird nie mehr den „Herrn im .Hause"-Standpunkt aus dem 
vergangeneu Jahrhunder t geben können. Aber audi die Arbei tnehmersei te 
würde bei einem Scheitern der Partnerschaft aus einem allseitigen Wirt­
schaftskampf, der anarchische Zustände herbeiführte, nicht als Sieger her­
vorgehen. 

Auf Anarchie pflegen Diktaturen zu folgen! Dann aber ist es mit der 
wirtschaftlichen Freiheit des einzelnen überhaupt zu Ende, da mit der 
Diktatur heutzutage das Verbot, den Arbeitsplatz zu wechseln, Hand in 
Hand zu gehen pflegt. Diktatur im Industr iestaat bedeutet ja jetzt auch 
staatskapitalistische Wirtschaft, bei der kein soziales oder wirtschaftliches 
Mitbestimmungsrecht geduldet werden würde. Für die Frage des Mitbe­
stimmungsrechtes, sei es betrieblicher, sei es überbetrieblicher Art, sollte, 
ebenso wie für andere Fragen, die grundsätzliche Neuordnung der Grund­
stoffindustrien und der gesaraten Wirtschaft betreffende Fragen möglichst 
bald ein geeignetes Gremium geschaffen werden, damit wir aus dem Sta­
dium eines endlosen Diskutierens herauskommen und zu sadivers tändigen 
Beratungen gelangen. Dabei dürften viele Mißverständnisse bald bereinigt 
werden können. Mir scheint, daß diese, Aufgaben einem in naher Zukunft 
zu bildenden Bundeswirtschaftsrat gestellt werden sollten, worin dann die 
Sozialpartner und andere überbetrieblich interessierte Kreise versuchen soll­
ten, Lösungen vorzuschlagen, die für die Industrien und Berufsgruppen wie 
für das ganze deutsche Volk in bester Weise zuträglich sind. 

' Mitbestimmungsrecht, gemeinwirtschaftliche Korporationsformen, Arbeit­
nehmerbetei l igung am Betrieb sollen dem einen Ziel dienen, das Verhält­
nis der Arbei tnehmer zum Betrieb und zur Arbeitsgemeinschaft wieder 
persönlicher und menschlicher zu gestalten. Gelingt dies im Großbetrieb, 
so ist damit etwas ganz Entscheidendes für die soziale, Festigung unseres 
Volkslebens geschehen, denn hier lauern die schlummernden Gefahren, hier 
liegen aber auch die größten Chancen für eine entscheidende Konsolidie­
rung des innerdeutschen Volkslebens. Eine -Tendenz, die als notwendig 
anerkannten Reformen zu vertagen, ist freilich unverkennbar . Ich möchte 
aber dringend davor warnen, erst dann an die Verwirklichung des in Ahlen 
als richtig Erkannten heranzugehen, wenn sich die Spannungen, die zur 
Zeit infolge eines hohen Beschäftigungsgrades noch weniger sichtbar sind, 
die wir aber alle deutlich spüren, ins Unerträgliche gesteigert haben. Dann 
könnte es für überlegte Maßnahmen zu spät sein! 
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Lassen Sie mich hier ein Wort über die Rolle der G e w e r k s c h a f t e n 
einfügen. In der ' le tz ten Zeit ist von einigen Stellen heftige Kritik an der 
Hal tung geübt worden, die die Leitimg der Gewerkschaften zu den wirt­
schaftlichen Tagesfragen eingenommen hat, Wie Sie wissen, liegt mir die 
Entwicklung der deutsdien Gewerkschaften sehr am Herzen, da ich in ihnen 
heute wie vordem einen der wichtigsten Faktoren für die Erhaltung des 
sozialen Friedens sehe, von dem in einer Zeit, .in der kal ter und heißer 
Krieg so nahe aneinander gerückt sind, auch der äußere Friede_ weitgehend 
abhängt. Bei der Kritik an Äußerungen und Handlungen von Ver t re tern 
der Gewerkschaftsbewegung, ob sie berechtigt oder unberechtigt ist, sollte 
doch nie aus den Augen ver loren werden, welch achtunggebietende Lei­
stungen die Männer der Gewerkschaften vollbracht haben, die -aus dem 
NTichts, das ihnen die atomisierende, nationalsozialistische Periode hinter­
ließ, wieder lebendige Organisat ionen geschaffen haben. Die Gewerkschaf­
ten haben nicht nur als verantwortui igsbewußte Ver t re te r einer sich wieder 
selbst adi tenden und daher auch schaffensfähigen Arbeiterschaft gewirkt, 
sondern im guten Sinne den Staat mit tragen- helfen. Ich begrüße beson­
ders den Standpunkt der leitenden Persönlichkeiten — das möchte ich ge­
rade hier an dieser Stelle besonders betonen —, daß die Gewerkschaften 
weder staatspblitisch uninteressiert und neutral , noch parteigebunden sein 
dürfen, (Beifall) Erst durch diese Haltung ist die heutige geschlossene 
Gewerkschaftsbewegung zu einer Vertre ter in der Arbeiterschaft in einem 
weiteren und besseren Sinne geworden als in der Vergangenheit , übe r ­
sehen wir nicht, daß wir iinmer s tärker ein Volk von Arbei tnehmern ge­
worden sind,; Auf 100 Erwerbstätige in der deutschen Wirtschaft kommen 
heute 52 Lohn- und 20 Gehaltsempfänger! Dabei wissen wir, daß der sozi­
ale Strukturwandel in keiner Weise abgeschlossen ist! 

Sind uns für den Großbetrieb im Ahlener Programm ganz grundlegende 
Reformen vorgeschrieben, so sind uns für den leistungsfähigen M i t t e l -
u n d K l e i n b e t r i e b fördernde Maßnahmen zur Pflicht gemacht worden, 

'Mit Recht ist darin zum Ausdruck gebracht worden, daß unsere Wirtschaft 
nicht nur industriell ist, sondern sehr wesentliche andere Teile, nämlich 
die bäuerliche Wirtschaft, das Handwerk, Handel, Gewerbe und andere 
Sparten umfaßt. An ihnen darf bei unseren Bemühungen um die soziale 
Festigung unseres Volkslebens nicht vorübergegangen werden, weil sie 
insbesondere die bäuerliche Wirtschaft und das Handwerk und damit ganz 
wesentliche Kräfte für die Ordnung unseres Volkes darstellen. Wenn ich 
erst an dieser Stelle von den Gefahren spreche, die von dem F1 ü c h t -
l i n g s e l e n d dem sozialen Volksleben in Deutschland drohen, so ge-

- schiebt dies nicht, weil ich etwa die kapitale Bedeutung dieses Problems 
verkenne . Es handel t sich ja um ein Problem, das weder übersehbar noch 
quanti tat iv abgeschlossen ist, denn es kommen ständig neue Flüchtlinge 
aus der sowjetischen Zone zu uns. Von 300 000 neuen Arbeitskräften, die 
im letzten Jahre in Nordrhein-Westfalen in den Produktionsprozeß ein­
geordnet wurden, sind über die Hälfte zugewandert ; davon sind ein großer 
Teil' neue Flüchtlinge aus dem Osten. Etwas wirklich Entscheidendes für 
die Flüchtlinge muß getan werden, und das kann nur durch die Schaffung 
von noch mehr Arbeitsplätzen und -Wohnungen geschehen. 

Bei der Behandlung des L a s t e n a u s g 1 e i c h e s sollte darauf der 
Hauptakzent gelegt werden. Durch eine vers tärk te Wanderbewegung inner­
halb der Bundesrepublik ohne Schaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten und 
Wohnungen kann jedenfalls das Problem nadr meiner Auffassung nicht 
gelöst und die Zeitbombe, die dieses gigantische Problem für das soziale 
Gefüge nidit nur Deutschlands, sondern ganz Europas darstellt, nicht ent-
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schärft werden. Ganz ähnliche Probleme stellen sich auch hinsichtlich der 
Evakuiei'ten und Totalausgebombten. 

Wenn wir unser Ziel einer sozialen Festigung des deutschen Volkslebens 
ernsthaft anstreben, dürfen wir uns nicht scheuen, über vielerlei Vorrechte 
und Vorurtei le hinwegzugehen. Die CDU, die als große soziale Massen­
partei gegründet worden ist, muß mit allen Kräften danach streben, auch 
fürderhin die vornehmliche Repräsentantin der in Deutschland praktisch 
sozial eingestell ten Menschen zu bleiben. (Beifall) Diese stellen die Massen 
dar, nicht die Ideologen, Doktrinäre oder Fanatiker. Der Zustand, den diese 
Massen erstreben, ist weder permanent revolutionär noch rückschrittlich 
reakt ionär . Der Staat, den sie sich wünschen, muß die Kraft und den Wil­
len besitzen, daß die entwurzelten Gruppen auf einer sozial gefestigten 
Basis in das Volksleben eingegliedert werden können. 

Lassen Sie mich auch ein Wor t zur politischen Schädlingsbekämpfmig 
sagen, denn die Schaffung von hygienischen Verhäl tnissen in der Politik 
stellt einen wesentlichen Faktor bei der Festigung des sozialen Volkslebens 
dar. In einer ' mit Krankheitsbazillen durchschwängerten Luft kann kein 
gesunder Volkskörper gedeihen. Wie bei jeder Krankheitsbekämpfung er­
gibt sich zunächst die Aufgabe, die Erreger zu erkennen und ihr Verhal ten 
zu studieren. Man muß sie vor allem an versteckten Punkten suchen und 
auch ihr Zusammenwirken beobachten. In der Anwendung ihrer Mittel sind 
sie nicht wählerisch. Es ist bezeichnend, daß in dem Augenblick, da alle 
Abwehrkräf te auf den zwar immer wieder neu getarnt auftretenden, aber 
meist doch bald erkannten Bazillus aus der Kremlbüchse konzentriert sind, 
der nat ionalsozial is t ische 'Krankheitserreger wieder virulent zu werden be­
ginnt. Es ist nicht überraschend, daß die • N e o n a z i s eine Aufwertung 
Hitlers nicht direkt, sondern durch eine Hetz- und Verleuindungskampagne 
gegen die Gegner der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in Deutsch­
land betreiben. Wie kann es zu einer Festigung unseres demokratischen 
Volkslebens kommen, wenn man derart ige Bestrebungen ungehindert zu­
läßt? In Wochenschriften und anderen Blättchen und Revuen hat es ange^ 
fangen. Heute erfrecht sich schon wieder ein aus dunklen, aber feststell­
baren Quellen finanziertes Unternehmen in Koburg, unter dem Deckmantel 
,Nation Europa' ganz offen eine nazistische Restauration zu empfehlen. 
Es ist in erster Linie Sache der Bundesregierung und des Gesetzgebers, 
mit allen Mitteln einer politischen Gesundheitspolizei gegen die neonazi­
stischen Herde, die Bünde und Grüppchen politisdier Bazillenträger vorzu­
gehen. (Starker Beifäll) Auch die Gerichte sollten nicht zögern, solche Ele­
mente streng zu bestrafen. Wer Hitlers Verbrechen heute billigt, ist aus 
dem politischen Leben der Nation auszumerzen. (Stürmischer Beifall) Wer 
heute in der politischen Auseinandersetzung für Hitler und seine Herr­
schaft, eintritt, fordert dazu auf, den demokratischen Staatsaufbau, und zwar 
niit Gewaltmitteln, zu zerstören. Auf eine solche Tat aber s tehen Straten 
bis zu 10 Jahren Zuchthaus. Es ist die Aufgabe der CDU, zu verhindern, 
daß dieser von uns gebildete und von uns get ragene Staat als Selbstrnord-
demokrat ie Wie Weimar endet. Ich bin dem Herrn Bundeskanzler unsagbar 
dankbar für das offene Wort , das er in der Großkundgebung am gestrigen 
Abend gesprochen hat. Wenn wir, die wir den Staat wesentlich mittragen, 
uns dazu, nicht aufraffefi, so wi rd die Aufgabe von anderen Kräften über­
nommen werden müssen, und ich stehe nicht an, zu betonen, .daß es hier 
in dieser Frage keine Neutral i tät • der Gewerkschaften geben wird. Ich 
möchte im Interesse unserer inneren Festigung der Bundesregierung drin­
gend nahelegen, nicht langmütig zu sein. Dazu besteht keinerlei Veranlas­
sung. 
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Auch- finde ich es in diesem Sinne falsch, wenn mit jenen — ich Isetone 
aber mit jenen Generälen, die nach ihren eigenen Äußerungen noch immer 
nicht von nationalsozialistischer Gesinnung frei sind und aus diesem 
Grunde abgewirtschaftet haben, über einen europäischen Wehrbei t rag 
Deutschlands gesprochen wird. Damit spreche ich keine Voreingenommen­
heit gegen unsere früheren Soldaten aus. Ganz im Gegenteil! Hut ab vor 
den tapferen deutschen Soldaten, die in reiner Gesinnung unserem Vater­
land ihr Bestes gegeben und geopfert haben. ' (Starker Beifall) Diese gerecht­
fertigten Ansprüche zu erfüllen, soll uns allen eine Ehrenpflicht sein. Aber, 
meine Damen und Herren, unsere früheren Soldaten, zu denen wir in innig­
ster Verbundenhei t stehen, werden aber nicht vertreten durch Figuren, die, 
nachdem sie im Kriege Versager waren, und heute in Neo-Nazismus ma-

.chen, jetzt trotzdem wieder eine Rolle in der Politik zu spielen wünschen. 
Ihre wahre Gesinnung erkennt man nicht, wenn' inan ihre Liebeserklärun-

• gen für die Demokratie liest, sondern auf die zweite Seite der von ihnen 
redigierten .Blättchen blickt, wo unverhohlen neonazistische Propaganda ge­
trieben wird. Es ist lächerlich, anzunehmen, daß solche „Heerführer der 
Niederlage" unsere Millionen tapferer Soldaten repräsentieren! 

Mani empfiehlt uns heute so oft von] interessierter Seite, die Vergangen­
hei t zu vergessen. Ich bin der Mefiuung: So wenig eine absolvierte Sünde 
aus dem indi 'viduellen,Erinnerungsvermögen getilgt werrlen kamn, so wenig 
können wir die Vergangenhei t vergessen. Wir köninen und wollen^ aber 

' e ines tun; Wir wollen- vergeben' und die Vergangenhei t reini-gen,, damit sie 
uns nicht Bitternis bleibe, sondern eine lehrende Kraft für die Zukunft 
und' eine fortlebende Mahnung dafür werde, daß wi r als Volk nicht noch 
eimmal den gleichen Fehlern und Irrwegen verfallen wie in einer jiingsten 
Vergangenheit . Wir wol len hier auf dem Partei tag der CDU feierlich und 
deutlich klarmachen, daß niennand sich eirubilden darf, zweimal als-Mitläufer 
durchzukommen'! 

Wenn ich in meinen Ausführungen bisher dazu aufgefordert ha.be, daß 
wir aktiv, mutig und ohne jede Zimperlichkeit dae Frage der wirtschaft­
lichen Neuordnung zur sozialen • Festigimg unseres Volkslebens anpacken, 
wenn ich ferner aufgerufen habe, unser Aufbauwerk .gegen die schleichen-

' den 'ode r bereits offen auftretenden Krankhei tserreger kom'munistischer und 
neoniazi'stischer Spezies energisch und, wenn, es nötig' ist, auch brutal durch­
zusetzen, so ist dadurch doch nur ein Rahmen • für unsere Tätigkeit als 
soziale deutsche Massenpartei geg'eben. Um d.ie. Verhältnisse im industriel­
len Betrieb, im den Gemeinden und im Staat gnmdlegend zu konsolidieren, 
ist die innere Festigung- des Menschen erforderlich. Bei a l len Maßnahmen, 
seien sie politischer, sozialer, wirtschafblicher oder kultureller Art, müssen 
wir unerbittlich im Auge haben-, ob und inwiefern dadurch dem Men-schen 
die richtige, geordnete Entfaltungsmöglichkeit' gegeben wird. Wir mögen 
uns über Theorien streiten, wir mögen uns g'eg'en'seitig-von der durch­
schlagenden Richtigkeit dieser oder jener Argiumente überzeugen, wir 
mögen die Produktion steigern. Voll- und überbeschäftigimg erreichen, es 
würde aber a l len MaJSnahmen jene bindende und verbinclende Kraft fehlen, 
wenn wir nicht die Stärkung der F'a m i 1 i e n b a n d e in unserem Volke 
erreichen würden. Im Betrieb, in der Gemeinde und bis hinauf zum Staat 
würden, viele Maßnahmen-anders und zweckmäßiger getroffen-, wenn man 
den- Gesichtspunkt der Famrlienerhal-tung und -fördeRmg „mitsprechen." 
tmd „mitbestimmen" ließe. Das gilt insbesondere auch lür die W o h n u n g s-
b ä u p o l i t i k . Sein oder Nichtsein nicht nur Deutschlands, sondern der 
europäischen Kultur hängt auch von der richtigen Gestal tung der Woh­
nungsbaumaßnahmen ab. Das geist'ig-seelische Fundanrent des Wohnung-s-
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baues besteht doch in der Frage; Wie und wo baut man Wohnungeni, daß 
sie wirklidi Heim und damit Sdiutzwall für unsere Menschen werden, 
Schulzwall gegen die Vernichtung echten Menschseins, Schutzwall gegen die 
Vemiassung oder, um es beim klaren Namen zu nennen, gegen die dunklen 
Kräfte der KoUeklivierung. Deshalb kann das ers te Anliegen immer wieder 
nur sein, daß überhaupt Wohnungen entstehen. Es mulä gebaut werden, 
es muß viel gebaut werden, und es muß rasch gebaut werden. Es wird 

' zwar nicht möglich sein, die wohnungspolitische Situationi der Gegenwart 
nur durch die Errichtung' von Eigenheimen zu meistern, aber ich hal te es 
für eine besonders wichtige Aufgabe', dias richtige Verhäl tnis bea der Er­
stellung von Eigenheimen, Siedlungsbauten und Mietwohnungen zu finden. 
Wir dürfen nicht übersehen, daß das Bedürfnis nach dem Eigenheim 
in unserem Volk vorhanden und daß dieses Bedürfnis im. Wachsen .ist. 
In der Zeit der modernen Berufsheüze wird die Wohnung immer aus­
schließlicher z u m . letzten Hort der individuellen Sphäre, ohne die ein • 
Mensch nicht mehr Mensch sein kann. Wir haben daher Sorge 'Zu tragen, 
daß die Wohnungen sb gestal tet werden, daß sie wirklich Heim und. Heim­
statt sein können. Vergessen wir vor allem nicht, daß unsere Frauen, die 
so viel dazu beigetragen haben, die Nation in den Hungerjahren und beson­
ders im Kältewinter 1946/47 überhaupt am Leben zu halten, ihre besten 
Gaben und Kräfte nicht in einer Behausung, sonderrL nur in einer Wohn­
stätte, die ein wirkliches Heim ist, entfalten können. (Beifall) 

Von hier aus gesehen erhäl t auch die angest rebte Familienausgleichs-
kasse ihre besondere Bedeutung. Kein Staat kann gesunden und gesund 
bleiben, w e n n er seine Lebenswurzeln nidi t vertiefen kann im Erdreich 
einer geistig und sozial gefestigten Familie. Wir haben daher auch in 
steuerlicher Hinsicht dahin zu wirken, daß keine weitere Belastung des 
Konsums der brei ten Schichten eintritt. Das waren, auch die Beweggründe, 
die das Land Nordrhein^Westfalen bewogen haben, sich gegen 'die Auf­
wandsteuer in der vorgelegten Fassung und gegen die Einführung von 
Finanzzöllen' auf wichtige allgemeine Gebrauchswaren auszusprechen. Hin­
gegen sind wir durchaus der Auffassung, daß für den gehobenen Verbrauch 
eine Luxussteuer eingeführt werden kann und soll. 

Aud i unser Bemühen um d ie J u g e n d , die nicht, wie dies im Weimarer 
Staat der Fall war, sich selbst über lassen sein darf, da sie sich dann nicht 
mit Unrecht ver lassen vorkommen wird, muß davon ausgehen, dieser 
Jugend' zunächst einmal ein wiirkliches Elternhaus zu gebeni. W e n n wir das 
soziale Leben unseres Volkes festigen wollen, so müssen wir uns als 
Partei vor der Illusion hüten, ein Stiilhalleabkomraen mit der Zukunft 
sdil ießen zu können. Wir können nicht erwarten, daß ' die Zukunft die 
Fehler einer vergangenen Wirtschaftsst,ruktur beseitigt. Die CDU als eine 
soziale Massenpartei darf sich nicht im Erwartung außenpolitischer Erfolge 
wirtschaftlich einer Laisser-faire-Stimmung hingeben. Man erwartet von 
uns Impulse, Initiative und Angriffsgeist. Wir haben den Auftrag, eine dem 
Gemeinwohl zuträgliche Wirtschaftsordnaing durchzusetzen, die keinen Klas­
senkampf mehr zuläßt. Wir müssen die Grundlagen dafür .jetzt legen und 
dürfen die not'wendigen Reformen in den Grundstoffindustrien nicht auf ' 
ein Schuman-Zeitalter ver tagen. Wir müssen die Errungenschaft aus der 
Zeit der Naziverfolgung, vor allem die Solidarität der christlichen Konfes­
sionen erhal ten u n d erneut festigen. Wir dürfen uns auch nicht durch die 
zahlreichen aus dem Boden schießenden Initeressentengruppen und Ver­
einigungen daran irremachen lassen. Wir ver t re ten nicht- eine bestimmte 
Gruppe oder Schicht, sondern, das ganze deutsche Volk, soweit es demokra-
t isdi und freiheitlich denkt). Es wird möglich sein, zu einer sozialen Festigimg 
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unseres Volkslebens zu konunen, wenn wir das Gesetz, nach dem die CDU 
~ angetreten ist, mit aller Entschlossenheit durchführen. Dann wird es gelin-

geiii,'der Entwicklung wieder Stetigkeit/, Rhythmus und Glauben zu geben, 
so wie es Schiller einmal ausdrückte; Unaufhaltsam enteilt zwar die Zeit. 
Aber sie sucht das Beständige. Sei getreu, und du legst ewige Fesseln 
ihr an. (Starker, langanhal tender Beifall) 

Präsident Simpfendörler erteilte aach Dankesworten an Ministerpräsident 
Arnold das Wort dem. Zweiten Parteivorsitzenden, 

Bundestagsabg. Dr. Friedrich Holzapfel: 

Drei Referate bzw. drei Referatgruppen. bilden das Kernstück unseres 
diesjährigen' Burtdesparteitages. An erster Stelle steht das Referat unseres 
Bundeskanzlers „Deutschland und Europa", das uns gestern außer 'den 
ininenpolitischen Fragen ganz besonders seine große außenpolitische Kon­
zeption gezeigt hat. An dritter Stelle — morgen — steht die Referatgruppe, 
über Standort und Aufgabe unserer CDU. Zwischen diesen beiden steht die 
Gruppe der Referate, die sich mit dem sozialen und' wirtschaftlichen Aufbau 
und der geleisteten Arbeit befaßt. 

Gerade bei der mittleren Referatgruppe über den sozi'alen und wirt­
schaftlichen Aufbau ist die Gefahr besonders groß, daß unser ursprüngliches 
Ziel verdeckt wird durch die unendliche Fülle der Tagesarbeit . Deswegen 
gilt gerade für diese Gruppe der Referate in besonderem Maße die 1-leraus-
stel lung des grundsätzlichen Zieles unseres politischen WoUens 'auf sozialem 
und wirtischaftlichem Gebiet. 

Wir haben in den Ausführungen unseres Freundes Arnold an der Spitze 
in wenigen großen Strichen die trostlose Lage des deutschen Volkes und 
der deutschen Wirtschaff nach dem-völ l igen Zusammenbrach vor. Augen 
geführt bekommen. Die CDU hat in dieser trostlosen Lage nicht gezögert, 
mit praktischer Arbeit und mit praktischer Verantwor tung die Not zu 
wenden. Wenn wir heute in der Wirtschaft der Bundesrepublik wieder den 
W e g zur Freiheit gefunden haben, wenn wir eine noch 1948 für völlig un­
möglich gehaltene Ausweitung des Sozialprodukts aufweisen können, wenn 
wir zahlreiche neue Arbeitsplätze einrichten konnten, wenn wir wieder die 
Verbindung zur übrigen Welt schlagen konnten, wenn wir heute wie - ' 
aus eigener Kraft unsere Rohstoffe und Lebensmittel bezahlen können, — 
dann sind das Erfolge der CDU-Politik. (Anhaltender, stürmischer Beifall) 

'Das müssen wir sagen auf unserem Parteitag; das müssen wir aber auch 
draußen immer wieder sagen, weil es vergessen wird, und weil man niclit 
mehr zurückdenkt an die Zeit von 1945/46 und alles das, was wir geleistet 

. und gearbei tet haben, als eine Selbstverständlichkeit hinnehmen will. 

Die Aufgabe, die uns nach 1945 gestellt wurde, war eine doppelte: ein­
mal eine völlig zusammengebrochene und am Boden liegende Wirtschaft 
überhaupt wieder in Gang zu setzen und zum anderen einen Umbau dieser 
Wirtschaft so diu'chzuführen, daß .wi r zu einer neuen sozialen Ordnung, zu 
einem wirklich sozialen Frieden in Verbindung mit einer wirtschaftlichen 
Stabilität kommen. Lassen Sie mich diese doppelte Aufgabe mit einem Bei­
spiel sagen. So wie ein Arzt an einem todkranken Körper keine Operation 
ausführen kann, sondern erst den Körper wieder so weit kräftigen muß, daß 

' e r die Operat ion aushält, so mußte,.auch in der Wirtschaft vor dem Umbau 
die Wiederbelebung stehen. .Aus den Fugen gerissen, gleichsam aus den 
Gelenken gebrochen, waren die wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen 
der Menschen. Es gab keine Ordnung mehr. Dieser Zersetzungsprozeß be­
gann schon viel früher, er begann eigentlich schon im Ersten Weltkr ieg; er 
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geht über die Inflation, über den_ totalen Vermassungsstaat bis zu den Zer­
störungen im Krieg und fand dann schließlich im völligen Zusammenbruch 
seinen Höhepunkt. Hier in diesem Chaos, wo jede Ordnung fehlte, wieder 
eine Ordnung zu schaffen, das war die Aufgabe, die uns gestellt wurde. 
Leichter ist es, von Grund auf etwas neu zu bauen als einen Umbau vor­
zunehmen. Aber wir mußten die Fundamente erhalten, die in der christlich­
abendländischen Tradition begründet liegen, — keine Revolution, die alles 
über den Haufen wirft und alle Wer te umstößt, sondern Evolution, eine 
Weiterentwicklung, die das Gute erhält, das Schlechte ausmerzt und dem 
Fortschritt sich, nicht verschließt. 

Der einzelne Mensch mußte zunächst aus dem Gestrüpp der ihn erdrücken­
den ' V e r m a s s u n g befreit w e r d e n - u n d seinen Standort wiederfinden. 
Nidi t die Masse, nicht die große totali täre Organisation, sondern der ein­
zelne Mensch — das Geschöpf Gottes — gehört in den Mittelpunkt des 
Staats-, Volks- imd Wirtschaftslebens. Aber er war entwurzelt, er war halt-

' los geworden, angekränkel t von einem Materialismus, der nach Sicherheit 
durch Staatsgarantie ver langte; er war durch eine Vermassung. in seiner 
Entfaltung verhindert . Diesen Mensdien wieder zur Persönlichkeit zu ent­
wickeln und ihm die Möglichkeit dazu zu geben, mußte eines der ersten 
Ziele sein. Unerläßliche Voraussetzung dafür ist aber persönliche Freiheit 
des einzelnen. Das gilt für den Staat genau so wie für die Wirtschaft. 
Gerade einem Volk, das die Unfreiheit im- totalitären Staat zu spüren be­
kommen hat, geht der Wer t der persönlichen Freiheit über alles. Wir 
wollen keinen Staat, der den Menschen von der Wiege bis zum Grabe am 
Gängelbande führt. Wir wollen keine Wirtschaft, die den Menschen auf 
seinen Arbeitsplatz einweist oder dienstverpflichtet und zum Sklaven 
degradiert . Wir wollen eine staatliche, gesellschaftliche und wirtscbaftliche 
Ordnung imd Freiheit. (Beifall) Freiheit heißt aber nicht Zügellosigkeit. Der 
Mensch, der frei sein will, muß sich auch einem höheren Ziele verpflichtet 
fühlen. Gerade weil wir den Menschen nicht als eine Nummer in einisr 
Organisation ansehen, sondern als das Geschöpf Gottes, müssen wir den 
Kirchen — die den Menschen zum Gottesdienst, zur' Klarstellung seines 
Verhäl tnisses zu Gott anhal ten und ihn unterweisen. — eine Wirkungs­
möglichkeit im Staats- .und Volksleben geben; deshalb müssen wir die Er­
ziehung der Kinder im christlichen Glauben unbedingt sicherstellen. (Stür­
mischer Beifall) Der schwankende und haltlos gewordene Mensch muß wie­
der innerlich verwurzel t sein; nur dann wird er ein wirklich freier Mensch 
werden können. • • 

Aber der Mensch steht nicht allein. Er ist eingeordnet — das lassen Sie 
mich heute morgen Ihnen in meinen Ausführungen vor Augen führen — 
in die Familie, eingeordnet in eitlön Beruf, eingeordnet in den Staat. Hinzu • 
kommt noch 'eine ganz neue Aufgabe: Deutschland und Europa. Erstmalig 
hat E u r o p a den Weg aus den Grenzen der Nat ionals taaten zu einer 
größeren Zusammenarbeit erkannt. Mutige Männer wollen aus ' dieser Er­
kenntnis die praktischen. Schlußfolgerungen ziehen. Gerade wir Deutschen, 
die so bitteres"'Lehrgeld in der Abgeschlossenheit eines autark sein wollen­
den Staates bezahlt haben, sind diesehi Gedanken der ' eu ropä i schen Zu­
sammenarbeit gegenüber besonders aufgeschlossen. Lassen Sie mich aber 
einen Gedanken einmal an diesem Parteitag ganz besonders betonen und 
herausstel len. Die europäisdie Zlisammenar|)eit wird und darf von uns 
nicht' unter dem Zeichen einer 'gemeihsamen- Angst vor einem etwaigen 
Überfall gesehen werden , ' sondern sie soll erwachsen aus der Erkenntnis, 
daß dura l die Entwicklung von Tedmik und Verkehr die Entfernungen zu­
sammengeschrumpft sind und daß Europa nur dann neben den kontinent-
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umspannenden Nationen noch eine Aufgabe erfüllen kann, wenn seine 
Staaten sich zn engerer Gemeinschaftscirbeit zusammenschließen. Wenn wir 
aus dieser Erkenntnis die Schlußfolgermig'ziehen wollen, dann müssen v/ir 
bei all unserer Arbeit der Ordnung und der Einordnung, auch in unserem 
deutschen Raum immer daran denken, daß die von uns zu scha'ffende Ord­
nung auch hineinpassen muß in den Rahmen einer zukünftigen europäischen 
Ordnung. - • . . , 

Lassen Sie mich in diesen großen Umrissen herausstellen, wie wir nun­
mehr versucht haberi, diese Einordnung vorzunehmen. Die erste, aber für 
die Entfaltung der Persönlichkeit entscheidende Bindung ist die Bindung 
in der F a m i 1 1 e. Die Familie muß die Keimzelle' des Staates sein und 
bleiben. Ein gutes Familienleben ist der beste moralische Rückhalt für ein 
Volk. Eine Betreuung der Kinder im Schöße der Familie ist die wertvol ls te 
Erziehung. Es gilt hier, vieles wieder aufzuholen, w a s ' in der Zeit des 
total i tären Staates und durch Kriegs- und Nachkriegselend zusammen-
gebrocheri- ist, — aber auch hier nicht nur eine Wiederhers te l lung der Zu­
stände wie vor , 1933, sondern eine bewußte Weiterentwicklung. Unser 
Freund Arnold hat bereits die Familienausgleichskasse genannt , und die 

'Notwendigke i t der Schaffung von Eigenheimen und Volksheimstätten. Ich 
darf noch dazus'etzen die Stärkung-des Elternrechtes in der Erziehung ihrer 
Kinder, (Stai;ker Beifall) aber auch die Notwendigkeit , bei einer kommen­
den großen Steuerreform der kinderreichen Familie die besondere Fürsorge 
— das heißt hier in diesem Fall: Schonung durch den Finanzminister — 
nicht zu versagen. (Beifall) Die Fariiilie ist aber nicht denkbar ohne die 
F r a u u n d M u t t e r . Ihr nicht nur die* Bürde der Erziehung der T<Cinder 
und die Betreuung des Haushal tes; sondern ,darüber vhinaus auch einen 
maßgebenden Einfluß in Staat und Gesellschaft einzuräumen, muß unsere 
besondere Aufgabe sein. 

Zur Familie und , i,hrer Stärk,ung gehört aber auch das E i g e n t u m . 
Wir bejahen das Privateigentum als sittlich gereclitfertigt. Wi r können 
aber in einer so zerrissenen Zeit .wie der unsrigen nrrr dann das Privat­
eigentum erhalten und verteidigen, wenn^Eigentum nicht das ReserVatrecht 
einiger oberer Tausend ist, sondern wenn wir dafür sorgen, daß jeder Tüch­
tige und Strebsame sich'auch ein Eigentum erarbeiten oder erwerben kann. 
Wir müssen — lassen Sie mich das in diesem Zusammenhäng nur der Voll­
ständigkeit halber andeuten —.auch dafür sorgen, daß diejenigen, -die ihr 
Eigentum in Krieg und Nachkriegszeit verloren haben, eine '"besondere 
Hilfestellung von uns bekommen, so daß sie wenigstens einen Teil ihres 
Eigentums zurückerstattet und damit ,die Möglichkeit zur Erweiterung ihr^es 
Eigentums erhalten. Eigentum darf aber — auch das Mahnwort müssen wir 
an unserem Partei tag sagen' — genau so wenig wie großes Einkommen 
mißbraucht werden. In diesen Grenzen hat .unsere Union bisher ihreArbei t -
verrichtet. Es muß aber noch vieles geschehen, bevor wir unser .Ziel auf 
diesem Gebiet in vollem Umfange erreicht haben. . . . ^ 

ü b e r die Familie hinaus ist .der Mensch eingegliedert und eingeordnet-in 
einen . B e r u f und. dadurch in ein Spannungsfeld.' Hier sind die Span­
nungen besonders, groß. _Teilweise sind sie noch verschärft durch .pplitische 
Agitat ionen und ScHlag-w'orte,'wie •l- 'roletarier—Kapitalisten, Plutokraten—• 
Habenichtse. Wir wollen hier die Neuordnung auch auf dem Grundsatz 
der Freiheit, angefangen, von der freien .Berufswahl; zur freien Wahl des 
Arbeitsplatzes bis zur freien Ausübung eines Berufes. Anforderungen an 
Kenntnisse im Beruf — die vor unparteiischen Stellen nachzuweisen sind — 
stehen selbstverständlich, der freien Berufsausübung nicht im Wege . Die 
Freiheit muß aber da eincj,eschränkt Werden, 'wo -sie zur Bedrohung , des 
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anderen wird. Dies wird immer da eintreten, wo ein Mißbrauch e r fo lg toder 
möglicli ist, kann aber aucii ungewollt da eintreten, wo eine erdrückende 
Übermacht — eine Machlzusammenballung 'oder ein Monopol — vorliegt. 
Hier die Grenze zu finden und zu ziehen, ist zwar ungeheuer schwer, wenn 
sie aber richtig gezogen wird, dann bedeutet das die Lösung der sozialen 
Frage im zentralsten Sinne des Wortes. 

Eine ganz besondere Stellung nehmen hierbei die G r u n d s t o f f e 
Kohlen und Eisen ein, und zwar Kohle als ein ausgesprochen beschränk­
ter Rohstoff unserer Wirtschaft, Eisen untrennbar mit Kohle verbunden. 
Darüber, wie hier der Gedanke der Freiheit verwirklicht werden kann, hat 
die CDU sehr e ingehende Betrachtungen angestellt und Vorschläge aus­
gearbeitet , die im A h l e n e r P r o g r a m m schon im Jahre 1946 ihren 
Niederschlag fanden. Daß diese Frage auch heute noch nicht zu Ende 
diskutiert ist, beweisen gerade die neuen Anregungen unseres Freundes 
Arnold. Klarheit besteht darüber, daß nidit eine schemalische Überführung 
der Produktionsmittel in die I-lände des^Staates oder der Gesellschaft die 
Freiheit des einzelnen sidierstellt, im Gegenteil, auch hier ist die Gefahr 
einer Machlzusammenballung und eines Mißbrauchs gegeben, übera l l da, ^ 
wo Macht zusammengeball t wird, in der Hand eines einzelnen oder in der 
Hand einer Organisation oder auch in der Hand des Staates, liegt die 
Gefahr, daß diese Macht mißbraucht wird. (Starker Beifall) 

Eigentum als Verpflichtung 

Wir bejahen das Privateigentum als sittlich gerecht-
lertigt. Wir liönnen aber in einer so zerrissenen Zeit 
wie der unsrigen nur dann das Privateigentum ver­
leidigen, wenn Eigentum nicht das Reservatrecht einiger 
oberer Tausend ist, sondern wenn wir dafür sorgen, 
daß jeder Tüchtige und Strebsame sich auch ein Eigen­
tum erarbeiten kann. 

Dr. Friedrich Holzapfel 

Wenn zum Beispiel der diesjährige evangelische Kirchentag in Berlin in 
einer Arbeitsgruppe das Thema gestellt hat: „Macht die Macht böse?", so 
beweist schon die Tatsache dieser Fragestellung, daß in der Macht zweifel­
los eine gewisse Gefahr liegt. Wir wollen in unserem Unionsprogramm die 
Machtzusammenballung verhindern, ohne auf der anderen Seite die persön­
liche Initiative, die Unternehmerini t iat ive oder die Grundlage unserer ge­
sellschaftlichen Ordnung, das private Eigentum, zu beseitigen. Drei Grund­
forderungen wurden zu diesem Punkte in unserem Ahlener Programm auf­
gestellt; Maditvertei lung, Mitbestimmung und Gewinnbeteil igung. Auf dem 
Wege zur Lösung dieser Frage stand allerdings gerade bei Kohle und 
Eisen als erstes die Frage des Eigentums. Wir müssen zugeben, daß .in der 
Beurteilung dieser Frage manche neue Momente vorgebracht werden, die 
bei dem Ahlener Programm noch nicht vor lagen und daher nicht berück­
sichtigt wurden. Das,Verhäl tnis zwischen Kapital und Arbeit kann auf dem 
W e g über das Eigentum, aber auch auf dem W e g über die Mitbestimmung 
geregelt werden, es darf aber nidit dadurch, d a ß , beides.^ zusarpmentrifft, 
eine Machti^erschiebung nach der anderen Seite hin erfolgen u n d s o m i t eine 
rreue Maditposit ion geschaffen werden, die auch wieder die Gefahr des 
Mißbrauchs in sich birgt. 
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In diesem Zusammenhang darf ich in Anknüpfung an die Ausfiihrungen 
unseres Freundes Arnold auch nochmals die Frage der Mitl^estimmung 
durch eine Mitbeleiligung erwähnen. Mit einer solchen durch Sparen er­
worbenen Beteiligung würde sich automatisch auch eine Mitbestimmung, 
automatisch ein Anteil am Gewinn und durdi etwaige Kursschwankungen 
auch automatisch eine gewisse Antei lnahme am Verlust ergeben. Wenn 
unser Freund .Arnold vom Standpunkt der Arbeiterschaft aus zu diesen 
Fragen Stellung genommen und zu der Zusammenarbeit in so positiver 
Form ein Bekenntnis abgelegt hat, wenn ich, der ich als Unternehmer vor 
ihnen stehe, in der gleichen Form dieses Bekenntnis zu der Zusammenarbeit 
zwischen. Kapital und Arbeit ablege, wenn er — um das auch noch zu 
sagen — als katholisches und ich als evangelisches Mitglied unserer Union 
in gleicher Form diesen Gedanken des sozialen Friedens betonen, dann möge 
das ein Beweis dafür sein, daß in unserer CDU zwischen Arbeiterschaft und 
Unternehmer, zwischen Katholiken und Protestanten eine e i n h e i t l i c h e 
L i n i e besteht, eine einheitl idie Forderung, die sozialen Klassengegensätze 
zu überbrücken und zu überwinden. (Anhaltender stürmischer Beifall) 

Haben wir denn nun schon irgend etwas aufzuweisen, um diese drei Grund­
forderungen des Ahlener Programms — Maditvertei lung, Mitbestimmung 
und Gewinnbetei l igung — in irgendeiner Form in die Praxis umzusetzen? 
Auch darüber müssen wir uns bei einem Parte i tag Rechenschaft ablegen. 
Der Grundsatz der Machtverteilung wird durch die Entflechtung in einer 
anderen Form durchgeführt. Zu der Entflechtung muß aber hinzu kommen 
ein notwendiges Kartellgesetz, das den Mißbrauch der Macht verhindert , 
ohne dabei in das andere Extrem zu verfallen, etwa eine durch Quali täts-
l.eistung begründete Vorrangstel lung beseit igen und alles nivellieren zu 
wollen. Das beste Sicherheitsventil — ich glaube, das ist gerade die Kon­
zeption unseres verehr ten Bundeswirtschaftsministers — gegen den Miß­
brauch der Macht auf dem Markte ist aber ein gesunder Wet tbewerb . Daher 
kam der Frage der Wiederhers te l lung des W e t t b e w e r b s eine so ent­
scheidende Bedeutung zu. übe ra l l da, wo ein Wet tbewerb nicht oder noch 
nicht besteht, sind auch heute noch Machtstellungen gegeben, die in sich die 
Gefahr des Mißbrauchs von Machtstellungen tragen. Wir dürfen aber doch 
•feststellen, daß heute von einer Machtzusammenballimg in dem Sinne, wie 
sie vor dem Kriege möglich war und im totalen Krieg zum Teil staatlicher-

. seits befohlen worden ist, nicht mehr die Rede sein kann. Die Sicherstellung 
des Wettbewerbs ist letzten Endes die Voraussetzung für einen Markt , und 
auf einem Markt hat der Konsument die entscheidende Funktion; er ist der 
Richter, der zu entscheiden' und zu urteilen hat. Die oberste Voraussetzung 
für allen Mißbrauch einer Macht ist die Aufrechterhaltung und Stärkung 
eines Marktes . 

Neben der Beseitigung von Machtstellung ist als zweites die Mitbestim­
mung von Kohle und Eisen im Ahlener Programm gefordert. Diese M i t ­
b e s t i m m u n g ist durch Gesetz des deutschen Bundestages eingeführt. 
Es ' is t zu hoffen, daß sich hier eine echte Partnerschaft herausbildet. Lassen 
Sie mich eins dazu sagen: Machtverteilung., und Mitbestimmung müssen 
unbedingt aufeinander abgestimmt werden. Wir müssen erkennen, daß sich 
beides teilweise überschneidet. Die Lösung muß so gefunden werden, daß 
eine wirkliche Zusammenarbeit sichergestellt wird. Von der Lösung dieser 
Frage hängt maßgebend das Schicksal des deutschen Volkes, aber auch das 
Schicksal unserer CDU ab. ' ^ 

Gelingt es uns, einen wirklich s o z i a l e n F r i e d e n zu schaffen? Diese 
Frage ist nicht erst seit 1945 akut geworden, sie kam schon mit dem Auf­
kommen der Industrie; schon vor hundert Jahren spielte sie im sozialen 
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und später audi im politischen Leben eine wesentliche Rolle. Das Wort vom 
klassenbewußten Proletarier, der,Klassenkämpfer ' sein sollte, wurde damals 
geprägt. Mit Klassenhaß und Klassenkampf sollte die soziale Frage gelöst 
werden. Diesen Klassenkampf und Klassenhaß durch sozialen Frieden, durch 
soziale Gerechtigkjjsit zu überwinden, muß die Aufgabe der echten Partner-
sdiaft sein. Das ist — das darf ich auch vielleicht einmal sagen, wenngleich 
ich damit einem Gedanken aus dem morgigen Referat vorgreife — schon 
vor hundert Jahren von christlicher Seite klar erkannt worden. Zur gleichen 
Zeit, als das Wort vom Klassenkampf kam, da kam auch das Wort von der 
christlichen Verantwortung, v o n der Gerechtigkeit und von dem sozialen 
Frieden. Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang nur einen einzigen • 
Namen nennen, den Namen eines Mannes, dessen Werk auch heute noch 
bis in unsere Zeit hinein fortdauert, den Namen des Gesel lenvaters Adolf 
K o 1 p i n g. Wieviel innerer Unfriede wäre dem deutschen Volk erspart 
geblieben, wenn nicht die Idee des Klassenkampfes, die das Volk trennte, 
sondern die Verwirklichung der Kolpingsidee des sozialen Friedens und der 
sozialen Gerechtigkeit unser deutsches Volk geeint haben würde; (Starker 
Beifall) 

Es ist unsGi^e Aufgabe, diese Frage zu lösen. Wird uns dies gelingen? 
Wir haben mit ihrer Lösung.begonnen, aber wir müssen sie zu Ende durch­
führen. Ein Wort sei noch dazu gesagt. Die Mitbestimmung darf nicht etwa 
eine Prinzip'ienfrage werden, die überall des Prinzips halber durchgesetzt 
werden müßte. W a s für Kohle und Eisen bei de r ' be sonde ren Bedeutung 
dieser Grundstoffe notwendig und richtig ist, braucht noch lange nidit für 
alle übrigen Betriebe richtig und maßgebend zu sein; denn in erster Linie 
soll und muß in der Wirtschaft das persönliche Verhäl tnis zwischen dem 
Unternehmer und seinen Mitarbeitern stehen. Entscheidend ist es, dieses 
Ziel zu erreichen: den sozialen Frieden herzustellen, die Menschenwürde 
im Betrieb und bei jeder Arbeit zu achten, so daß die Arbeit mit einer Zu­
friedenheit ausgeführt wird und sich so eine echte Partnerschaft zwischen 
Kapital und Arbeit, zwischen Selbständigen und Unselbständigen, zwischen 
Unternehmern und Arbeitern, ergibt. 

Wenn dann drittens im .Ahleher Programm die G'e w i n n b e t e i 1 i -
g u n g gefordert wird, so ist hier ein Ziel herausgestell t , -aber der W e g noch" 
nicht gefunden. Unser Freund Arnold hat soeben einen Vorschlag gemacht. 
Man könnte ihn noch ergänzen. Es sind auch' Vorschläge dahingehend ge-. 
mächt, eine Rückstellung bei den einzelnen Roherträgen der Betriebe durch­
zuführen, um aus diesen Beträgen eine zusätzliche Altersversicherung zu 
ermöglichen. Eine solche Rückstellung würde auch die Möglichkeit geben, 
diese Beträge bis zu. ihrer Fälligkeit investieren zu können, um damit auch 
dieses Problem der notwendigen Investitionen in etwa zu. lösen. Alle diese 
Fragen sind noch nicht gelöst. Idr darf aber nochmals unterstreichen: Es ist 
notwendig, daß baldmöglichst in dieser Frage dauerhafte Lösungen gefunden 
werden. 

Dazu noch folgendes — ich hatte es in' meinem Manuskript stehen vor 
der gestrigen Vorstandsitzung, in der unser Bundeskanzler diese Frage be­
sonders anschnitt, aber ich sage es trotzdem-,^: Wenn wir heule über Knapp­
heit an Kohle und über Mangel im Kohlenbergbau klagen, so wäre es 
wirklich notwendig, einmal darüber Betrachtungen anzustellen, ob nicht die 
Unklarheiten in den Besitzverhältnissen und in der Verantwortung für diie 
Betriebsleitungen mit schuld haben,,^ daß diese Mängel sich nachteilig be­
merkbar machen. Wir werden in unseren Ausschüssen diese Frage ein­
gehend weiter prüfen müssen. Wenn wir die Macht beschränken wollen, so 
darf es auch nicht dahin kommen, daß 'et\Va die Machtzusammenballungen 
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von einzelnen Betrieben auf Verbände und Organisat ionen ver lager t wird. 
(Zurufe; sehr gut.) Das gilt sowohl für Unternehmerverbände als auch für 
Gewerkschaften. Wir bejahen beide, erkennen ihre Bedeutung und Not­
wendigkeit in vollem Umfange an, erkennen auch' ihre Verdienste um die 
Wieder ingangsetzung unserer Wirtschaft an, aber beide, die Verbände der 
Unternehmer und die Verbände der Arbei tnehmer haben dem einen Ziel zu 
dienen, den Klassenkampf zu überwinden und zur sozialen Gerechtigkeit 
und zum sozialen. Frieden beizutragen. Das bedeute t 'n icht , daß wir n u n ' 
ein staatliches Verbot für Streiks oder Aussperrungen fordern wollten. 
Selbstverständlich darf audi Streik oder Aussperrung als das letzte Mittel 
in einer wirtschaftlichen Auseinandersetzung da und dort einmal gebraucht 
werden, aber die Regel muß sein, in einer friedlichen Zusammenarbeit das 
gemeinsame Ziel im Interesse des ganzen Volkes zu finden und zu er­
reichen; daher auch der von. uns in der Union so nachdrücklich geförderte 
und unterstützte Plan unserer Bundesregierung, Verbände und Gewerk­
schaften zur Zusammenarbeit mit allen Berufsgruppen so schnell wie mög­
lich in einen Bundeswirtschaftsrat zusammenzuführen. 

Aber neben den ausgesprochenen Großbetrieben gibt es in der Wirtschaft 
eine i^ülle von k l e i n e n u n d m i t t l e r e n B e t r i e b e n . Neben der 
Klein- und Mittelindustrie stehen das H a ' i i d w e r k und G e w e r b e , der 
H a n d e l , die L a'n d w i r t s" c h a f t , der I-i a u s - u n d G r u n d b e s i t z.-. 
Wenn diese Gruppen sich zu einem Teil zu einem Mittelstandsblock zur Wah­
rung ihrer Belange außerhalb des politisdien Raumes z\rsaramengeschlossen 
haben, so ist das zwar ihr gutes, durch eine demokratische Verfassung 
garant ier tes Recht, es ist aber die Frage, ob ias nicht auch gleichsam ein 
Spiel mit dem Feuer ist. Daß die heute maßgebenden Männer keine politi­
sche l^artei aus- dem Mittelstandsblock formen wollen, haben sie eindeutig 
erklärt, werden sie aber die Geister bannen können-, die sie riefen? Es wäre 
für die Demokratie ein schlechter Dienst, wenn die politischen Parteien ab­
gelöst werden sollten durch Interessengruppen. Man darf nicht die Politik 
oder den Staat vom Gesichtspunkt einer einzigen Berufs- oder Wirtschalts-
gruppe aus sehen, und sei sie auch noch so groß, man darf Politik, Wirt­
schaft und Staat nur vom Gesichtspunkt des Volksganzen sehen, urid das 
eigentlich heute nur noch bedingt, man müßte heute eigentlich an alle 
Fragen von einem europäischen Gesichtspunkt aus herangehen. Gerade 
weil für alle Gruppen des Mittelstandes in der grundsätzlichen Haltung eine 
so enge Berührung mit der 'CDU besteht, kann ich mir eigentlich gar nich,t 
vorstellen, daß es zwischen dem Mittelstand uiid der CDU zu größeren 
Differenzen kommen könnte. Beide, Mittelstand und CDU, 'gehen aus von 
dem Wert des Menschen und seiner persönlichen Freiheil. Wie kann es bei 
dieser gemeinsamen Plattform dann Meinungsverschiedenheiten geben, 
wenn man nicht nur das eigene Wohl, sondern auch das Wohl aller Berufs­
gruppen gleichzeitig im Auge hat. 

Die Sorge der Handwerker ist die Erhaltung des Großen Befähigungs­
nachweises und seine Wiedereinführung in der amerikanisch besetzten 
Zone. Daß die CDU diese Forderung zu der ihrigen gei"nacht hat, hat unser 
Vorsi tzender wiederholt erklärt ; daß das Bundesparlament dies gesetzlich 
noch nicht hat verwirklichen können, ist eine zweifellos bedauerliche Tat­
sache, aber die Frage war aus den/ den Sachkennern bekannten Gründen 
bisher niclit zu meistern. Unterstrichen werden muß die Bedeutung des 
Händwerks auf dem Gebiet der individuellen Qualitätsarbeit , auf dem . 
Gebiet der Heranbildurfg des Nachwuchses und der sozialen Aufstiegs­
möglichkeit. Das gleiche gilt für Einzelhandel luid' Gewerbe. Kein Staat 
kann ohne Schaden diese Schichten v.ernacblässigen. Ich glaube, es- war 
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uns eine besondere Freude, daß gestern unser verehr ter Bundeskanzler in 
einer gerechten Eigenkritik zugegeben hat, daß wir auf diesem Gebiete zur 
Pflege von Handwerk und Gewerbe, Einzelhandel und Hausbesitz noch 
manches tun müssen. Er hat die Gründe angeführt, warum erst die anderen 
Zweige vorgezogen werden mußten, aber auch versprochen, daß die Politik 
der Regierung sich jetzt um die Sorgen dieser Berufskreise und Berufs­
stände bemühen wird. 

Eine ganz besondere Bedeutung kommt der bei uns neu zu schaffenden 
Ordnung der Landwirtschaft zu. Bei der so ungeheuer schmalen Ernährungs­
basis des deutschon Volkes müssen wir die größtmögliche Leistung aus dem 
deutschen Grund und Boden anstreben. Das erste, was bei irgendwelchen 
Komplikationen an irgendeiner Stelle der Wel t zum Erliegen kommt, sind 
die Schiffahrtslinien. Je schmaler die Ernährungsbasis eines Volkes ist, 
desto gefährdeter ist seine Ernährung in Krisenzeiten. Die höchste Leistung 
der Landwirtschaft kann aber neben technischen Mitteln nur erzielt werden 
.durch Arbeitseinsatz. Es ist noch nicht in Ordnung und muß noch geordnet 
werden, wenn auf der einen Seite die Landwirtschaft über Mangel an 
Arbeitskräften klagt und auf der anderen Seite Arbeitslose keinen Arbeits­
platz finden können. Daß wir Lebensmittel einführen müssen, ist eine fest­
stehende, wenn audi bedauerliche Tatsache. Die Einfuhr und der Zoll müssen 
aber so geregelt werden, daß einmal dem Bauern ein Ertrag und damit im 
Interesse des Volksganzen der Anreiz zur intensivsten Wirtschaft verbleibt 
und ihm weiterhin eine Absatzmögliclrkeit gegeben ist und nicht zu einer 
Zeit der Schwemme der Eigenerzeugung auch noch Importe hinzukommen. 
Bitter '—• das möchte idi hier sagen — ist es für den Erzeuger, wenn er 
sieht, wie andere Berufsfremde — leider ist es ja nicht nur vereinzelt vor­
gekommen — ohne Mühe große Beträge aus seinen Erzeugnissen verdienen, 
während die harte Landarbeit nur einen kargen Verdienst abwirft. Diese 
Frage zu ordnen, gehört zu den gestellten Aufgaben, gehört zu den Funda­
menten unseres Unionsprogramms. Der Bundeskanzler hat in den R h ö n -
d o r f e r B e s p r e c h u n g e n diese Fragen, insbesondere auch die Frage, 
ob es nötig ist, eine echte Preisverschiebung vornehmen zu können, ein­
gehend' angeschnitten. Sie sehen also, die Frage ist in Bearbeitung ge­
nommen. Wir wollen in gemeinsamer Arbeit mit allen unseren Kreis- und 
Landespa_rteien versuchen, einen W e g zu finden, um diesem Ziel Rechnung 
tragen zu können. 

Noch einige Wor te zum H a u s - u n d G r u n d b e s i t z . Es eilt, daß hier 
Maßnahmen ergriffen werden, um einen weiteren Verfall des Hausbesitzes 
aufzuhalten. Bei der Knappheit an Wohnungen und der Notwendigkeit , 
neue Wohnungen zu schaffen, können wir es uns einfach nicht leisten, wenn 
der vorhandene Wohnraum zerfällt, weil die Geldmittel für seine Instand­
hal tung nicht, vorhanden sind. Es muß ernsthaft überlegt werden, wie man 
zu einer Rentabilität auf dem Gebiete des Hausbesitzes kommen kann, ohne 
den sozial Schwächsten unerträgliche Lasten aufzuerlegen. 

Dieser kurze Dberblick über die Einordnung der einzelnen Berufe in 
sozial befriedetes Volks- und Wirtschaftsleben wäre nicht vollständig, wenn 
ich nicht noch mit wenigen Sätzen auch unsere Stellungnahme zum B e -
r u f s b e a m t e h t u m und zu den Sorgen besonders der äl teren A n g e ­
s t e l l t e n sagen würde. Wir haben uns in der CDU immer wieder zu 
einem unbestechlichen Berufsbeamtentum bekannt . Der Bundeskanzler hat 
dies gestern abend erneut getan. Wir wissen um die Sorgen der Beamten­
schaft und hoffen, daß die in den letzten Tagen im Bundestag beschlossene 
Aufbesserung die 'größten Nöte beheben wird. Bei den älteren Angestell ten 
wird aber ganz ernsthaft die Frage zu prüfen sein, ob nicht — sei es in 
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vertraglicher Vereinbarung oder als letzte Möglichkeit sogar in Form einer 
gesetzliclien Bestmimung — ein gewisses Verhäl tnis der Beschäftigung 
zwischen älteren und jüngeren Angestel l ten festgelegt werden sollte. 

Neben den Menschen, die in einem Beruf eingeordnet sind, steht eine 
große Zalil derer, die nicht aus eigener Kraft sich zu helfen vermögen und 
daher der Hilfe ihrer -Mitbürger bedürfen. Sie hoffen auf den L a s t e n ­
a u s g l e i c h . Das gilt besoi^ders für die Bombengeschädigten und Heim'at-
vertr iebenen. Über den Lastenausgleich sind lange VerhandUnigen geführt 
worden. Ich darf hier nochmals darauf hinweisen, daß wir schon vor der 
Währungsreform für diese Frage einen besonderen Ausschufi im Rahmen 
der früheren Arbeitsgemeinschaft eingesetzt hatten. Unser Plan waT, den 
Lastenausgleich mit der Währungsreform zu verbinden. Leider glaubten da­
mals die Mil i tärgouverneure, dies nicht zulassen zir können, so daß wir 
lieute noch vor diesem Problem stehen und es bis zur Stunde noch nicht 
gelöst haben. Unsere Grundauffassung, daß die Höhe des erl i t tenen Schadens 
entscheidend sein muß für die Höhe der Entschädigung, also nicht eine 
soziale Hilfsmaßnahme, sondern eine quotale Schadenserstattung, steht nach 
wie vor fest. Desgleichen steht für uns einwandfrei fest, daß. in dem kom­
menden Gesetz ein Rechtsanspruch begründet werden muß. (Lebhafter Bei­
fall) 

Schließlidi darf ein Volk aber über allen sozialen und wirtschaftlichen 
Nöten nicht das unendlich viel schwerere seelische Leid vergessen, das die 
tragen, deren Angehör ige auch heute noch in K r i e g s g e f a n g e n ­
s c h a f t oder in Konzentrationslagern schmachten. Es darf keine Veran­
staltung der Christlich-Demokratisclien Union im ganzen Land geben, in der 
nicht immer wieder wir dieser unserer armen Brüder und Schwestern ge­
denken. Es war mir eine ganz besondere Freude,' daß ganz spontan der 
Leiter unseres Partei tages, ohne daß wir ein einziges Wor t darüber ge­
sprochen halten, gestern in der Eröffnungskundgebung diesen Gedanken 
mit genau der gleichen Linie vertreten hat. 

So wollen wir alle diejenigen, die guten Willens sind, einordnen in einen 
sozial, verpflichteten Staat. Jedem Tüchtigen und Strebsamen wollen wir 
ein Vorwärtskommen ermöglichen, jedem Heimatlosen helfen, eine neue 
Heimat wiederzufinden. Wir wollen keinerlei Unterschiede machen, jeder, 
der ehrlich ist und mit uns eine neue sozialverpflichtende Demokratie auf­
hauen will, ist uns herzlich willkommen. Ich will noch ein Wort über den 
S t a a t sagen. „Videant consules, ne quid detrimenti capiat res publica" — 
Die Konsuln mögen sehen, daß der Staat keinen Schaden leidet! Diesen 
Appell müssen wir heute an. die politischen Parteien richten; macht in 
euren Parlamenten die Demokratie nicht kaputt l Ihr sitzt alle in einem 
Boot, auch wenn ihr zur Opposition gehört. W e n n die JDemokrätie sich 
nicht das Ver t rauen des Volkes erwerben kann, dann sieht es trübe um die 
Zukunft des Staates aus. Nicht nur die Bekänipfung der Schäden, die unser 
Freund Arnold eben als so notwendig herausgestell t hat und die ich auch 
unterstreichen möchte, allein spielt hier eine Rolle, wir sollten uns auch 
darüber Gedanken machen, insbesondere sollte dies auch in Kreisen der 
Opposit ionsparteien geschehen, ob wir unserem Volke wirklich eine Demo­
krat ie vorlQben. Zum Staat noch ein weiteres Wort, eine Selbstverständ­
lichkeit für uns alle: Wir wollen immer daran denken, daß wir auch für die 
Menschen mitzuhandeln und mitzusprechen haben, die heute in dem un­
freien Teile unseres gemeinsamen deutschen Vater landes leben. 

Wir haben es schwerer als alle anderen Völker, weil wir mit einer so 
enorm hohen s o z i a l e n H y p o t h e k belastet sind. Wir müssen aber 
diese sozialen Spannungen lösen, wenn, wir zu einem inneren Frieden 
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kommen wollen. Es wäre töricht, etwa zu glauben, daß in absehbarer Zeit 
eine Herabsetzung der Lasten möglich sein könnte, im Gegenteil , schon 
jetzt hat der Etat des Bundes einen ungedeckten Fehlbetrag, und die Ein­
gliederung der Bundesrepublik in eine europäische Solidarität und Vertei­
digungsbereitschaft wird zweifellos auch Opfer von unserem deutschen Volk 
fordern. Die beste Sicherung gegen eine neue totali täre Vergewalt igung 
ist' aber ein sozial befriedigtes Volk. Man kann eine Truppe mit Soldaten 
bekämpfen, man kann einen Angriff abwehren, eine Tdee eines totali tären 
Bolschewismus kann man aber nur überwinden durch eine sozial befriedigte 
Ordnung im eigenen Hause. Daher kommt neben der Außenpoli t ik diesem 
Aufbau der neuen sozialen Ordnung eine entscheidende Bedeutung zu. Sie 
allein ist die Garant ie für Freiheit und Frieden; und allein, die Politik, die 
diese Grundsätze verwirklicht, wird zur Wiedervereinigung unseres deut­
schen Vater landes führen. 

Zum Schluß noch ein Wort über u n s e r e C D U . Die Zielsetzung unserer 
Union ist die einzige Grundlage, auf der wir diesen Aufbau verwirkl idren 
können. Aber wir müssen auch ehrlich bekennen, wir haben' noch lange 
nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft und alle Notwendigkei ten erfüllt. 
Wenn wir daher da und dort die Quit tung dafür präsentiert bekommen', 
haben, so muß das für uns Veranlassung sein, immer wieder zu prüfen, ob 
wir, unseren Grundsätzen, nach denen wir angetreten sind, treu geblieben 
sind, und was wir tun können und-müssen, um zu einer wei teren A k t i ­
v i e r u n g unserer Partei zu kommen. Jeder, der Verantwortung trägt und 
übernimmt, wird in einer solchen Krisenzeit den oberflächlich Urteilenden 
enttäuschen müssen; denn wer oberflächlich urteilt, sieht nur sich und 
seinen engsten Kreis. Verantwor tung übernehmen heißt aber, an das Wohl 
aller denken. 

Wer sich tiefer mit dem Gedankengut unsprer CDU befaßt,.wird die Wur­
zeln unseres politischen Wollens aufsuchen müssen. Er wird finden, daß 
es nichts Törichteres gibt als die Behauptung, die CDU sei eine Verlegen­
heitslösung nach dem Zusammenbruch. Die Wurzeln unseres politischen 
Wollens gehen zurück bis in die Zeit, in der die Verweltlichung unseres 
Denkens begann, die dann mit zwingender Noiwendigkei t zum Materialis­
mus führte. Es bedurfte der har ten Prüfung in der Zeit des totali tären 
Staates, vnn die Menschen' aus beiden christlichen Konfessionen zum ge­
meinsamen Handeln aus christlicher Veranwortung heraus zu bringen. 
Wenn wir erkennen, daß vielleicht die schwersten Monate jetzt vor uns 
liegen, so wollen wir gerade diese unsere Gemeinschaftsarbeit ganz be­
sonders betonen und bekräftigen. Wenn heute der eine oder der andere 
meint, die CDU habe ihren Höhepunkt überschritten, so darf ich dem ent­
gegensetzen: Noch nie war die CDU so nötig wie in der heutigen Zeit. 
Wenn wir sie nicht 1945 gegründet hätten, dann müßten wir sie im Inter­
esse des deutschen Volkes in dieser Stunde gründen. (Lebhafter Beifall) 

Lassen Sie mich auch einmal mit einem recht drastischen Beispiel e twas 
sagen. Ich bin durchaus nicht in allen Punkten immer mit unserem verehr­
ten Vorsitzenden, dem Herrn Bundeskanzler, einer Meinung. Es gibt oft 
genug.-Meinungsverschiedenheiten, so zum Beispiel kann man über Auf­
wandss teuer oder Autobahnsteuer durchaus geteil ter Meinung sein, aber 
ich stehe seit 1946 als evangelischer Mann an der Stelle des Stellvertreters 
unseres Bundeskanzlers, der von der katholischen Seite her kommt. Hier 
will ich das eine sagen; Es hat in den ganzen sechs Jahren auch nicht einen 
einzigen Fall gegeben, wo eine Meinungsverschiedenheit daraus resultierte, 
daß er vom katholischen und ich vom evangelischen' Standpunkt aus zu 
dieser Frage Stellung nahm. (Stürmischer Beifall) Ich glaube, einen besse-
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ren Beweis ' für die Möglichlceit d e r Z u s ci m m e n a r I5 e i t beider, christ­
licher Konfessionen im politischen Raum gibt es nicht als dieses eine Bei­
spiel, das ich Ihnen hier mit ein paar recht nüchternen Worten angeführt 
habe, / 

Die Zusammenarbei t , in der vor uns liegenden Zeit nicht nur zu erhalten, 
sondern • auch zu verliefen, die Grundlagen unseres politischen WoUens 
immer wieder herauszustel len und vom Gestrüpp des All tages zu befreien, 
so daß sie uns Leitstern für unsere Arbeit bleibe, das sei uns allen Ver­
pflichtung. Ist das deutsche Volk durch die totali tären Kräfte tiefer in den 
Abgrund hineingeworfen worden als je zuvor in seiner Geschichte, so muß 
unser Streben, das deutsche Volk wieder als gleichberechtigtes und ge­
achtetes Glied in eine freiem xuid friedliebende Welt einzuordnen, heißer 
und kräftiger sein als je zuvor. .Unser CDU-Programm sei uns der^ Weg­
weiser über diesen Weg, an dessen Ende erstehen möge ein neues, besse­
res und hoffentlich auch glücküchers 'deutsches Vaterland. Dazu' bedarf es 
aber der Mitarbeit aller Unionsfreunde. 

Ich bekam soeben einen Brief von unserem Unionsfreund Hermes aus 
Badgastein.. Er schreibt, daß er sich dort zur Zeit in Kur' befinde und daß 
er die Einladung daher verspätet bekommen habe und deswegen nicht an 
unserer Tagung teilnehmen konnte. Durch diesen seinen Brief, in dem, er 
uns seine Grüße übermittelt, werde ich an die Tagung in Godesberg vom 
Dezember 19,45 erinnert. Ich habe damals einer', sich bildenden Partei in 
einer kurzen Ansprache ein Wort zugerufen, das ich auch heute als ein 
Wort der Sammlung am Schluß des zweiten Bundespartei tages der CDU 
zurufen möchte, nämlich in unserer Arbeit nicht müde zu werden, t reu zu 
unserem Programm zu stehen, weil wir nur dann das Werk, vol lenden 
können. . 

Soll des Baues Kuppel ragen, 
der Vollendung Wimpel wehen, 
dann muß ein jeder Steine tragen, 
keiner darf beiseite stehen! 

(Anhaltender stärker Beifall) 

„CDU und CSU in der Verantzvortung" 

Präsident Simptentlörfer erteilte nach kurzer Pause das Wort an 

Bundestagsabg. Dr. von Brentano: 

In den trüben Tagen, die dem vollkommenen Zusammenbruch des Jahres 
1945 folgten, nachdem jede staatliche und wirtschaftliche Ordnung- in 
Deutschland zerschlagen war,, gab es Millionen und aber Millionen von 
Menschen, die. in einer dumpfen Resignatioii Und Apathie dahindärrimerten 
und die nicht glaubten, daß aus diesem vollkommenen Zusammenbruch 
eine neue Ordnung geschaffen werden könne. Aber es zeigten sich damals 
auch schon die ersten Gruppen, die sich bemühten, diese Stimmung der Ver­
zweiflung, ja diese Stimmung eines gewissen Nihilismus zu mißbrauchen. 
Es war eine gute Tat, daß damals auch aufbauende Kräfte in unserem Volk 

^wieder wach wurden. Ich kann nur wiederholen, was mein Freund Holz­
apfel sagte: Es war ein 'poli t isches Phänomen qhnei Vorgang nicht nur im 
Leben Deutschlands, daß damals in allen Teilen unseres Vater landes sich 
Menschen zusammenfanden, die entschlossen waren, aus ihrer Gewissens­
verpflichtung vor ihrem Herrgott und vor den Mitmenschen an den Wie-
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deraufbau der zerstörten Ordnung heranzugehen. Nicht nur die Ordnung 
war zerstört, meine Damen und Herren, aucli die Vorstellungswelt , die sie 
geschaffen hat te . Aber es war nicht nur die Schockwirkung, die die Men­
schen zusammenführte, und es war nicht nur — das sollten wir heute ge­
rade nicht vergessen — eine vorwiegend negat ive Reaktion auf das 
Schlechte und auf das Schändliche, das sich so erschreckend offenbart hatte, 
sondern es war die echte Besinnung auf den Wer t des .Menschen als den 
Träger jeder staatlichen Gemeinschaft und auf das Christentum als das 
einzig beständige Fundament jeder sittlichen Ordnung, die in diesen Men­
schen den Willen und den Entschluß weckten, die Trümmer wegzuräumen 
und darunter die Grundlagen aufzuspüren für ein neues Haus der Deutschen. 

Seit dieser Zeit steht die Christlich Demokratische Union in den Kom­
munen, in den Ländern, in den Zonen, im Wirtschaftsrat, im Parlamentari­
schen Rat und im Bundestag in der vorders ten Verantwortung. Alles, was 
seit dieser Zeit erreicht wurde, ist mit dieser wahrlich nicht leichten Arbeit 
unt rennbar verbunden. Aber keineswegs ist das, was in dieser Zeit ver­
säumt wurde, dem Versagen oder dem mangelnden guten Willen der 
Christlich Demokratischen Union zuzuschreiben. Wie oft wurden dem ent­
schiedenen politischen Wollen unserer CDU Grenzen gezogen, weil die­
jenigen, auf deren verantwortungsfreudige Mitarbeit .es ankam, sich- ver­
sagten, wie oft wurde ein verheißungsvol ler Beginn aufgehalten und ge­
stört, weil wir Deutsche ja nur schrittweise und oft allzulangsam in die 
Lage versetzt wurden, nach unseren Erkenntnissen zu handeln und zu ent­
scheiden. 

In zunehmendem Maße wurde eine parteipolitische O p p o s i t i o n sicht­
ba r , . die parteitaktische und parteiegoistische Erwägungen über die ge-. 
meinsame Aufgabe stellte, und in ersdireckendem Maße zeigte sich diese 
Entwicklung bei der Errichtung der Bundesrepublik. Aber auch die Un­
einigkeit bei deri Siegermächten über das gemeinsame politische Ziel und 
häufig auch das mangelnde Verständnis für Lebensfragen und Lebensnot­
wendigkeiten des deutschen Volkes mußten hemmend wirken und trugen 
dazu bei, die echte politische Verantwor tung des deutschen Volkes für die 
Gestal tung, seines eigenen Lebens und seiner eigenen Zukunft im Bewußt­
sein der deutschen Menschen zu verkleinern. 

Aber ich will mein Referat auch nicht durch solche Betraditungen, die die 
Vergangenhei t weisen, belasten, weil es . mir heute notwendiger denn je 
zu sein scheint, daß wir uns über die Aufgaben unterhal ten, die die Gegen­
wart an uns stellt. Unerläßlich bleibt es allerdings, daß unser Volk sich 
immer von neuem bemüht, sich mit der Vergangenhei t auseinanderzuset­
zen und im W e g e einer echten Gewissenserforschung den Gründen nachzu­
gehen, die die schreckliche Fehlentwicklung ermöglichten, die im Jahre 
1945 ihren sichtbaren Abschluß fand. Wenn wir uns darüber nicht mit dem 
leidenschaftlichen Willen zu ehrlicher Erkenntnis auseinandersetzen, wer­
den wir nichts Neues schaffen können, was von Bestand sein wird. Denn 
es ist ja nicht nur ein politisches oder wirtschaftliches, sondern ein im tief­
sten metaphysisdies Phänomen, das wir zu ergründen versuchen müssen. 
In diesem Bemühen werden wir auch immer wieder die Überzeugung ge­
winnen, daß wir uns im Jahre 1945 auf den richtigen Weg begeben haben 
und daß wir eine einmalige historische Aufgabe und eine sittliche Ver­
pflichtung leugnen würden, wenn wir nicht entschlossen wären, auf dem 
damals beschrittenen Wege fortzufahren. 

Unser Freund Ministerpräsident Arnold hat sich in seinem Referat schon 
mit der Frage auseinandergesetzt und hat mit Recht darauf hingewiesen, 
daß eine Partei, die in diesen schweren Jahren die entscheidende Verant-
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wortung trug, einer Zerreißprobe ausgesetzt sein muß. Es wäre falsch und 
es wäre löriclit, sich diesen Erkenntnissen zu verschließen, und wir wären 
unehrlich gegen uns selbst, wenn wir nicht zugeben -wollten, daß Teile 
unserer Anhänger und Wähle r sich von uns entfernt haben oder zu ent­
fernen drohen. Aber wenn wir uns darüber Rechenschaft geben, dann dürfen 
wir es nicht tun mit dem Gefühl einer müden Resignation. Wir müssen uns 
vielmehr Klarheit darüber verschaffen, daß die ungeheure seelische und 
existentiel le Not, die heute noch Millionen von Menschen belastet, der 
beste Nährboden für eine Oppostion sein muß, die aus der Verzweiflung 
ein politisdies Geschäft machen will und die die Friedlosigkeit der Men­
schen mißbraucht, die im neuen politischen und staatlichen Geschehen noch 
keinen Standort gefunden haben und die noch nicht frei sind von den An­
steckungskeimen -einer in sich kranken Epoche. Das Bewußtsein,' meine 
Damen und Herren, soll uns aber nicht entmutigen. Es ist und bleibt unsere 
Aufgabe als Christlich Demokratische Union, unermüdlich den Kampf um 
den einzelnen Mensdien zu führen, nicht, in dem wir ihn mit ver logenen 
Parolen betören, sondern in dem wir ihn auf die gemeinsame Veran twor - ' 
tung ansprechen. Nichts wäre gefährlicher, als wenn wir glaubten, die Pa­
rolen anderer Gruppen und Parteien aufnehmen und in einem sinnlosen 
Wettlauf schlechter Propagandamethoden eintreten zu können. Wir müssen 
vielmehr solchen Methoden, die von politischer Verantwortungslosigkei t 
zeugen, Widers tand entgegensetzen, und wir müssen uns erst Recht auf 
uns selbst und auf die Kraft unserer Idee besinnen, die uns zusaiimien-
geführt hat und die — davon biri ich überaeugt — uns auch zusammen­
hal ten wird. (Beifall) 

Haben wir es denn eigentlicli nötig, wenn wir die gemeinsame Arbeit der 
letzten schweren Jahre in die Erinnerung zurüdcrufen, unser Licht unter 
den Scheffel zu stallen und' in einer Massendefensive das Volk davon zu 
überzeugen, daß wir nicht versagt haben? Haben wir es wirklich nötig, in 
die Trompete eines vers taubten und atavistisch anmutenden Nationalismus 
zu stoßen? Haben wir es nötig, sozialistische Schlagworte aufzugreifen und 
Ordnungsbegriffe zu diskutieren, die mit unserem Denken und Fühlen 
unvereinbar sind, weil sie ja doch nur der Ausdruck eines vom primitiv­
sten und ödesten Materialismus, gezeichneten Weltbi ldes sind? Ich glaube, 
daß wir solclien Vorstel lungen eine Ideenwelt entgegenstel len können, die 
s tärker und kräftiger ist. Aber das bedeutet , daß' wir uns wieder auf uns 
selbst besinnen und daß wir uns darüber klar werden müssen, daß jede 
Anlehnung unserer Christlich Demokratischen Union nach rechts oder 
links uns der Eigenständigkeit berauben oder uns in Gewissenskonflikte 
führen würde, denen wir mit Entschlossenheit ausweichen müssen. (Beifall) 

In einem beständigen und unablässigen, Ringen und in einer unaufhör­
lichen, von echtem Ver t rauen und Verantwortungsgefi'ihl getragenen Dis­
kussion in unseren eigenen Reihen müssen wir unseren eigenen Weg fin­
den und unbeirrbar gehen, dann werden wir uns auch die Glaubwürdigkei t 
bewahren, die allein die zustimmende Entscheidung des deutschen Volkes 
zu unserem politischen Wollen begründen wird. Die besondere soziologische 
und weltanschauliche Struktur unserer Partei stellt uns vor Aufgaben und 
Entscheidungen, die anderen Gruppen und Parteien, erspart bleiben. Auf 
der einen Seite steht die Sozialdemokratische Partei, die noch immer glaubt, 
mit Klassenkampftheorien arbeiten zu müssen und die nocli gar nicht be-. 
griffen hat, daß diese Klassen, von denen sie spricht, in Wahrhei t nicht 
mehr bestehen, die nicht begreifen will, -daß eine neue staatliche Ordnung 
nicht geschaffen werden kann, indem man die Menschen gegeneinander 
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führt, und die nicht vers tehen will und vielleicht auch nicht vers tehen 
kann, daß es keine Entscheidungen gibt und geben darf, die einem Teil des 
deutschen Volkes nützen und einem anderen Teil schaden. Aber ebenso 
wenig „werden wir denen ' folgen "können, die in der Vorstel lungswelt eines 
verstaubten Liberalismus leben und die nicht vers tehen wollen, daß die 
Freiheit die Gefahr des Mißbrauchs in sich birgt, wenn sie nicht begrenzt 
ist durch die sittliche Verpflichtung gegenüber dem Nächsten und gegenüber 
der Gemeinschaft. (Beifall) Wenn solche Ideen und Vorstel lungen das Ge­
sicht des neuen Deutschlands prägen würden, dann würde ich, weiß Gott, 
an der Zukunft unseres Volkes verzweifeln. 

Lassen Sie mich nach diesen einleitenden Bemerkungen Zinn eigentlichen 
Thema übergehen und Ihnen einen Überblick übeY die politischen Entschei­
dungen 'geben , an denen die Bundestagsfraktion der CDU/CSU entscheidend 
mitgewirkt hat und-von denen keine einzige denkbar wäre ohne die ak t ive ' 
Mitarbeit dieser Fraktion. Erlauben Sie mir dabei, daß idi an die Spitze 
eine Erklärung stelle. Ich glaube, daß wir Grund und Anlaß haben, auf die 

• geleistete Arbeit mit berechtigtem Stolz und mit innerer Befriedigung zu­
rückzublicken. Wir sollten alle von diesem Parteitag nach I-Iatise gehen, 
um mit dem deutschen Volke, mit unseren Wählern und mit unseren Geg­
nern, nicht nur darüber zu diskutieren, was noch nicht geschehen ist oder 
noch nicht geschehen konnte, sondern über das, was wir erreicht haben 
und was auch eine Opposition, die sich ausschließlich in der Negation und 
Destruktion bewegt, gar nicht wird leugnen können, wenn wir es in der 
richtigen Weise an unser Volk herantragen. 

Aus dem, was ich über die R e i h e n f o l g e d e r A r b e i t in Bonn be­
richte, bitte ich nicht zu entnehmen, daß ich darin eine Bewertung nach 
Prioritäten der einzelnen Materien erblicke. Lassen Sie mich vielmehr im 
wesentlichen der Regierungserklärung unseres Bundeskanzlers vom Sep-. 
tember 1949 folgen, als- er sein schweres und verantwortungsvol les Amt 
antrat . Entsprechend der Ankündigung des Bundeskanzlers, in seiner Re­
gierungserklärung hat sich der Bundestag mit der Förderung des .Woh­
nungsbaues beschäftigt. Ich möchte mich, nachdem in den vorangegangenen 
Referaten schon darüber gesprodien wurde, auf wenige kurze Erklärungen 
und Zahlen beschränken. Das erste Wohnungsbaugesetz , das unter ent­
scheidender Beteiligung meiner Freunde am 31. Januar 1950 beschlossen 
wurde, hat dahin geführt, daß aus dem Kapitalmarkt etwa 1,7 Milliarden, 
aus öffentlidren Mitteln 1,6 Milliarden und aus anderen Quellen 'über 400 
Millionen DM mit dem Ergebnis zur Verfügung gestellt wurden, daß eine 
Gesamtinvesti t ion von rund 3,8 Milliarden DM im Jahre 1950 den^Bau von 
350 000 Wohnungen und im Jahre 1951 ebenfalls von 350 000 Wohnungen 
ermöglicht hat. Vergleichen wir damit die Höchstzahl aus der Zeit zwischen 
den Jahren 1918 und 1932, eine Zeit, in der Deutschland noch in anderen 
wirtschaftlichen Verhäl tnissen lebte als heute, so stellen wir fest, daß diese 
Höchstzahl, die dieses damalige reiche Deutschland sich im Jahre leisten 
konnte , 200 000 Wohnungen betrug. Es ist hier schon gesagt worden, daß bei 
der Durchfüjrrung des Wohnungsbauprogramms ein besonderes Anliegen 
unserer Partei und Fraktion, nämlich die Schaffung von Eigenheimen, Sied­
lungsbauten und familiengerechten Wohnungen, noch nicht in dem Maß 
verwirkl idi t werden konnte, wie es nötig wäre. Ich möchte aber nidit ver­
säumen, darauf hinzuweisen; daß auf Gnmd der Init iative von Freunden 
aus unserer Fraktion der Bundestag am 26. — ich' glaube, August, ich weiß 
es nicht mehr genau — das Gesetz über das Wohnungseigentum beschlossen 
hat — ein Gesetz, mit dem wir auch in die. bisher bekannten und (erprob­
ten Rechtsformen etwas Neues hineingetragen haben; denn es geht uns 
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darum, den Menschen zum Eigentum zu führen, ihn herauszunehmen aus 
den Kasernen, in denen er als anonymer Mieter lel^t, wobei audi die Tat­
sache, daß solche Wohnblocks irgendwelchen gemeinnützigen Genossensctiaf-
ten oder Gesellschaften gehören, an der Lage des Mieters keinen Unter­
schied machen. 

Wir haben weiter im September das Gesetz zur Förderung des Bergarbei­
terwohnungsbaus beschlossen. Auch hierfür sind 200 Millionen DM bereit­
gestellt. Wir wollen für die rund 92 000 Bergarbeiterfamilien menschenwür­
dige Unterkünfte schaffen. Wir wollen sie an ihre Arbei tsstäl le binden. Wir 
hoffen, daß damit auch der Ertrag im Kohlenbergbau erheblich gesteigert 
wird, da zur Zeit — nicht zuletzt auf Grund der unerträglichen .Wohnungs­
verhältnisse, die zum Teil noch herrschen — über 50 000 Arbeiter in einem 
ständigen Fluktualionsprozeß von der Zeche abwandern und in andere Be­
triebe überwechseln. ,• 

Wir haben dann weiter die ungeheure Aufgabe vorgefunden, den Mil­
lionen und aber Millionen von Menschen zu helfen, die nach derii Zusam­
menbruch-, nicht zuletzt durch die einsetzende Völkerwanderung, durch das 
unheilvolle Ergebnis unheilvoller Beschlüsse ihre Existenz, ihre Wohnung 
und ihr Einkommen ver loren haben. Zunächst mußten wir an die 3,5 Mil-
Jionen Kriegsversehrten und Angehörigen von Kriegsopfern denken. Die 
Sozialversicherungsanstalten, auf .die wir in Deutschland, mit Recht so stolz, 
waren, konnten ihren Veriiflichtun'gen-nicht mehr nachkommen, da sie ihrer 
Existenz beraubt waren. .Diesen besonders vordringlichen sozialen Aufgaben 
haben die Bundesregierung und der Bundestag besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. Ich glaube, daß man es immer wieder betonen sollte, was auf 
diesem Gebiet geschehen ist. 

Der Herr Bundeskanzler hat schon einzelne Zahlen genannt, die idr er­
gänzen möchte. In diesem Haushalt 'ist ein Betrag von über 9'A Milliarden 
DM ausschließlich für solche s o z i a l e A u f g a b e n und Verpflichtungen 
enthalten. ,Wenn wir die Beträge hinzurechnen, die aus dem Etat der .Län­
der und der Kommunen aufgewandt werden, dann kommen wir iin laufen­
den Haushal ts jahr auf einen Betrag von über 19'Milliarden DM für solche 
Verpflichtungen. 19 Mill iarden' DM sind mehr als 22 % des gesamten 
deutschen Volkseinkommens. Kann man wirklich angesichts solcher Zahlen 
sagen, daß wir die soziale Not nicht e rkann t ' und nicht das Letzte versucht 
hätten, T.im ihr zu steuern? Selbstverständlich w(jiß ich wohl, daß hoch viele 
Wünsche offenbleiben. Ich weiß, daß noch vieles zu tun wäre, was wir tun 
würden, wenn wir könnten. 

Lassen Sie midr in diesem Zusammenhang auf das Ergebnis unserer 
W i r t s c h a f t s p o l i t i k eingehen, dieser 'Wirtschaftspolitik, 'die pausen­
losen Angriffen ausgesetzt ist; die sich allenfalls mit vereinzel ten bekla-
gens- und verdammenswer ten Erscheinungsformen des Mißbrauchs ausein­
andersetzen, die aber zu leugnen suchen, welche Erfolge tatsächlich ein­
getreten sind. Ich schicke voraus , daß wir alle •— und darin weiß ich mich 
auch mit unserem Freund Erhard vollkommen einig — der übei-ze'ugung 
sind-, daß gewisse Erscheinungsformen im Leben heute berechtigten Unwil­
len wecken und daß es Menschen gibt, die noch nicht erkannt haben-, daß 
unsere soziale Marktwirtschaft nichts m i t . e i ne r freien Wirtsdiaft gemein­
sam hat, die jeden Mißbrauch duldet und toleriert. Wir sind auch ent­
schlossen, diesen Leuten, die .,yon' der Freiheit einen falschen Gebrauch 
machen, das Handwerk zu legen. Aber, -wir sollten auch nicht verkennen, 
daß dort, wo viel Licht ist,..auch schw.arze .Schallen sind. Wir sollten nicht 
in den typisch deutschen Fehler verfallen, zu generalisieren. Es ist falsch 
und verwerflich. Es ist ebenso verwerflich, e twa den Unternehmer schlecht-
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hin anzugreifen, der in seiner Initiative und in seiner Leistung ungeheuere 
Beiträge zu dieser Entwiclclung gegeben hat, wie es verwerflich und schlecht 
wäre, andere 'Personenklassen und Stände in dieser Form schlechthin als 
Verrä ter am Volk zu bezeichnen. 

Es hat wirklich einer ungeheuren Kraftanstrengung des gesamten deut­
schen Volkes bedurft — das betone ich, denn die Menschen auf allen 
Ebenen, auf denen sie standen, haben dazu beigetragen —, überhaupt die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß wir die Aufgaben, die vor uns 
lagen, lösen konnten. 

Im zweiten Halbjahr 1948, betrug die P r o d u k t i o n rund 33 Mill iarden 
DM| im zweiten Halbjahr 1950 stieg sie auf 47 Milliarden DM, und bis zur 
Stunde geht diese Entwicklung weiter. Der Index für die gesamte Industrie, 
verglichen mit dem Jahre 1936, stieg von 51 im Jahre 1948 auf 125 im 
August 1951. Wie ich gestern von unserem Wirtschaftsminister hörte, hat 
diese Steigeirung im September, ungeachtet aller Ankündigungen der 
Gegensefte und der Opposition, angehalten, und der Index ist weiter um 
nahezu 4 % gestiegen, und das alles in einem Gebiet, das durch den Krieg 
zerstört, durch Demontagen ausgeplündert , durch die soziale und wirt­
schaftliche Not in seiner Leistungsfähigkeit in entscheidender Waise be­
einträchtigt war. In der gleichen Zeit seit 1948 nahm die Zahl der B e -
s c h ä f t i g t e n um über 1,3 Millionen zu. Es ist darüber hinaus gelungen, 
eine weitere Million von Menschen, die durch die Rationalisierung auf vie­
len Gebieten und durch Abbau von Behörden herrenlos geworden waren, 
in die Wirtschaft einzugliedern; aber — und auf diese Feststellung lege ich 
besonderen Wer t — an dieser Entwicklung hat auch der Reallohn teil, der 
im Jahre 1948 75 %, gemessen an der Vergleichszahl des Jahres 1938, be­
trug und der im Juni 1951 auf 109 % stieg. Diese Zahlen stehen jeder kri­
tischen Betrachtung und Überprüfung offen; aber es genügt nicht, sie zu be­
streiten. Wenn man sie bestreitet , dann ver lange ich, daß man sie wider­
legt — und das ist bis zur Stunde noch nicht einmal versucht worden! (Sehr 
s tarker Beifall) 

In der gleichen Weise hat sich das Verhäl tnis von E x p o r t und Import 
gestaltet. Wir sind wie kein anderes Land auf eine Intensivierung unseres 
Exports angewiesen; denn rund 50"/o unseres Lebensmittelbedarfs müssen 
wir importieren. Der M a n g e l a n Rohstoffen vers tärkt diesen Importbedarf, 
und unsere Überbevölkerung zwingt uns dazu, insbesondere die arbeits­
intensive Produktion zu fördern, um dadurch die Arbeitskraft des deutschen 
Menschen als veredel tes Produkt wieder auszuführen. Unsere Ausfuhr, die 
im ersten Halbjahr 1949 im Monatsdurchschnitt noch nidit 400 Millionen DM 
erreichte, i ^ seit Juni dieses Jahres nicht mehr unter 1,3 Milliarden DM ge­
sunken. Auch diese Kurve hat weiterhin angehalten, ungeachtet aller weltwirt­
schaftlicher Krisen, die sich in arideren Ländern — die sich planwirtschaft­
licher Politik verschrieben haben — erheblich bemerkbar gemacht haben. 
Unsere Devisenbilanz ist so — das hat gestern auch unser Parteivorsi tzender 
ausgeführt—, daß wir vom Devisenschuldner zum Devisengläubiger geworden 
sind, eine Entwicklung, die noch vor 2 Jahren kein Mensch in Deutschland für 
möglich gehalten haben würde. Gerade angesichts der pausenlosen Angriffe 
liegt es mir daran, daß die Fraktion hier vor Ihnen allen erklärt , daß 
wir unserem Wirtschaftsminister E r h a r d für seine Arbeit dankbar sind. 
(Anhaltender starkcy Beifall) Er wäre ein schlechter Minister, wenn wir 
in allen. Punkten mit ihm einig wären. Das gilt von anderen Ministern auch. 
Aber ich hal te es für meine Pflicht, Ihnen hier zu sagen, daß wir ihn auch 
weiterhin unterstützen wollen und unterstützen werden zum Wohle und 
Segen unseres Volkes. (Erneuter s tarker Beifall) 
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Ohne eine gesunde F i n a n z p o l i t i k wäre eine solche Entwicklung 
schlechthin unmöglich gewesen. Die Regierungserklärung hat seiner Zeit 
darauf hingewiesen, daß die Förderung der Kapitalbildung, sowohl 'die 
Bildung von Spar -a l s auch von Betriebskapital das vordringlichste Zi'el unse­
rer Politik sein muß. Auch hier sprechen die Zahlen eindeutig, so daß wir 
mit Befriedigung sagen können, daß wir dem Regierungsprogramm nach 
gelebt haben. Beinahe 2 Milliarden DM wurden seit der Währungsreform 
als Spargelder angelegt. Wei tere 2,3 Milliarden DM sind durch Übernahme 
von Schuldverschreibungen oder Papieren der Wirtschaft zur Verfügung 
gestellt worden. Aus öffentlichen Haushaltsmitteln, aus Mitteln des Kapital­
marktes und aus den Bankkrediten wurden im Verlaufe von rund IVn Jahren 
über 26 Milliarden DM investiert. Dieser Betrag erhöht sich um präjudizierte 
Abschreibungen, Vorra tsveränderungen und ähnlidies, so daß sich die Gesamt-
invesli t ionen auf rund 50 Milliarden DM belaufen. Es \var eine ungeheure 
Leistung, die da vollbracht worden ist. Wir glauben, daß die Steuerpolitik 
des Bundesfinanzministers hier entscheidend beteiligt war. 

„Kampf um den einzelnen Menschen" 
Es ist und bleibl unsere Autgabe, als christlich-demo­

kratische Union unermüdlich den Kamp! um den ein­
zelnen Menschen zu iiXhren, nicht indem wir ihn mit 
verlogenen Parolen betören, sondern indem wir Um 
au! die gemeinsame Verantwortung ansprechen. 

Dr. Heinrich von Brentano 

Als wir die Einkommenssteuernovelle beschlossen, wurden wir von der 
Opposition aufs 'heftigste angegriffen, und ein unerträglicher. Steuerrück­
gang wurde uns angekündigt . Die Entwicklung hat uns recht gegeben. Die 
Steuerkraft ist nicht zurückgegangen, aber die freigesetzten Mittel für 
Investit ionen haben ihre Aufgaben erfüllt und dazu beigetragen, Arbeits- • 
platze zu schaffen. Gerade weil wir keinen sozialistischen Wohlfahrtsstaat 
wollen, weil wir uns leidenschaftlich dagegen wehren, daß der Staatsbürger 
immer s tärker in die Abhängigkeit des Staates kommt, weil wir einen all­
mächtigen Staat als einen gefährlichen Moloch ansehen, haben wir uns zu 
einer Wirtschaftspolitik bekannt, die die echte freie und verantwortungs­
bewußte Initiative betont und stützt und 'd ie in sich die Voraussetzungen da­
für schafft, daß der Mensch nicht vom Staate lebt und von ihm abhängig ist. 
Wir wollen im Staate selbst eine hochentwickelte, krisenbeständige Wirt­
schaft, in der die Menschen Arbeit finden, aiistalt von einem Arbeitsamt 
oder Fürsorgeamt verplant ode'r versorgt zu werden. 

Aber wir haben uns auch nicht gescheut, in dem Augenblick, in dem ein 
vorläufiges Ziel erreicht w a r und in dem — auch das soll offen aus­
gesprochen werden — wir feststellen mußten, daß von der Möglichkeit der 
Invest ierungen vielleidrt nicht immer mit der nötigen Sorgfalt und mit dem 
nötigen Verantwortungsgefühl Gebrauch gemacht wurde, dann die Steuer­
gesetzgebung wieder abzuändern; denn wir sind der Meinung, daß es eine 
legitime Autgabe des Staates ist, durch seine Finanzpolitik auch Art und 
Ausmaß der Investit ionen zu kontroll ieren. Wir werden auch weiterhin 
dieser Auffassung treu bleiben. 
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Ein Wort nun zu dem, was mir persönlich am Herzen liegt. Auf einem 
Landespartei tag einer Koalit ionspartei wurde neulidi die „unverantwort­
liche Finanzpolitik" unseres Freundes S c h a f f e r angegriffen. Idi sage 
hier mit allem Naclidruck und spreche für die Gesamtfraktion der CDU/CSU: 
wir wünschten, daß alle Kabinettsmitglieder ein so tiefes Verantwortungs­
gefühl zeigen würden wie unser Bundesfinanzminister Schaffer. (Starker 
Beifall) Auch er gehört zu denen, von denen ich offen sage, daß wir nicht 
immer seiner Meinung sind, aber das ändert nichts daran, daß wir ihm ein 
volles Ver t rauen entgegenbringen und daß wir wünschen, daß er mit dem­
selben echten Verantwortungsgefühl, mit demselben Fleiß und derselben 
Gewissenhaftigkeit wie seither darüber wachen möge, daß der 1-faushalt — 
das Rückgrat des Staates — geschützt bleibt. 

Meine beiden Vorredner haben in so vortrefflichen und klaren Aus­
führungen zu der Notwendigkeit und dem Inhalt einer neuen S o z i a l -
' O r d n u n g gesprochen, daß ich nur sagen kann, daß ich mich weitgehend 
auf diese Ausführungen, die voll und ganz auch mit den Wünschen und 
Vorstel lungen der Fraktion übereinstimmen, beziehen kann. Lassen Sie 
mich aber ein Wor t grundsätzlicher Ar t , s agen . Ohne jeden Vorbehal t er­
kennen wir an, daß die G e w e r k s c h a f t e n als Interessenvertretung vofi 
Millionen arbeitender Menschen legitime. Aufgaben zu erfüllen haben. Ohne 
jeden Vorbehalt wollen wir mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund ver­
trauensvoll und freundschaftlich zusammenarbeiten. Wir wissen, daß Mil­
lionen unserer besten Wähler, die ihre politische Heimat bei uns gefunden 
haben, in der Gewerkschaft mit vollem Recht ihre 'S tandesver t re tung sehen. 
Das setzt allerdings voraus — \ m d hier untei^streiche ich den Wunsch, den 
meine beiden Vorredner geäußert haben —, daß die Gewerkschaften in der 
Erfüllung der ihnen gestellten Aufgaben ihre parteipolitische Unabhängig­
keit bewahren mögen. Wir begrüßen die Gespräche, die der Herr Bundes­
kanzler mit den Gewerkschaften führt, , weil wir glauben, daß eine ver­
trauensvolle Zusammenarbeit dieser machtvollen Organisation mit der politi­
schen Führung unseres Volkes nicht nur den Mitgliedern dieser Organisa­
tion, sondern auch dem gesamten deutschen Volke z u m ' S e g e n gereichen 
wird. In unseren politischen Entscheidungen — auch das muß ich hier 
sagen, und das mögen alle Organisat ionen verstehen, mit denen wir zu­
sammenarbeiten wollen — sind wir aber dem gesamten deutschen Volk 
verantwortlich, Wir werden immer mit der größten Aufmerksamkeit und 
mit wachem Interesse anhören, was die Gewerkschaften uns zu sagen haben, 
aber die Gewerkschaften sollten auch verstehen, daß wir nicht immer die 
gleichen Wege gehen und die gleichen Entscheidungen fällen können, ' die 
ihnen richtig zu sein scheinen. (Beifall) 

Es ist hier gesagt worden, daß wir auf dem Wege zur sozialen Neuord­
nung bereits einige Etappen zurückgelegt haben. Es ist zum Gesetz über .die 
M i t b e s t i m m u n g von Stahl, Kohle und Eisen gesprochen worden. 
Auch ich lege Wer t auf eine Feststellung. Dieses Gesetz ist vom Deutschen 
Bundestag beschlossen. Wir schädigen unsere rechtsslaatliche Ordnung, 
wenn wir nidi t alle anerkennen — auch diejenigen, die seiner Zeit diesem 
Gesetz ihre Zustimmung verweiger ten —, daß es sich hier um, eine staat­
liche Norm handelt, die nach der Besclilußfassung der Kritik entzogen sein 
soll. Ich glaube — auch hier unterstreiche ich, was gesagt worden ist —, 
es kommt ja nicht au f .den Inhalt solcher Gesetze an, es kommt auf den 
Geist an, in dem sie verwirklicht ..und aiigewendet werden. Ich habe die 
feste Überzeugung, wenn beide Partner, so wie das auch bisher zu-spüren 
ist, den Willen haben, im gleichen Geist der freundschaftlichen imd ver-
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söhnlichen Auseinandersetzung dieses Gesetz zu verwirklichen, dann wird 
auch dieses Gesetz 'zum Segen unseres Volkes und zum Nutzen unserer 
Wirtschaft werden.. . • • . 

Eine we.itere außerordentlich wichtige -Aufgabe, die uns zu lösen auf­
gegeben war, war die • Regelung" der Rechtsverhältnisse der unter 
A r t i k e l 1 3 Iv fallenden Personenkreise. Mein Freund Arnold hat bereits 
in diesem Zusammenhang davon gesprochen, ich möchte das auch hier fest­
stellen,- daß wir uns unserer sittlichen und politischen Verpflichtung auch 
gegenüber den Millionen von Soldaten jeden Dienstgrades bewußt sind. 
Millionen von Menschen haben in der deutsdien Wehrmacht ihren Dienst 
getan,__haben dort ihre Pflicht e'rfüllt, haben sich nichts zuschulden kommen 
lassen, und wir haben sie nicht zu verteidigen, sondern wir haben sie nur 
anzuerkennen. (Sehr starker Beifall) Wir distanzieren uns nicht und zu 
keiner Stunde und haben es auch nicht früher getan von den pflicht­
bewußten Soldaten, Offizieren, Generalen oder Feldmarschällen, wir distan­
zieren uns aber mit Entschiedenheit von jedem, welchen Grad er auch haben 
möge, der sich heute neben den neuen Staafs te l l t . 

In Erfüllung dieser Aufgabe haben wir auch den heimatlosen Beamten, 
die; durch die Kriegsverhältnisse und durch die Vertreibung ihren Dienst- ' 
herren verloren haben, helfen müssen. Auch hier möchte ich an das erin­
nern, was mein Freund Holzapfel sagte: wir waren es, die mit Leidenschaft 
dafür gekämpft haben, daß im Grundgesetz die institutionelle Garantie des 
B e r u f s b e a m t e n t u m s veranker t wurde . Wi r glauben an die Not­
wendigkeit eines guten, eines zuverlässigen, elTtes einwandfreien und 
sauberen Berufsbearatentums. Das Berufsbearatentum möge wissen, daß es 
in uns jeder Zeit einen ;Freuncl und Befürworter haben wird. 

Eines möchte ich aber in diesem Zusammenhange sagen. Wir werden noch 
auf lange Zeit hinaus auch den Mut zur (Jnpopularilät haben müssen. Diejeni­
gen, die fordern, auch wenn sie berechtigt fordern, müssen wir ansprechen 
und ihnen sagen, daß der Erfüllung ihrer Wünsche dort eine Grenze ge­
zogen ist, wo die Leistungsfähigkeit des deutschen Volkes aufhört. Den­
jenigen, die leisten müssen, müssen wir klar machen, daß es nicht nur eine 
staatspolitische Notwendigkeit , sondern därülier hinaus eine sittliche Ver­
pflichtung ist, der sie sich nicht entziehen können und entziehen dürfen, • 
wenn sie nicht ihre eigene Zukunft gefährden wollen. Im Gefühl dieser 
gegenseit igen Verantwortung in der Schicksalsgemeinschaft, in die sie wie­
der hineingestellt sind, müssen beide Gruppen von Menschen zusammen­
stehen und zu Opfern bereit seih. Diese Opfer bringen sie nicVit dem 
Staat, sie bringen sie auch nicht dem andern, dem es schlechter geht, mit 
diesen Opfern erkaufen sie alle und -wir alle eine gemeinsame bessere 
Zukunft und die Sicherheit unsisrer Existenz. 
• Auch der L a n d,w i r t s c h a f t , die ebenfalls, hier angesprochen wird, 
galt unsere besondere Fürsorge. Ich freue mich, feststellen zu können, daß 
es gelungen ist, den Produktionsindex der Landwirtschaft, wieder gemessen 
am Jahre 1938, so zu heben, daß er weit über 100, auf einzelnen Gebieten 
bei 140, liegt. Es ist eine beispiellose Leistung, wenn man weiß, wie stark 
der Nachholbedarf bei der Landwirtschaft und wie groß die Kapitalknapp­
heit waren, die jeder Rationalisierung entgegenstanden. Deswegen waren 
gewisse Preiserhöhungen, denen' j a ' die •Lohnenlwicklung folgte, unver­
meidlich. Preisentwicklungen —- und da nehme-ich auch auf, was gestern 
der Bundeskanzler sagte —, wie sie sich in den letzten Tagen inid Wochen 
auf einzelnen Gebieten zeigen, können wir allerdings nicht hinnehmen. Wir 
wissen uns in dieser Kritik und Beurteilung vollkommen einig auch mit den 
großen Bundesverbänden, die uns volle Unterstützung zugesagt haben. Im 
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übrigen sollte auch hier einmal gesagt, werden, daß ein Grund für irgendeine 
Besorgnis gar nicht vorhanden ist und. eine e twas größere Disziplin auch 
unserer Käufer falsche Entwicklungen aufhallen kann. Die Mindestmenge an 
Kartoffeln, die in diesem Jahre , wo wir keine Rekordernte haben, mit Be­
stimmtheit zu erwarten ist, beträgt 23,5 Millionen Tonnen. Der ganze Be­
darf an Speisekartoffeln beträgt allerhöchste'ns 5 Millionen Tonnen, ' also 
rund 20"/o des tatsädilichen Ertrages. Es ist nicht nötig, unter solchen Um­
ständen etwa Sorge zu haben, daß der Einkellefungsbedarf nicht gedeckt 
werden könne. 

Besondere Bedeutung haben wir auch dem Aufbau der i n n e r e n O r d ­
n u n g geschenkt. Auch hier kann ich an das anknüpfen,-was ausgesprochen 
wurde. Wir haben das Strafreditsänderungsgesetz geschaffen und den 
Bundesverfassungsgerichtshof entstfehen lassen. Wir haben damit der Exe­
kut ive alle Mittel in die Hand gegeben, um audi die innere Ordnung 
unseres Staates zu schützen und zu sichern. Ich wiederhole nur mit wenigen 
Worten folgendes: unser aller Wunsch von meiner Fraktion aus ist es, 
daß die Bundesregierung unnachsichtlich, idi betone unnadisichtlich, und 
ohne falsche Toleranz vorgehen möge gegen diejenigen, die schon wieder 
im Begriffe sind, den neuen Staat auszuhöhlen. (Anhaltender sehr starker 
Beifall) Wir wollen eine Toleranz im Gebaren gegenüber den anderen 
Menschen zeigen; aber eine Toleranz der Gesinnung, die gibt es nidit; 
wer sie hat, beginnt mit dem W e g der Selbstaufgabe. 

Wir haben in diesem Jahre vieles getan. Wir haben allerdings — das 
ist ein Anliegen meiner Fraktion — noch eines zu kritisieren, wenn wir 
hier zusammen sind. Die E n t w i c k l u n g u n s e r e r P a r t e i seit dem 
ersten Partei tag in Goslar hat nicht die Fortschritte gemacht, die wir ge­
wünscht und gehofft hatten. Glauben Sie mir, eine politische Fraktion, die 
nicht eine geschlossene Partei hinter sich hat, lebt i rgendwo im luftleeren 
Raum. Wir brauchen einen lebendigen Organismus in der Partei, der sich 
mit den Tages- und Gegenwartsfragen besdiäftigt. In diesem Organismus 
muß sich die politische Willensbildung unserer politischen Freunde und 
Wähle r vollziehen. Diese Willensbildung muß dann an uns herangetragen 
werden, damit wir sie im Wege der Gesetzgebung auch verwirklichen. Ich 
hoffe, daß dieser Parteitag auch dazu beitragen wird, das Tempo in dem 
Aufbau der Organisat ion unserer Partei zu beschleunigen. Alles, was wir 
von der Fraktion aus dazu beitragen können, werden wir gerne und willig 
tun. 

Zum Schluß' nodi einige Bemerkungen, die ich mir nicht ersparen kann, 
über das Verhäl tnis unserer Arbeit und unserer Partei zur O p p o s i t i o n . 
Ich bedauere, daß ich 'midi damit auseinandersetzen muß,-aber gerade die 
Zeitung, die mir heute morgen auf den Tisch gelegt wurde , zwingt mich, 
das unter allen Umständen zu tun. Unsere Arbeit wurde tatsächlich von 
einer Opposition begleitet, deren sachlicher Beitrag leider nur in seltenen 
Fällen zu sehen war, und die in zunehmendem Maße ihre Aufgabe darin 
zu erblicken scheint, im Kampf um die Macht jedes Mittel der politisdren 
Lüge und der politischen Verleumdung anzuwenden. Ich möchte dieser 
Opposition oder — richtiger gesagt — ihrem Stimmführer, dem Herrn 
Dr. Schumacher, eine. Bemerkung ins Stammbudi schreiben, die ich neulidi 
in einer Rundfunkrede brachte oder — sagen wir richtiger — bringen 
wollte; denn sie wurde nachher, ohne mich zu fragen, herausgestrichen. 
Ich habe mich damals mit einem besonders perfiden Angriff der sozial­
demokratischen Presse beschäftigt, der sich gegen den Herrn Bundeskanzler 
'lichtete im Zusammenhang mit seiner Berliner Rede, in der er darauf hin­
wies, daß wir in dem Bemühen und Bestreben, die deutsche Einheit wieder-
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herzustellen, . die Provinzen östlich der Oder-Neiße-Linie nie vergessen 
dürfen. Der Sozialdemokralische Pressedienst hat das zum Anlaß genorn-
men, den Bundeskanzler anzugreifen und ihm vorzuwerfen," er habe diese 
Anspielung nur gebraucht, um die gesamtdeutsche Einigung zu erscliweren, 
(Lebhafte Pfuirufe) und schloß mit dem Wor te : „Es bleibt ein böser Zweifel 
an der Aufrichtigkeit der politischen H'altung des Bundeskanzlers." Dieser 
Art ikel erschien am 9. Oktober im. Sozialdemokratischen Pressedienst Nr. 59, 
und am 9. Oktober hat Herr Dr. Schumacher in Hamburg — offenbar war 
der SPD-Pressedienst noch nicht nach Hamburg gekommen— in einer Rede 
erklärt — ich zitiere wörtlich, und zwar deswegen wörtlich, weil Herr 
Dr. Schumacher in der Parlamentssi tzung sogar seine eigenen Wor te ab­
zustreiten versuchte —: „Der Herr Bundeskanzler hat am 9. Oktober in 
Berlin als ein Ziel der deutschen Einheit die Einbeziehung der Gebiete 
östlich cier Oder-Neiße genannt. Die Sozialdemokratie ,als die Partei, die 
schon 1945 den unverzichtbaren Anspruch auf die Wiedervereinigung mit 
die'sen Gebieten erhoben hat, begrüßt es, daß die amtliche deutsche 
Außenpolitik sich zu diesem Ziel bekennt." Wenn Sie heute die Presse auf­
schlagen, finden Sie ein Interview von Herrn Dr. Schuraache'r, in dem er 
plötzlich diesen Vorwurf wieder aufnimmt und sagt in bezug auf die 
Politik der Bundesregierung: Man dürfe nicht von Ostpreußen sprechen, 'um 
darüber Sachsen zu verra ten. (Erneute Pfui-Rufe) Ich kann nur sagen, daß 
solche Methoden unerträglich sind. (Stürmischer Beifall)' 

Ich habe der Opposition damals eine Bemerkung ins Stammbuch geschrie­
ben, die ich hier vielleicht wiederholen darf, weil der Rundfunk es offen­
bar nicht für zweckmäßig hielt, es wei teren Kreisen zugänglich zu machen. 
Ich sag te .damals : Was soll man von solchen Methoden halten, noch dazu 
in einer Auseinandersetzung, in der es wirklich um Lebensfragen des 'ganzen 
deutschen Volkes geht. Es ist bekannt, daß der Stier das rote Tuch nicht mag 
und blindwütig darauf losgeht, wenn er es sieht. Man muß sich mit einer 
solchen Veranlagung abfinden, auch wenn man sie nicht für sehr sinnvoll 
hält, aber nirgends steht geschrieben, daß ein Stier etwa jedes Tuch für 
rot halten müßte. (Starker Beifall und Heiterkeit) Ich habe hinzugefügt: 
farbenblinde Stiere sind unberechenbar und darum gefährlich. Die Besorgnis 
liegt nahe, daß auch farbenblinde Politiker unberechenbar und gefährlich 
sind. Ich würde gern noch einiges sagen, aber ich halte es nicht für meine 
Aufgabe, hier zu polemisieren, noch dazu mich vielleicht auf eine Ebene zu 
begeben, die dieses Partei tages nicht würdig ist. 

Es wäre aber mein Referat uövolls tändig, . wenn ich nicht eins anfügen 
woll te: bei der Beurteilung unseres Handelns im Bundestag dürfen wir 
niemals vergessen, daß wir in einer K o a l i t i o n stehen, in einer Koalition, 
die es uns zur Aufgabe macht, auch Konzessionen und Kompromisse einzu­
gehen. Nach den Bremer Wahlen ist nun eine Äußerung gefallen, die ich 
für bedenklich und gefährlich-halte, und die nicht unwidersprochen bleiben 
darf. Ein Sprecher einer Koalitionspartei bezeichnete den Wahlerfolg seiner 
Partei in Bremen als das Ergebnis der Opposition und der Koalition. Ich 
möchte mit allem Ernst, aber auch mit allem Nachdruck unmißverständlich 
erklären, daß ich solche programmatische Äußerungen nicht zu akzejjtieren 
gewillt bin. Wir können und wir wollen' niemand zur Liebe zwingen; eine 
Koalition ist keine Ehe, sie ist ein Bündnis auf Zeit, aber eine solche Zu­
sammenarbeit verpflichtet alle Beteiligten- zur unbedingten Loyalität. Wir 
haben eine gemeinsame Verantwor tung übernommen, wohl wissend, daß 
wir nicht in allen Punkten in der politischen Betrachtung und politischen 
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Überzeugung übereinstimmen, aber das gibt keinem der Partner das Recht, 
sich etwa der gemeinsamen Verantwortung zu entziehen. "Wir sind auch 
nidrt gewillt, irgend jemand aus der gemeinsamen Verantwor tung für das 
Getane zu entlassen. Wir könnten nicht mehr von Koalition und gemein­
samer Verantwor tung reden, wenn der einzelne Partner wirklich gegen 
diesen Grundsatz verstieße. Am wenigsten aber geht es an —• das sage 
ich auch mit Rücksicht auf gewisse Erklärungen _in der Vergangenhei t —, 
die sichtbaren Erfolge der gemeinsamen Arbeit dem eigenen Konto gut­
zuschreiben und das Konto des Partners mit dem zu belasten, was man 

.,selbst nicht zu tragen gewillt ist. (Beifall) übe r die wei tere Zusammen­
arbeit, zu der wir grundsätzlich bereit und entschlossen sind, werden wir 
noch manches klärende Gespräch führen müssen. Ich hoffe und glaube auch, 
daß es gelingen wird, eine Atmosphäre des Ver t rauens wiederherzustel len. 

Gestern hat der Bundeskanzler auch, über die a u ß e n p o l i t i s c h e 
Lage und über das Verhäl tnis der Bundesrepublik zu den östlichen Teilen 
Deutschlands gesprochen. Ich möchte nichts wiederholen, sondern nur eines 
sagen; die Politik des Bundeskanzlers genießt ohne jede Einschränkung und 
aus voller innerer Überzeugung die Unterstützung der gesamten Fraktion 
der- CDU und CSU. (Starker Beifall) Wir danken dem Bundeskanzler iür 
diese Politik, die er mit einer Vorleistung eingeleitet hat, die ihm zur Ehre 
und unserem deutschen Volk zum Nutzen gereichte, nämlich mit dem. Ver­
trauen, der Ehrlichkeit und der Offenheit, mit denen er den Gesprädispar tnern 
gegenüber t ra t und mif denen er erreicht hat, daß das deutsche Volk trotz 
der Ereignisse der Vergangenhei t wieder Vertrauen in der Wel t genießt. 
Wir haben uns in voller Übereinstimmung mit Ihrer Politik, Herr Bundes­
kanzler, zur Zusammenarbeit mit den freien Völkern der westlichen Welt 
entschlossen. Unser Bekenntnis zur freien Wel t bedeutet gleichzeitig den 
Ausdruck der Entschlossenheit, uns gegen jeden Versuch zu wehren, uns 
dieser Freiheit wieder zu berauben. Aber unsere Entscheidung ist oft ge­
tragen von dem heißen Wunsch nach Frieden.-

•Kein Land der Wel t hat das Grauen eines Krieges so gespürt wie 
Deutscliland, und niemand — kein Volk der Wel t — hat eine lange fried­
liche Epoche notwendiger denn je, um die Wunden auszuheilen, die den 
deutschen Menschen in der Vergangenhei t -gesdilagen worden sind. Aber 
weil wir es als unsere oberste Aufgabe betrachten, in dieser Freiheit das 
ganze deutsdie Volk zusammenzuführen — gleichgültig, wo. die deutschen 
Menschen leben oder wo sie zur Zeit zu leben gezwungen sind —, gerade 
darum wünschen wir die Integration Deutsclilands in Europa und Europas 
in der freien Welt . Wir sind zutiefst übetzeugt, daß wir auf diesem Weg 
den Männern und Frauen, die heute nodr in der sowjetisch besetzten Zone 
in Not und Unfreiheit leben, die Freiheit wiedergeben können. Darum 
auch unsere Entscheidung vom 27. September als Antwort auf den Appell 
der sogenannten Volkskammer, dieses t raurigen Vereins sowjethöriger 
Funkt ionäre; darum auch unsere Antwort an-d ie Herren Pieck und Grote-
wohl und Genossen, i Es bedarf zwischen den Menschen im Westen und • 
Osten gar keines gesamtdeutschen Gespräches; man schaffe eines:- man , 
nehme die Vorschläge an, die wir gemacht haben, man schaffe die Vor- . 
ausset iungen, daß die Mensdien im Osten sich frei entscheiden und für 
ihre freie Entscheidung auch nadi der Entscheidung, eintreten können. Dann 
werden wir an diesem Tag der Wahl ein gesamtdeutsches Gespräch zwi­
schen 48 Millionen Menschen, des Westens und 18 Millionen des Ostens 
führen, das den Herren Pieck und Grotewohl allerdings sehr unangenehm 
in den Ohren klingen wird. . 
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Ich habe zum Schluß auch für meine Fraktion das Anliegen, das auch 
meine Vorredner zum Ausdruck gebracht haben. Wir wollen in der gemein­
samen Arbeit nicht erlahmen, wir wollen wieder etwas mehr Selbstsicher­
heit und Kühnheit zeigen, wir wollen uns wieder auf uns selbst besinnen; 
wir wollen l ins auch durch die Opposition — komme sie, woher sie kom­
m e n mag — nicht in eine Defensive treiben lassen, die manchen von uns 
ja schon, nun sagen wir: ein wenig in seinem Tät igkei tsdrang lähmt. Wir 
wollen nicht vergessen, unter welchen Voraussetzungen wi.r die Arbeit be­
gonnen haben. Wir wollen mit Stolz über das reden, was wir inzwischen 
getan und geleistet, U7id wir wollen mit innerer Überzeugung von dem 
.reden, was wir noch zu leisten haben. Wenn mein Freund I-lolzapfel v o n . 
seiner Zusammenarbei t , mit unserem' Ersten Vorsitzenden sprach, dann 
rnöchte idr für die Fraktion sagen, daß ich immer wieder stolz und glück­
lich war, daß es in allen Fragen grundsätzlicher Art — ich betone, in allen 
Fragen grundsätzlicher Art — möglich war, das gemeinsame Fundament 
für die Entscheidung zu finden, wenn wir uns auf die Substanz besonnen 
haben, an die wir glauben.. Diese Zusammenarbeit , die sich in der Praxis 
bewähr t hat, soll auch nicht von irgendwelchen Theoret ikern draußen ge­
stört werden. 

Es ist bei uns nicht üblich und soll auch nicht üblich sein, uns gegen­
seitig anläßlich solcher Teige besondere Ovationen ziubrihgen, ich halte es 
aber für nötig, gerade in unserer heutigen Lage auch vor Ihnen auszuspre­
chen, was ich vorhin schon sagte: Sie, Herr Bundeskanzler, sollen wissen, 
daß bei Ihrer Arbeil die geschlossene Fraktion der CDU/CSU hinter Ihnen 
steht, weil wir glauben, daß Ihre Arbeit wie keine andere geeignet ist, 
dem deutschen Volke zum'Nutzen und zum Segen zu gereichen. Ich wün­
sche, daß diese Arbeit innerhalb der 'Legis la turper iode, die. wir noch vor 
uns haben, auch die sichtbaren Erfolge zeitigen möge. Ich glaube, der Weg, 
den wir gegangen sind, auch wenn wi r 'manchmal cibzuweichen schienen, 
war der' richtige. Bewahren wir uns diese Zusammenarbeit zum Segen 
unseres Volkes! Das walte Gott! (Sehr starker, langanhal tender Beifall.) 

Aussprache 

Präsident Simpfendörfer dankte dem Redner u'nd betonte, daß die Partei 
gegenüber der Fraktion und ihrer Führung volles Vertrauen .hat. Er eröff­
nete dann die Diskussion und erteil te das Wort 

> Bundesminister ProfessonDr. Erhard: 

Ich sage es nicht mir zum Lobe, sondern zum Ruhm der CDU und zur 
Ehre des ganzen Volkes, wenn ich in kurzen Zügen vor Ihnen Bilanz 
und Rechensdiaft ablege über die Erfolge unserer Wirtschaftspolitik, 
die in der modernen Wirtschaftsgeschichte ohne Beispiel sind. Sie wissen, 
ich habe mich nie irremachen lassen, 'daß wir auf dem rechten Wege sind, 
am wenigsten von unseren Widersachern, die uns nicht an den schwachen, 
sondern ah den sta.rken Stellen angreifen. 'Sie greifen unsere Außenpoli t ik 
.und unsere Wirtschaftspolitik an^ weil gerade auf diesen beiden Gebieten 
Erfolge erzielt worden sind oder heranreifen, die sie mit Recht befürchten 
lassen, daß ihnen die Felle davonschwimmen. 

Es sind viele Zahlen genannt worden,- aber idi möchte jetzt vor der 
materiellen Bilanz doch noch etwas sagen, was in unserer schnellebigen 
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Zeit allzuleicht vergessen wird. Durch unsere Wirtschaftspolitik haben wir 
das deutsche Volk befreit; wir haben aus Untertanen wieder freie Staats­
bürger werden lassen, aus Normalverbrauchern Konsumenten mit freier ' 
Konsumwahl, und wir haben das deutsche Volk aus der Hörigkeit einer 
bl indwütigen Planungsbürokrat ie erlöst. (Starker Beifall) Ich nfenne nur 
wenige Zahlen. Die deutsche Produktion ist in den drei Jahren, durch die 
wir unsere Wirtschaftspolitik verfolgten, von 58% auf 131,5% gestiegen! 
allein von August bis September dieses Jahres nodi einmal um rund 5%. 
Ich kann Ihnen heute dazu sagen, daß der Wohnungsbauindex auch 
von August bis September um 6,9°/o gestiegen ist und im gleichen Prozent­
satz die Verbrauchsgütererzeugung. Was nun, um den sozialen Hintergrund, 
zu beleuchten, gleichzeitig aber auch die Einkömmensentwicklung — und 
zwar insbesondere für die breiten Schichten unseres Volkes — für die ge­
werbliche Arbeiterschaft anlangt, so kann ich darauf verweisen, daß die 
Löhne — wieder in Indices ausgedrückt — in jenen 3 Jahren von 122% auf 
186"/o gestiegen sind, während die Lebenshaltungskosten von 159 im Juni 
1948 zuerst 'auf 148 abgesunken sind, unter den weltpolit isdien Störungen 
sich dann auf 166% erhöht haben, Diese Entwicklung zeiligte das Resultat, 
daß der deutsdre gewerbliche Arbeiter heute den Friedenslebensstandard 
in seiner Lebenshaltung bereits überschreiten konnte. 

Das kann und soll uns nicht darüber hinwegtäusdien, daß andere Schich­
ten unseres Volkes nicht eine gleiche Gunst für sich erfahren haben, und 
daß diejenigen Völksgruppen, die über ein starres Einkoimrien verfügen — 
wie Beamte, Angestell te, Fürsorgeempfänger und Sozialrentner —, mit jeder 
Verdünnung unserer Kaufkraft, 'das heißt mit jeder Preiserhöhung, in ihren 
Lebensmöglidrkeiten geschmälert werden und eine Senkung ihres Realein­
kommens hinnehmen müssen. Mit jedem wei teren wirtschaftlidien Fort­
schritt muß das Bemühen darauf gerichtet sein, diesen Sdiichten einen ge­
rechten Ausgleich zu bieten und damit . im ganzen wieder zu einem gesün­
deren Sozialgefüge in unserem Volk zu gelangen. 

Ich kann nur stichwortartig auf den A u ß e n h a n d e l zu sprechen kom­
men. Der Außenhandel hat Mitte 1948 220 Millionen DM im Monat betra­
gen; er bestand vornehmlich aus Zwangsexporten von Kohle, Holz und 
anderen Grundstoffen. Heute — und zwar schon mehrere Monate — haben 
wir eine Ausfuhr von über 1,3 Milliarden DM; im September betrug sie 
sogar 1,364 Milliarden, und sie trägt mit einem Ferl igwarenantei l von 
über 75% wieder friedenswirtschaftliche Struktur. Dabei waren wir von 
der Gunst der äußeren Verhältnisse ganz bestimmt nicht - gesegnet . 
Wi r mußten unseren Außenhandel auf Schutt und Trümmern neu auf­
bauen. Unsere Positionen in der Welt waren ver lorengegangen und 
von Wet tbewerbern besetzt. Wir verfügten nicht mehr über Patent*-, Mar­
ken- und Schutzrechte; wir hat ten keine kreditwirtschaftlichen Verbindun­
gen und keine Stützpunkte weder diplomatisdier noch konsularischer Art. 
Wir bewegten uns im Niemandsland, und trotzdem war es uns möglich, so 
stolze Erfolge zu erzielen. Ich möchte sagen: sowohl in der Binnenwirt­
schaft wie in der Außenwirtschaft sind die Erfolge auf die Befreiung des 
Menschen zurückzuführen durch das Prinzip, den freien Leistungswettbewerb 
mit allen Mitteln zu entfachen, um Pfründner- und Rentner-Dasein wirt-
sdiaftlicher Art unmöglich zu machen und durch den Wet tbewerb dafür zu 
sorgen, daß die beste Leistung zu den billigsten Preisen an den Konsumen­
ten gelangt. 

Daß im Laufe dieser drei Jahre durch manche Spannungen sidi auch Ver-
sdi iebungen und Umkehrungen ergeben haben,, daß wir von dem bereits 
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erreichten Käufermarkt durch die weltpoHtisdien Störungen zeitweise und 
periodiscli wieder in. die .Pliase eines Verkäufermarktes mit allen schäd­
lichen Folgen hineingekommen sind, sei nicht bestrit ten, aber es ist auch 
berei ts jetzt wieder erkennbar, daß wir auf dem guten W e g e sind, daß 
sich der Wet tbewerb , insbesondere im ganzen Konsumgüterbereich, be­
lebt, und daß wir vor allen Dingen auch mit dem gleichen Prinzip — das 
unter dem terminus technicus „ L i b e r a l i s i e r u n g " bekanntgeworden 
ist — auch im Außenhandel die Segnungen der internat ionalen Arbeits­
teilung zur Entfaltung kommen ließen. Mit der Befreumg der zwischen­
staatlichen Beziehungen haben wir erreicht, den Autarkiewahn, den 
Protektionismus und den nationalen Egoismus mehr und mehr zu' über­
winden und die Märkte auszuweiten. Schon damit haben wir unsere euro­
päische Gesinnung bekündet und einen sehr wesentlichen Beitrag zur euro­
päischen Neuordnung geleistet. (Beifall) 

Ich kann nicht in kurzer Zeit alle die kritischen Einwände würdigen, die 
sonst noch vorgebracht wurden, aber es ist selbstverständlich berechtigt 
und notwendig, auf die Engpässe bei Eisen, Kohle und Stahl hinzuweisen, 
nur kann man dafür nicht die Marktwirtschaft verantwortlich machen, nein, 
es ist geradezu grotesk; denn das sind gerade die Bereiche, in denen ein 
Wet tbewerb und die Funktionen eines freien Preises sich nicht auswirken 
konnten. Wir dürfen auch nicht vergessen', daß hier durch Demontage, durch 
Verbote und Beschränkungen, durch mangelnde deutsche Zuständigkeilen, 
durch unklare Rechtsverhältnisse und Verantwor tungen d i e . Energien ge­
lähmt sind. Ich glaube, es besteht eine gute Chance, mit der sich voll­
ziehenden Neuordnung auch hier gesündere und rationellere Methoden 
zur Anwendung zu bringen. Wir werden nach wie vor bestrebt sein, durch 
eine Erleichterung im Kohleexport sowie für die nächste Zeit durch eine 
vers tärk te Hereinnahme amerikanischer Kohle einen Ausgleich zu schaffen, 
aber die Lösung kann selbstverständlich nur in der Fördersteigerung liegen. 
Ich hoffe sehr) daß das von der Bundesregierung angeregte gemeinsame 
Gespräch mit der Gewerkschaftsführung, dem, IG Bergbau und der Deut­
schen Bergbaulei tung zustandekommt; denn das deutsche Volk hätte, 
glaube ich, wenig Verständnis dafür, wenn bei einem Problem, das von so 
wei t t ragender sozialer Bedeutung ist, aus einem äußeren und völlig ande­
ren Anlaß die Gewerkschaften sich einem Gespräch entziehen wollen, wenn 
die • gemeinsame Verantwor tung und Verpflichtung so offenkundig sind. 
(Starker Beifall) Bei Eisen und Stahl stehen wir unmittelbar vor einer 
Neuregelung, die die bis jetzt durchgeführten Koks-Kohlehgeschäfte, das 
heißt die Kompensation amerikanischer Kohle gegen deutsche Walz­
werkserzeugnisse, durch ein Verfahren ablöst, daß die dadurch eingespar­
ten 60 000 t Walzwerkserzeugnisse der deutschen verarbei tenden fndustrie 
zugutekommen und durch eine weitere Exportsteigerung dieser Industrien 
die Devisen zur Bezahlung dieser Kohlen gewinnen läßt. 

Die geplanten Eingriffe auf dem Gebiete Eisen und Stahl bezwecken ins­
besondere die Berüdcsichligung und Begünstigung vieler Abnehmer klei­
nerer Unternehmungsformen und deren Rohstoffsicherung in einer Zeit 
s tarker Spannungen und Störungen in diesem Markt. Auch 'hier liegt die 
Lösung zuletzt in der Anhebung der Produktion und im organischen Aus­
gleich von Bedarf und Deckung. 

Besondere Kritik haben noch erfahren die I n v e s t i t i o n e n , die in 
der deutschen Volkswirtschaft durchgeführt worden sind. Es ist zuzugeben, 
daß die Sachkapitalbildung — und zwar ein durchaus positives Zeichen der 
Entwicklung — sich jährlich mit 18 bis 23 Milliarden DM auf der Höhe 
fortschrittlicher Industr iestaaten bewegt; aber das waren nicht nur etwa die 
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Privatinvesti t ionen, sondern es geliören dazu die öffentlichen Investitionen, 
aller Art, die Bereitstellung der Mittel für den Wohnungsbau Und schließ­
lich auch der Fonds, der uns aus Marshallplanmitteln zur Verfügung stand. 
Die von sozialistischer Seite vorgebrachte Idee, alle Kapitalbeträge, aus 
welchen Quellen sie auch stammen, einschließlich der Abschreibungen in, 
einen gemeinsamen Topf zu werfen und dann durch eine Bürokratie ver­
walten zu lassen, ist geradezu absurd 'und würde zu Fehlleistungen gran­
dioser Art führen, denen gegenüber diese oder jene Fehlinvestit ion der 
letzten Jahre geradezu eine Bagatelle darstellt . Aber noch nie war ja die 
Kritik so heftig wie gerade in dem abgelaufenen Jahr, das mit Korea be­
gonnen hat und das zweifellos so wie in Deutschland in aller anderen W e l t 
auch die nationalen Volkswirtschaften erschüttert. Ich habe deshalb in 
einer • Ar t Notwehr Untersuchungen anstellen lassen, die ich neulich im 
Bundestag im Ergebnis verkündete und die ich hier wiederholen möchte. 

Ein V e r g l e i c h zwischen den bedeutendsten europäischen Ländern 
zeigt, daß wir zusammen mit der Schweiz die geringsten Preissteigerungen 
hinnehmen mußten; aber das würde doch keine Wer tung unter sozialen 
Aspekten zulassen. Wir haben deshalb zum Vergleich hier die Bruttostun­
den- und Wochenlöhne der gewerblichen Arbei ter herangezogen. Dann wi rd ; 
die Sache e twas illustrativ; denn es zeigt sich dann nämlich, daß in einer 
Reihe von Ländern die Lohnentwicklung hinter der Preisentwicklimg und 
den Lebenshaltungskosten zurückgeblieben ist, das heißt hier eine Ver ­
schlechterung der Realkaufkraft breiter Volksschichten eintrat. In diesen 
anderen Ländern ergibt sich eine völl ige Parallel i tät von Löhnen und Prei­
sen. In nur wenigen Ländern haben sich die Löhne günstiger entwickelt 
als die Preise, in keinem Land Europas so günstig wie in Deutschland. Das 
wird in einem Schaubild noch sehr viel deutlicher und zeigt uns, daß sich 
bei uns die Löhne um 12% über die Preise erhoben haben, d. h. also, daß 
in diesem Zeitraum der deutsdie Arbeiter eine Erhöhung seiner Realkauf­
kraft erfahren hat. (Beifall) Ich sage das mit Freude, weil es uns möglich 
war, trotz, der Bedrängung und der Beengung zu solch posit iven Ergebnissen 
zu gelangen. 

In di'esem Zusammenhang sei auch erwähnt, daß gerade in diesem letzten 
Koreajahre sidi die deutsche Ausfuhr von 650 Millionen DM auf über 
1,3 Milliarden mehr als verdoppel t hat. Dabei waren wir besonders be­
nachteiligt als typisch rohstoffarmes Land, das auch hinsiditlich der Er­
nährung fremder Zufuhren bedarf; denn die industriellen Rohstoffe haben 
im letzten Jahre im Schnitt eine Preiserhöhung von 67% erfahren, Nah-
rungs- und Genußmittel um ungefähr 40%, während wir für unsere deutsche 
Ausfuhr — im Charakter nach Fert igwaren — nur höhere Preise in der 
Größenordnung von 17% realisieren konnten. Wenn Sie diese Mehr­
belas tung auf der Importseite auf ein Import- und Bxportvolumen von j e 
15 Milliarden DM beziehen, dann kommen Sie zu Ziffern, die so groß sind, 
daß sie die uns noch zuteil gewordene aus Marshallhilfe überschreiten. 

Sie wissen, daß wir zu Beginn dieses Jahres dann in bezug auf den Aus­
gleich unserer Z a h 1 u n'g s b i 1 a n z im europäischen Raum in eine ge­
wisse Bedrängnis gerieten. Ich höre noch den sozialdemokratischen Sprecher 
von der Tribüne des Bundestage^, der da verkündet hat, unsere H a n d e l s ­
politik habe Bankrott gemacht, unsere Zahlungsbilanz sei zusammengebro­
chen, wir seien hoffnungslos, versdivildet und hät ten wahrscheinlich ga r 
keine Chance mehr, unsere Verbindungen zum Wel tmarkt zu halten. Wie 
lagen die Dinge? Die eingeräumte Kreditlinie von 320 Millionen Dollar w a r 
zu knapp geworden bei der starken Ausweitung unseres Außenhandels . 
Wir konnten nadi dem Eintritt der Koreakrise, nicht-darauf verzichten, die 
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Rohstoffdeckung und Rohstoffsicherung und auch die Ernährung für unser 
deutsches Volk zu gewährleisten: deim jeder Verzicht auf ausreichende 
Zufuhren hät te sith in einer Schrumpfung der Produktion, in steigenden 
Arbeitslosenziffern und in der sozialen Not ausgewirkt . Wir konnten 
nicht wie ein subalterner Buchhalter auf unsere Devisenbilanz starren, 
wenn solche Gefahr im Anzüge war, sondern wir mußten in Erkenntnis der 
Gefahr es schon wagen, mit anderen Mitteln unsere Devisenbilanz zum 
Ausgleich zu bringen, wir mußten die soziale Not . von unserem Volk, 
fernhalten. Wir haben dann .eine Auswei tung unseres Kredites eingeräumt 
erhalten. Wir haben vor allen Dingen aber damiiin völligem Einvernehmen • 
mit den übrigen europäischen Ländern Regelungen getroffen, die dahin' 
führten, daß wir im Monat Mai, als wir mit der Rückzahlung dieses Zusatz­
kredites ratenweise beginnen sollten, schon den ganzen Kredit abgezahlt 
hatten. Wir haben inzwischen weiter — wie schon einer meiner Vorredner 
sagte — in der EPU soweit die deutsche Situation zum Besseren gestallet, 
daß wir in eine Gläubigerposit ion hineingeraten sind. Die Devisenbestände 
bei der Bank deutscher Länder haben sich schon beträchtlich und sehr er­
freulich angereichert. Wir haben für hereingenommene Importe nicht einen 
Cent Devisenverpfjichtungen; wir haben 'aber auf der anderen Seite für 
bereits geleistete Ausfuhren Guthaben von über 550 Millionen Dollar. 

Das ist alles sehr kurz dai-gestellt und läßt die Problematik nicht erkennen, 
die in dem volkswirtschaftlichen Prozeß selbstverständlich auch heute noch 
steckt. Aber Ich möchte zum Schluß e twas mit großer Sorge und mit großem 
Ernst vortragen, weil . ich glaube, daß wir vor einer Wegegabehmg stehen, 
die. möglicherweise schicksalhaft sein kann für die weitere deutsche Ent­
wicklung. Auch wir werden neben den hohen Lasten, die fiskalisch zu tra­
gen sind, noch einen Verteidigungsbeitrag aufbringen müssen. Ich will nicht 
über die Größenordnung und nicht über die Steuerpolit ik sprechen, aber 
ich möchte ^elwas sagen: nicht nur in Deutschland, sondern auch im übrigen 
Europa begegnen wir in solchem Zusainmenhang einer resignierenden 
Stimmung, die am besten mit A u s t e r i t y - D e n k e n gekennzeichnet ist., 
Ich glaube, es ist 'eine völlig falsche Reaktion, wenn wir auf notwendig 
e rkann te Opfer .so reagieren, wie es sehr viele Menschen und auch manche 
ganze Nationen tun, daß wir sagen: was , bedeutet es an neuen Opfern, was 
bedeutet es an neuen Einschränkungen und Verzichten, an Verkürzungen 
unserer Lebensmöglichkeiten und unseres Lebensstandards. Wenn wir so 
denken, dann können wir meiner Ansicht nach ohne schwere soziale Ge­
fahren die Aufgaben nicht lösen und bewältigen, die vor uns stehen. Es 
besteht auch meiner Ansicht nach zu solcher Resignation keine Veranlas­
sung. , 

•Wenn wir die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft in den letzten 
drei Jahren uns noch einmal vor Augen führen, dann ist die viel zwingendere 
und berechtigtere Fragestel lung die: können, wir denn nicht noch einmal 
aus unserer deutschen Volkswirtschaft mehr und bessere Leistungen heraus­
holen? Können wir nicht die Produktivi tät und die Produktion • so weit 

• steigern, daß es aus dem vergrößer ten Sozialprodukt — und das bedeutet 
, analog auch vermehrtes Volkseinkommen — möglich sein könnte, diese 

zusätzlichen Lasten aufzubringen? Wenn wir • einen Verteidigungsbei t rag 
auch in. Milliarden DM beziffern, so dürfen wir doch nicht vergessen, daß . 
volkswirtschaftlich ein Verteidigungsbei trag nichts anderes bedeutet als 
eine Abzweigung von Te i l en 'unse re r gesellschaftlichen Arbe i t ' und Teilen 
unseres Sozialprodukts für nicht unmittelbar ökonomische und vor allen 

•Dingen nicht.für unmittelbar konsumptive Zwecke. Aber wenn es uns ge­
lingt, auf dem Wege der Leistungssteigerung und der Prodüktionssteige-
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rung der Ausweitung unseres Sozialprodukts, Vermehrung unseres Vollcs-
einlcommens dieser zusätzlichen Belastung wirksam zu begegnen, dann, 
glaube ich, ist das Problem auch lösbar. Ich möchte hier keine Prophezeiung 
wagen, inwieweit und in welchem Umfange ein Verteidigungsbeitrag durch­
schlagen wird auf die Lebenshaltung unseres Volkes, aber ich weiß eines 
ganz bestimmt, daß wir den entschlossenen Willen haben müssen, diese 
zusätzliche Last durch vermehr te und verbesser te Arbeit zu tragen. (Beifall) 
Dem haben auch unsere wirtschaftspolitischen Mittel zu entsprechen. Die 
Wirtschaftspolitik ist gut, die gerade jetzt unter der Bedrängnis dafür sorgt, 
daß sich die Leistung wei ter erhöht, und die Wirtschaftspolitik ist schlecht, 
die in einem sozialen Mißverständnis glaubt, man müsse darangehen, jetzt 
zu Einschränkungen zu gelangen. Das soziale Ressentiment und der soziale 
Neid sind sctilechte wirtschaftspolitische Ratgeber. Ich habe volles Ver ­
ständnis dafür, wenn die Frau Huber sich darüber ärgert, daß die Frau 
Meyer sich etwas leistet, wozu ihr Geldbeutel noch nicht ausreicht, aber 
unsere soziale Not rührt nicht davon her, daß so viele Menschen sich einen 
gehobenen Bedarf leisten können, sondern umgekehrt ist es, daß es zu 
wenig sind, die das tun können. (Beifall) 

Unsere Wirtschaftspolitik muß darauf gerichtet sein, die Lebensmöglich­
kei ten des deutschen Volkes zu verbessern. Wenn ein Geger^ßtand eines 
etwas gehobenen Bedarfs nicht produziert wird, dann heißt das audi, daß 
kein Einkommen produziert worden ist; denn alles Einkommen, in welcher 
Gestalt es auch auftritt, hat seine Grundlage und seine Quelle erst in der 
volkswirtschaftlichen Werteschöpfung, d. h. in der Güterproduktion. Des­
halb ist es so ungeheuer bedeutsam, und wenn ich jetzt gar keine euidere 
Funktion hät te als nur die, die motorische und dynamische Kraft abzu­
geben, um das deutsche Volk durchzureißen aus dem Verzagenwollen h in 
zu vermehr te r Leistung, dann hätte ich das Gefühl, eine gute Arbeit ge­
leistet zu haben. ' 

Wir alle können wohl bestehen vor dem deutschen Volk. Wir haben 
nicht um Entschuldigung zu bitten wegen unserer Wirtschaftspolitik, son­
dern wir können frei und frank vor das deutsche Volk in dem Bewußtsein 
hintreten, das Beste gegeben und geleistet zu haben, um das deutsche Volk 
zu befreien und wieder freier atmen lassen zu können. Wer an unserer 
Wirtschaftspolitik Kritik übt, der soll und muß das Ganze sehen. Bei einem 
so spannungsvollen Prozeß, wie er sich notwendigerweise in den letzten 
drei Jahren vollziehen mußte — belastet durch die weltpolitischen Störungen 
—, ist es selbstverständlich, daß da und dort sehr viele Schönheitsfehler 
im einzelnen auftreten. Aber es ist unwahrhaftig, wenn die Kritik immer 
nur einen Punkt herausgreift und sich an ihm festbeißt; daraus spricht e ine 
Schäbigkeit der Gesinnung, die wahrer Demokratie unwürdig ist. (Beifall) 
Ich habe wohl Verständnis für die Hal tung meiner Widersacher aus dem 
anderen Lager. Ich sagte neulich einmal: sie stehen jetzt schon so lange 
zur Macht an, daß ihnen nicht nur die Füße eingeschlafen sind, sondern an­
scheinend audi die Köpfe; denn besonders geistreidi kann diese Kritik nun 
wirklich nicht genannt werden. Es soll uns aber eine Mahnung sein. W i r 
dürfen nicht verkennen, daß die Stimmung im ganzen Volk wegen dieses 
oder jenes Punktes auch kritisch ist. Wenn wir nicht alle lodern wie die 
Fackeln, dann haben w i r unsere Pflicht versäumt! 

W a s uns- auch bedroht und was uns audi bedrängt, des einen bin ich 
gewiß: das deutsche Volk kann, wenn wir uns selbst treu bleiben, die 
Zuversicht hegen, daß es nur an unserem Willen und an unserer Kraft 
liegt, das deutsche Schicksal zu meistern und zum Besseren zu wenden. 
(Starker anhal tender Beifall) 
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Zur Abgabe einer Erklärung nahm das Wor t 

Ministerpräsident Arnold: 

Nur ganz wenige Bemerkungen. Als ich meine Ausführungen beendet 
hatte, hat ten wir auch die Ehre, besonders ehrenwerte Persönlichkeiten der 
al ten W e h r m a c h t unter uns zu habeni. 

Die Herren haben meine Ausführungen nur aus dem der Presse zur Ver-
fügiunig gestell ten Manuskr ip t entnehmen können. Ich habe festgestellt, daß 
im nächtlichen. Umbruch einige s innents tel lende Sätze dort wiedergegeben 
sind. Ich darf deshalb nochmals gan'z kurz wiederholen, was ich in einem 
Satz gesagi habe. Ich habe ausgeführt, und zwar wörtlich: 

„Auch finde ich es in diesem Simne falsch, wenn mit jenen, ich betone 
axisdrücklich mit jenen, die nach ihren eigenen Äußerungeni noch immer 
nicht von nazistischer Gesinnung frei sind u n d aus diesem Grunde abge­
wirtschaftet haben, über einen europäischen Wehrbei t rag Deutschlands 
gesprochen wird." 

Ich stelle also fest, daß 
1. keine Verallge'meinierung ausgesprochen) worden ist, und ich stelle 
2. fest, daß die Hochachtung, die ich, glaube ich, in ziemlich feierlicher 

Form zum Ausdruck gebracht habe, ganz selbstverständlich sich auf alle 
Wehrrnachtangehörigen, ^einschließlich der G e n e r ä l e bezieht, die in 
reiner Gesinnung u n d in Verbundenhei t mit dem. Volk dem, Vater land 
gedient haben. (Beifall) 

Soweit meine Stellung zu den S o l d a t e n b ü n d ' e n in Betracht kommt, 
kann ich m'ich ganz kurz fassen; Ich schließe mich der Auffassung an, die 
gestern abend der Herr Bundeskanzler zum Ausdruck gebracht hat. Mit 
besonderer Freude darf ich feststellen, daß die Delegation mir erklärt hat, 
daß sie sich geschlossen distanziert von jener Literatur, die ich in meinen 
Ausführungen angeführt habe. 

Ich fühlte mich verpflichtet, vor dem Gremium des Partei tages diese Fest­
stellung zu treffen. (Beifall) 

Als zweiter Diskussionsredner sprach 

Bundestagsabg. Dr. Kather: 

Wir haben gestern in den Tageszeitungen die Antwor t gelesen, die der 
amerikanische Präsident der Königin von Holland auf einen an ihn ge­
richteten Brief gegeben hat. Die Königin hatte in diesem Brief auf die. 
große Bedeutung und auch auf die großen Gefahren hingewiesen, die das 
Problem der Vert r iebenen in sich schließt, und den Präsidenten gebeten, 
daß Amerika noch mehr als bisher für die Abwendung dieser Gefahren 
und für die Lösung dieses Problems tun sollte. Ich freue mich, daß die Bun­
desregierung der Königin von Holland ihren Dank für diesen Schritt im 
Interesse aller, auch der deutschen Vertr iebenen, ausgesprochen hat. (Bei­
fall) Truman schreibt in seiner Antwort : Der Anteil der Flüchtlinge in 
Deutschland an der Gesamtbevölkerung ist so groß, daß konstrukt ive Maß­
nahmen zu ihren Gunsten nicht von den Bestrebungen zur Besserung der 
allgemeinen Wirtschaftslage des ganzen Volkes zu isolieren seien. Damit 
ist in letzter Klarheit ausgedrückt, daß, wenn wir über den wirtschaftlichen 
Wiederaufbau Deutschlands sprechen, auch diesem Teil, der Eingliederung 
der Vertr iebenen, eine entscheidende Bedeutung zukommt. 
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Idi habe am Nachmittag noch die Aufgabe iind Gelegenheit; die großen 
Sorgen, Nöte und Anliegen der Ver t r iebenen vorzutragen. Ich möchte die 
jetzige Stunde dazu benutzen, um einmal einen Rüdeblick auf das Ver­
gangene zu werfen und hinzuweisen auf das, was bisher geleistet worden 
ist. Wenn früher einmal das Wort gebräuctilidi war : „Es geschieht nichts", 
„es ist in 6 Jahren nichts geschehen", so gehört das für jeden verantwor­
tungsbewußten Mann aus dem Lager der Ver t r iebenen endgültig zur Ver­
gangenheit . Ich will nicht im einzelnen eingehen auf die großen Leistungen, 
die private Nächstenliebe, die die Wohlfahrtsverbände und nicht zuletzt 
das. Ausland gegenüber der ersten und größten Not aufgebradit haben. Idi 
will auch nicht sprechen von den Leistungen der Länder, Kreise und Ge­
meinden. I c h m ö d i t e hier nur ein Wort sagen zu dem, was von der größe­
ren Ebene aus bewirkt worden ist, nachdem wir überzonal Gelegenheit 
zum Wirken hatten. 

Da muß idr ein Wort zu den Erfolgen, und Leistungen des S o f o r t ­
h i l f e g e s e t z e s sagen. Die Einzelzahlen will ich mir mit Rücksicht auf 
die knappe Zeit schenken. Ich kann sagen, daß seit 2 Jahren einschließlich 
der Umstellungsgrundschulden insgesamt 4,325 Milliarden DM aufgebracht 
worden sind. Dazu kommen noch die Beträge aus der französischen Zone, 
die mir im Augenblick, nicht gegenwärt ig sind. Das ist eine Leistung, die 
sich absolut sehen lassen kann, und die fraglos großen Segen gestiftet hat-. 
Ich muß eine Einschränkung m'achen. Der gi'ößte Betrag, nämlich 1,8 Milli­
arden DM, ist für den Wohnungsbau verwandt worden und ist da vielfach 
in Kanäle geflossen, in die er nicht hineingehört hat. fch kann nur sagen, 
daß der Herr Bundeskanzler und auch die Referenten heute vormittag 
keiner Gruppe hier so aus dem Herzen gesprochen haben, als betont wurde, 
daß wir in Zukunft vers tä rk tes Gewicht auf den Eigenheimbau und auf 
Bildung des Eigentums mit diesen Mitteln Wer t legen müssen. Das ist ge­
nau da s , .was wir verlangen. Im Hinblick auf den L a s t e n a u s g l e i c h 
möchte ich sagen, daß die dort vorgesehene Wohnraumhilfe für uns nur 
t ragbar ist, wenn sie Entschädigungscharakter bekommt und wenn sie auch 
dient zur Bildung von Eigentum bei den Geschädigten. (Beifall) Ich möchte 
hier nicht unerwähnt Jassen, daß für diese Leistung letzten Endes auch 
neben den Kräften des Hauptamts maßgeblich war der Kontrollausschuß 
beim Hauptamt für Soforthilfe. Es ist vielleicht nicht bekannt , daß die CDU 
von ihren' 4 Abgeordneten, die sie in dieses Gremium geschickt hat, 3 Ver­
tr iebene imd einen Bombengeschädigten gewählt hat. Es ist vielleidit auch 
nicht bekannt, daß in allen Entscheidungen, die dort zu treffen waren, die 
Ver t re ter dar CDU immer auf der Seite der Geschädigten gestanden haben. 
Ich darf an dieser Stelle einfügen, wenn wir hier für die Vertr iebenen 
sprechen: wir bilden eine Einheitsfront auch mit den Bombengeschädigten, 
wir haben keine widerstrei tenden Interessen, und deshalb spreche ich 
immer von Geschädigten. Ich will nur ein Beispiel herausgreifen: als wir 
die 90 Millionen bewilligten für die Beschaffung von Arbeitsplätzen, haben 
wir in der letzten Sitzung mit 9 gegen 9 Stimmen einen Ant rag zu Fall 
gebracht, daß diese Beträge auch wieder in nichtgesdiädigte Hände gehen 
sollten, und es waren ' a l l e CDU-Stimmen auf selten der Geschädigten. 

Ich will ein kurzes Wor t zur V e r t r i e b e n e n b a n k noch sagen.' Die 
Ver t r iebenenbank hat bisher ausgeben können 50 Millionen Investitions­
hilfe, 50 Millionen Betriebsmittelkredite, es stehen zur Verfügung weitere 
je 25 Millionen für die landwirtschaftliche Siedlung und für Investit ions­
kredi te aus der dritten Tranche. Sie haben in der Presse gelesen, welche 
Pläne hinsichtlich der Erweiterung dieses Instituts bei der Bundesregierung 
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bestehen: sie sol l 'die Bank für den Lastenausgleidi werden. Es eröffnen sich 
große Aspekte, und ich sehe auch da die Möglichkeit eines segensreichen 
Wirkens für die Gruppe, die gerade unserem Sdiutz befohlen ist. 

Herr von Brentano hat kurz gestreift die Gesetzgebung zum Art ikel 131, 
den größten Erfolg, den wir bisher auf der Bundesebene erzielt haben. Es 
sind aber Pannen passiert. Es ist Tatsache, und ich freue mich, daß ich 
heu.te so viele Landesminister vor mir habe,- daß der Durchschnitt der Be­
troffenen, obwohl das Gesetz im Mai verabschiedet worden ist, bis heute 
noch keinen Pfennig von den Segnungen dieses Gesetzes gesehen hat. Das 
muß anders, werden. Es ist die weitere Panne im Bundestag passiert, die 
auch ausgebügelt werden muß,, daß man bei der Besoldungsreform die 
Ruhestandsbeamten des Artikels 131 ausgeschlossen hat. Das widerspricht 
dem Rechtsgedanken, den wir doch gerade vertreten, und wenn wir' auch 
einsehen, daß man nicht alle 'Wünsche befriedigen kann, dann soll man sie 
gleichmäßig befriedigen oder gleidimäßig unbefriedigt lassen. 

Die G e g e n l e i s t u n g seitens der Vertr iebenen ist nicht ausgeblieben. 
Ich' glaube, ich kann hier mit gutem Grund sagen, daß' sie sich als ein 
wertvol ler und belebender Faktor in der westdeutschen- 'Wirtschaft er­
wiesen haben. (Beifall) Es ist bei den Beratungen, imseres Ausschusses 
hervorgehoben worden, daß z. B. die Landwirtschaft hier ohne die Kräfte, 
die aus dem Osten gekommen sind, wohl in eine sehr schwierige Situation 
kommen würde. Ich- darf auch sagen, daß unsere Betriebe zum Teil schon 
die Darlehen, die sie bekommen haben, durch die Exporte, die sie herein-
gebrac-lit oder ausgeführt haben, wieder ausgeglichen haben. • ' 

Es ist noch vieles, vieles zu tun. Denken wir an unsere Alten und Kran­
ken, denken wir an unsere 290 000 aus dem Osten gekommenen Bauern­
familien, die heute zu 8 % erst wieder ' in ihre]! früheren Beruf eingegliedert 
worden sind, denken wir an die Arbeitslosigkeit, die in unseren Reihen, 
bei unseren Leuten, prozentual viel zu hoch ist, denken wir auch an Hand­
werk, freie Berufe und die anderen. Denken wir auch an die Hundert­
tausende, die noch in Lagern 'sitzen. Die Krönung des Erfolges, den' Wir 
erzielen müssen, . k a n n ' n u r der gerechte Lastenausgleich bringen. Ich freue 
mich, daß der Herr Bundeskanzler, aber auch andere Herren im Laufe dieses 
Tages auf die Notwendigkei t einer schnelleren Verabschiedung hingewiesen 
haben. 

Der künftige 'Wiederaufbau wird in weitem Umfange unter Einschaltung 
der Vertr iebenenorganisat ionen und der Geschädigtenverbände überhaupt 
erfolgen müssen. Ich darf• ein W o r t als der Vorsi tzende des „Zentralver­
bandes" sagen. Die Einigung der Vertr iebenenorganisat ion steht bevor.; Es 
s ind 'Angr i f fe gegen mich und 'andere gerichtet worden, als ob wir den 
ganzeir Laden in die CDU einbringen wollten, obwohl ich vielleicht in die­
sem Kreise weniger unter diesem Verdacht stehe. Aber wenn die Mitglieder-
der CDU auf der, Orts-, Kreis- und Bundesebene sich in den Orgairisationen 
in gewissem Umfange durchgesetzt liaben, dann ist das nicht von ungefähr. 
Die CDU ist die erste und auf lange Zeit einzige Partei gewesen, die sich 
immer und uneingeschränkt für das volle Koalitionsrecht der Ver t r iebenen 
eingesetzt hat. (Starker Beifall) Ich erinnere daran, daß wir im Zonen­
beirat ' -•— ich glaube es war Ende .1946 — einen Antrag .in dieser Hinsicht 
eingebracht haben, .der von mir forjnuliert war und als erste. Unterschrift 
die des heutigen Bundeskanzlers trug. ,. . . . . ,. .-. 

Die Organisat ionen haben eine große Aufgabe getneistert in der Be­
t reuung und Abschirmung radikaler Strömungen, und eine größere Auf-
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gäbe steht ihnen bevor. Ich habe den Wunsch, daß gerade unsere Partei 
ihrer alten Hal tung treu bleiben, Verständnis für die Organisat ionen auf­
bringen und ihnen auch die Erfüllung ihi'er Aufgaben ermöglichen sollte. 
Wir .machen die Erfahrung, daß bei allen wertvol len Maßnahmen der Ro­
buste und Geschäftstüchtige zuerst zum Zuge kommt und immer wieder zum 
Zuge kommt, und der Kleine bleibt am W e g e stehen. Es wird unsere Auf­
gabe sein, uns dieser Leute anzunehmen und Dinge in Angriff zu nehmen, 
die die Kraft des einze]nen*übersteigen. Ich will mich mit diesen wenigen 
Andeutungen im Hinblick auf die knappe Zeit begnügen. Ich will nur 
sagen, daß alle diese unsere Pläne und Erwägungen genau in der Richtung 
gehen, die heute von Herrn Ministerpräsident Arnold mit dem Begriff der 
sozialen Partnerschaft und mit dem Ahlener Programm, an dem ich ja 
selbst mitwirken durfte, angesprochen wurden. Unser Bestreben wird sein, 
nicht kollektive Maßnahmen zu treffen, sondern dem kleinen Mann wieder 
zu einer wirtschaftlichen Selbständigkeit zu verhelfen; denn darin liegt ja 
gerade die Kraft für eine Gesundung unseres Volkes. 

Die Gefahren, die in dieser Situation liegen, sind heute schon zutreffend 
geschildert worden. Herr Ministerpräsident Arnold 'hat von dem Wort der 
Zeitbombe gesprochen. Es ist noch nicht zu spät, um diese Gefahren zu 
meistern. Die Entscheidung ist noch nicht gefallen, sie fällt aber in den 
nächsten Monaten und Jahren. Wir rnüssen uns bei den Aufgaben^ die uns 
bevorstehen, besinnen auf unseren christlichen Ausgangspunkt . Wir müssen 
uns bewußt sein unserer Verpflichtung als soziale Massenpartei , um mit 
Arnold zu reden, daß wir in eine Schicksalsgemeinschaft gestellt sind, wie 
auch von Brentano sich heute vormittag ausgedrückt hat. Wenn wir das 
beherzigen, dann werden wir den sozialen Frieden gewinnen für uns, für 
ganz Deutschland und für Europa. (Starker Beifall) 

Als nächster Diskussionsredner sprach 

Minister Lübke: 

Man könnte diesen Tag eigentlich den Familientag der CDU nennen; 
denn wie Sie gehört haben, haben der Herr Bundeskanzler, der Herr 
Ministerpräsident Arnold, der zweite Vorsitzende Dr. Holzapfel und ver­
schiedene andere dieses Thema mit ganz besonderem Nachdruck erörtert . 
Ich hat te selbst auch die Absicht, einige Wor te dazu zu sagen, aber alles 
Grundsätzliche bleibt weg. 

Die Forderungen, die ich zu stellen habe, sind folgende; wir brauchen 
eine gewisse Neuordnung unserer Sozialpolitik. Wir haben als Auswirkung 
unserer Sozialpolitik Vermassungserscheinungen, die ganz ungewöhnlich 
s ta rk das Gesamtgefüge der deutschen Familie angreifen. Wir haben, Gott 
sei Dank — ich darf hier an den Bundesminister Stordi meine Wor te rich­
ten — den Anfang mit der Familienausgleichskasse gemacht. Das ist sehr zu 
begrüßen. Ich höre, daß audi weiteres geschieht. Wir hoffen, daß wir auf 
unserem nächsten Parteitag einiges davon sehen werden. 

Ich erinnere daran, daß im Jahre 1950 von 22,5 Millionen Einkommens­
beziehern im ganzen 6,14 Millionen waren, die unter 100 DM im Monat 
lagen. Sie wissen, daß derart ige Einkoramensverhältnisse zu Gruppen­
bildungen und familienähnlichen Zusammenschlüssen führen, die moralisch 
und wirtschaftlich unser Gefüge untergraben. Es ist daher nptwendig, daß 
in der Sozialpolitik eine gewisse Änderung bei verschiedenen Gesetzen 
erfolgt, und zwar mit dem Ziele, in erster Linie der Vermassung entgegen-
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zuwirken. Unsere Menschen, die im Schatten wohnen, können sidi praktisch 
nur an den Staat wenden, aber wenn der Staat helfen will, kann er dem 
einzelnen nur so viel geben, daß er gerade am Rande des Existenzmini­
mums vegetiert . Aber ' das ist kein Mensch mehr, der etwas unternehmen 
kann, urn aus diesem tiefen Tal des wirtschaftlichen Elends herauszukom­
men. Wenn Sie es von seilen der Bundeswirtschafts- und Finanzpolitik 
fertig beikämen, diafj demjenigen, der für die Sicherung seines Alters selber 
sorgen will, diurch Spargroschen die Wertbesländigkei t seiner S p a r ­
g e l d e r erha.iten wird, dann wäre das die größte soziale Tiat, die 
die Bundesregierung überhaupt fertigbringen könnte. Wenn zum Beispiel 
im Jahre 1950 bei mehr als 19 Milliarden Ihvestit ionsmitteln die Sparer nur 

. 2,6 Milliarden beigetragen haben; so zeigt Ihnen das schon, daß sich diese 
Dinge auch wirtschaftlich nicht weiter ertragen lassen. Wie soll zum Bei­
spiel die Landwirtschaft die großen Investit ionsmillel bekommen, ' die sie 
zur Förderung der Erzeugungssteigerung braucht, die ja weiter betr ieben 
werden muß? Dieses billige Geld ist nur zu bekommen aus Sparmitteln, 
die wertbeständig bleiben sollen, dafür aber eine mäßige Verzinsung 
haben. Es wird auf diesem Gebiet manches versucht, aber ich glaube, hier 
müßte die Bundesregierung die Führung in die Hand nehmen und eine 
Trennung vornehmen zwischen den normalen Sparmitteln, die sehr bald 
wieder in Anspruch genommen werden sollen, und den sehr langfristig 
angelegten Sparmitteln, die' für die Alterssicherung dienen sollen. Wenn 
der einzelne Mann nicht mehr, den Glauben hat, daß er sich selber durch 
das helfen kann, was er aus seinen eigenen Existenzmitteln beiseitelegen 
kann, dann w(ähe unserem Staat! Dann wird 'das eintreten, was Minister­
präsident Arnold sagte, dann werden xms auch die großen außenpolitischen 
Erfolge gegenüber den 'Vermassungserscheinungen im Innern nicht mehr 
helfen. 

Ein kurzes Wort zur Frage der 'Vertriebenen. Der Herr Abgeordnete 
Kather hat zu diesem Punkt das Wort ergriffen. Ich bedauere , daß ein • 
großer Teil der führenden Kräfte im Zentralverband der "Vertriebenen sich 
um das, was an positiver Arbeit geschieht, nicht genügend bekümmert . 
Denn ' e s ist für die Vertr iebenen allerlei geschehen, gerade auf dem Gebiet 
der landwirtschaftlichen Siedlung. Es sind bis jetzt von etwa 250 000 ver­
tr iebenen Bauern neu angesetzt 20 000. Das ist im Verhältnis nicht sehr 
viel, aber wenn Sie bedenken, daß wir erst l'A bis 2 Jahre arbeiten, ist es 
dodi eine ganze Menge. 

Der l a n d w i r t s c h a f t l i c h e Ausschuß der Bundes-CDU hat hier 
gestern beschlossen, nicht nur dem' Herrgott für die gute Ernte zu 'danken, 
sondern auch gleichzeitig die Bemühungen des Bundestages» bzw. der 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU und der Bundesregierimg anzuerkennen, die 
darauf abzielten, eine bessere Bewertung der Produkte zu ermöglichen. Die 
Landwirtschaft hat damit, wie es vielleicht nicht allzu häufig vorkommt — 
weil die Forderungen in der Regel im Wege stehen —, der Bundesregierung 
und der Bundestagsfraktion für ihre Bemühungen gedankt. Das ist eine Aktion, 
die auch nach außen getragen wird. Die Bundestagsfraktion der CDU ist 
in weiten Kreisen des Bauerntums dahingehend verläster t worden, daß sie 
für die Bestrebungen des Bauernturas und für die Hilfsmaßnahmen für das 
Bauerntum zu wenig. Verständnis habe. Aus der heute nachmittag vorzu-' 
t ragenden Entschließung des Ausschusses für Landwirtschaft wird man aber 
ersehen, daß die Haltung der in der CDU organisierten Landwirtschaft eine 
andere ist. Diese Entschließung schließt etwa mit folgendem Wort laut : Die 
Landwirtschaft ver langt keine Sonderbehandlung, sie ver langt nur gleich­
berechtigte Berücksichtigung im Rahmen des Ganzen, aber auch keine Be-
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nachteiligung. Wenn sich die Landwirtschaft in dieser Form gewissermaßen 
eingliedert in das CDU-Programm, indem sie nichts beansprucht,, was über 
den Rahmen und die Möglichkeiten des Ganzen hinausgeht, dann wird sie 
damit auch wohl Anerkennung finden müssen hier bei dem Partei tag; denn 
wenn sich sämtliche Gruppen darauf zurückzögen, nicht mehr berücksichtigt' 
werden zu wollen als das, was ihrem Rahmen entspricht, dann würden wir 
in der CDU zu unserem alten Programm in klarer Form zurückkehren kön­
nen: nämlich keinerlei Interessentenpolitik^ zu treiben. 

Alle Stände und Berufsschichten haben Anspruch auf Hilfe und Förde­
rung 'der CDU, besonders aber diejenigen, die im Schatten wohnen.- Wenn 
wir diese Hal tung für che Zukunft durch die Praxis und durch die Propa-: 
ganda — die vielleicht s tärker werden müßte — weiter zeigen, dann 
brauchen wir uns vor den kommenden Käinpfen nicht zu fürchten. (Beifall) 

fn der Diskussion sprach als nädister Redner 

Bundesfinanzminister Dr. Sdiäffer: 

Als letzter in diesen Reihen spricht der Finanzminister, weil man doch 
immer am liebsten zuerst das Angenehme und dann am Schluß das Unan­
genehme hören will. Schließlich ist ja der Finanzminister, der von P f l i c h ­
t e n sprechen muß, immer derjenige, der nicht gerade am angenehmsten 
gehört wird. Sie finden heute in der Kongreß-Rundschau, die Sie vor sich 
l iegen haben, e inen 'Ar t ike l von mir über die deutsche Finanzpolitik. Ich 
brauche infolgedessen nicht über den Inhalt dieses Artikels zu reden, son­
dern ich spreclie jetzt einmal über etwas anderes: über die liistorische Auf­
gabe des ersten Finanzministers der Deutschen Bundesrepublik. ' 

Jedes Ressort im Kabinett hat eine spezielle historische Aufgabe in der 
Zeit, in der wir einen^ neuen Staat und ein neues Heim für das deutsche 
Volk aufbauen wollen. Auch der Finanzminister hat seine historische A'uf-

' gäbe. Er begann seine Aufgabe in einer Stunde, als dioi deutsche Währung 
kaum geschaffen war, — eine Währung, hinter der kein Gold, kein Ver­
mögen, kein Kapital, hinter der nur die Arbeitskral't und die Schaffens­
kraft des deutschen Volkes vuid das Vert rauen des Volkes der ganzen 
Wel t in diese Arbeits- und Sdiaffenskraft stand. Eine Währung lebt und 
stirbt mit der Ordnung der Finanzen der öffentlichen Haushal te . Für keine 
Währung in der Wel t .g i l t dieser Satz so sehr wie für die Deutsche Mark. 
Der deutsche Finanzminister muß in allem, was er tut, in erster Linie an 
den Schutz der Währung und an die Kaufkraft des Geldes denken und das 
Ver t rauen — .was auch mein Vorredner, Herr Minister Lübke, als die 
höchste s o z i a l e Aufgabe der-deutschen Bundesregierung bezeichnet hat 
— in die Wertbeständigkei t de?. deutschen Sparguthabens. 

Wenn ich zurückschaue, so glaube ich, für die deutsche Finanzpolitik 
in Anspruch nehmen zu können, daß sie dieser Aufgabe gedient hat. Und 
es ist ihr nicht leicht gemacht worden, — nicht leicht im Kabinett, nicht 
leicht im Bundestag, nicht leicht im Bundesrat; denn um das Ziel zu er­
reichen, ist es gerade die Hauptaufgabe der Gegenwart — ich bitte Sie, 
sich den Abschnitt 2 über die deutsche Finanzpolitik vorzustellen —, in 

'd ieser besonderen Zeit die an uiis gestellten Forderungen doch zu erfüllen. 
Die 'besondere Zeit seit Korea ist der Kalte Krieg, Stalin braucht die de­
mokratischen Länder nicht dadurch zu erobern, daß er einen militärischen 
Krieg führt; er kann sie dadurdi unterhöhlen, daß er Krieg'sangst in der 
Welt hervorruft, daß er damit die W e l t in ein' RüstimgsHeber hineintreibt 
und damit erreicht, daß die ganze Produktivkraft, die bisher de'r Fr ie ' 
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densarbeit und der Erzeugung von Friedensgülern gedient hat, diesem Ziel 
nicht mehr ausschließlich dienen Itann,, sondern .zu einem, großen- Teil der 
Erzeugung von Atomhomben,. zur Hers te l lung.von Flugplätzen, usw..'.dienen 
muß. Er erreicht gleichzeitig damit, daß ,in derselben Stunde Milliarden um 
MiUiardenwerte in allen Ländern, der Erde .an Geld in Umlauf ,,gesetzt 
werden, um die Rüstungsmaterial ien herzustellen, wobei d i e . Gefahr be­
steht, daß sich das ye rhä l tn i s von Geld und .Friedensgütern .ändert, iind 
zwar so, daß das Geld immer mehr und die Friedensgüter immer weniger 
werden. Es geht heute nicht um Auster i ty oder .Nicht-Äusterity, es geht 
heute darum, dieses Gleichgewicht yon Geld und Gütern TT— und daniit das 
Gleichgewicht in den öffentlichen Haushal ten —.aufrechtzuerha l ten . Es 
geht um den großen Gedanken, dieses Gleichgewicht und das Verhäl tnis 
von. Geld und Gütern aufrechtzuerhalten. Im Kalten Krieg ist sowohl die 
Aufrechterhaltung der Wirtschafts- wie der Geldordnung alles e i n G e ­
s e t z . Wie es zur inneren- Stärlcung der demokratischen Länder, gehört, daß 
diese in einer solchen Zeit die Wirtschaftsordnung aufrechterhalten und 
nachweisen, daß sie ihrer Bevölkerung einen höheren, 'und besseren Le­
bensstandard gewährleisten können als. es. die totalen Staaten tun, so ge- . 
hört es auch dazu, den sozialen Frieden im Lande zu erhalten und soziale 
Leistungen zu ermöglichen. In einer Zeit, in der wir im .Kalten. .Krieg 
stehen, haben wir. diese Aufgaben erfüllt! 

Im Jahre 1949 haben die s o z i a 1 e n L e i s t u n g e n des deutschen 
Volkes ' im heut igen Bundesgeb ie t en den Dingen, die heute der Bundes­
haushalt leistet, 4,2 Milliarden jährlich betragen; im Jahre 1951 sind es; 
7,6 Milliarden, und ohne 'gesetzliche Änderung —' allein auf Grund der 
natürlichen Entwicklung — werden sie im nächsten Jahr 8,5 Milliarden be­
tragen. Wenn ich die Gesamtleistungen des deutschen Volkes auf sozialem 
Gebiet zusammennehme, dann haben wir. im' Jahr 1951 in- Bund, Ländern 
und Gemeinden eine Summe 'von 17,8 Milliarden DM, und zwär'b.er einem 
Aufkommen an Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen von insgesamt 
rund 34,4 Milliarden DM. Also knapp etwas mehr als die Hälfte: der ge­
samten Steuereinnahmen und Sozialversicherungsbeilräge. wird für soziale. 
Leistungen verwandt . Und das sollt'e unser S t o l z sein! Ich darf an dieser 
Stelle auch sagen; wenn eine zielbewußte deutsche 'Finanzpolitik getrieben 
werden soll und überhaupt getrieben werden kann; dann muß allmählich 
jeder deutsche Finanzminister Wissen;' wie die Größenordnungen ' 'auf ' der • 
Ausqäbensei te sind. En muß allmählich einen Ub'erblick gewinnen,' welchen 
Umfang für die Dauer die' Soziälausgaben auf der e inen-Se i te und. die 
Kriegsfolgelasten in Form von' Besatzungskosten oder Verteidigüngsbeitrag 
auf der anderen Seite erfahren: '48 % des deutschen Bundeshaushalts'-—' das 
hat der Bundeskanzler gestern erwähnt — werden für soziale Leistungen 
ausgegeben, 40 % des deutschen Bundeshaushalts für Besatzuh'gskosten, — 
bleibt ein Rest von 12 %:. ' - • , . . . - . , . 

Die früheren Finanzminister haben mit dem Rest, der die gijsarnte Staats­
verwal tung und die gesamten staatlichen Investi t ionen umfaßte, ihre Auf­
gabe erfüllt gesehen. Dem deutschen Bundesfinanzminister und der deut­
schen Bundesfinanzpolitik bleibt nur noch ein Rest von 12 % zur. Verfügung, 
uin das zu leisten, dem früher 100%, der Staatseinnahmen gedient haben.-
Das is tcl ie Situation der 'deutschen Finanzpolitik. Und sie hat es .bis heute 
gemeistert! Ich hoffe, daß der Posten „Sozialausgaben" allmählich einen 
festen Umfang erreicht. "VVir müssen damit und darum .ringen, daß auch der 
zweite. .Posten „Besatzungskosleh" oder .„Verteidigüngsbeitrag" eine feste 
-Größe wird. , . 1. • 
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Und nun bitte Ich, den deutschen Finanzminister zu verstehen. Der 
deutsche Finanzminister muß bei seinen Steuervorschlägen daran denlcen, 
wie das Eclio dieser Vorschläge im In- und Ausland ist. Der deutsche 
Finanzminister wünscht sich, daß er in der Stunde, in der er in die Ver­
handlungen über den Verteidigungsbeitrag eintritt, sich nicht auf statistische 
Spielereien über Brutto- und Netto-Sozialprodukte in den einzelnen Län-

'dern — über die man jahrelang streiten kann — einlassen muß, sondern 
daß wir vernünftig davon ausgehen; erstens das deutsdie Volk hat den 
guten Willen, und zweitens das deutsdre Volk kann beim besten Willen 

• nicht mehr leisten, als seine Steuerkraft t ragen kann, wenn es dabei den 
sozialen Frieden und seine sozialen Ausgaben weiter durchführen will. Das 
ist die Plattform, von der aus wir in die Verhandlungen eintreten müssen. 
Dazu müssen wir den Beweis erbringen, daß wir die Steuerquellen, die in 
anderen Ländern mit ausgeschöpft sind, bei uns auch ausgeschöpft haben, 
daß wir aber mit der Ausschöpfung dieser Steuerquellen nunmehr (Schluß 
des Haushal ts jahres 1951) am, Ende unserer. Steuerkraft angelangt sind. 
Das ist die Beweisführung, mit der wir die Achtung vor dem deutschen 
guten Willen und die Anerkenntnis für die Grenze der deutschen Leistungs­
kraft werden erringen können. 

Die schwersten Aufgaben, die kritischsten Stunden kommen immer, „hun­
dert Meter vor dem Ziel". Ich würde ein Ziel darin sehen, wenn wir das 
Gleichgewicht des Haushal ts in diesem Jahr noch erreidien könnten. Der 
Finanzminister hat schwere Sorgen gehabt. Vor einem Monat noch hat bei 
seinem 20-MilUarden-Etat die ganze Kreditmöglidikeit, die er noch gehabt 
hat gegenüber diesen 20 000 Millionen, ganze 86 Millionen DM betragen. 
Es ist bisher der Arbeit meines Hauses gelungen, nicht .nur die kurz­
fristige Verschuldung im Monat September um etwa 230 Millionen DM zu 
mindern und den Spielraum dadurch zu erweitern, es ist auch gelungen, 
auf dem freien Kapitalmarkt Ver t rauen für die deutsche Finanzpolitik zu 
gewinnen und deswegen die kurzfristige Verschuldung umlagern zu kön­
nen auf Gebiete, die außerhalb des sogenannten gesetzlichen Kredit­
plafonds liegen, so daß der gesetzliche Kreditplafond erweiter t worden ist 
und der Finanzrriinister heute sagen kann: nach menschlicher Voraussidi t 
sind die Kassensdiwierigkeiten, vor denen er vor einem Monat stand, für 
den ganzen Rest des Haushal ts jahres überwunden — aber die Kassen-
schwierigkeiten, nicht die Haushaltsschwierigkeiten! \y i r können es wagen, 
in das nächste Jahr mit einer bestimmten kurzfristigen Verschuldung ein­
zutreten. Wir müssen aber diese kurzfristige Versdiuldung so gering wie 
möglich halten und an die verfassungsmäßige Pflicht, den ordentl idien 
Haushal t • abgeglichen — nicht bloß vorzulegen — sondern auch durdi-
zuhalten, bei allen Körperschaften erinnern, die durch die Gesetzgebung 
zur Mitwirkung bei dieser Haushaltsaufstellung berufen sind; das sind 
Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag. Nur dann wird es gelingen. 
Ich darf sagen, ich hoffe, daß es gelingen wird, ohne eine Gefährdung des 
Preis- und Lohngefüges in der deutschen Wirtschaft. Gerade weil ich dieses 
Ziel anstrebe, habe ich früher ' ausgesprochen: ich halte die heutige Be­
steuerung des allgemeinen Verbrauchs, der Einkommen und Gewinne für 
die höchstmögliche und nicht mehr überschreitbar. Wir haben im Mai dieses 
Jahres auf den Haushal t in Form von Subventionen für Konsumbrot und 
dergleichen schwere Lasten übernommen. Der Bundesfinanzminister hat 
diese Last bewußt übernommen, weil er die Hoffnung daran knüpfte, daß 
es gelingen würde, wenigstens für die nächsten Monate das Gleichgewicht 
in Preisen und Löhnen genau so aufrechtzuerhalten, wie das Gleichgewicht 
im Haushalt aufrechterhalten werden muß. 
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Wir können auf die letzten Monate nacli der Richtung beruhigt und mit 
Stolz zurückbliclcen, wenn wir die deutsche Entwicklung mit der Entwicklung 
in unseren N a c h b a r l ä n d e r n vergleichen. Die deutsche Preis- und 
Lohnbewegung ist ruhiger geblieben als in allen unseren Nachbarländern. 
Die Arbeit der deutschen Finanzpolitik hat sich bisher gelohnt. Ich bin der 
Überzeugung, daß, wenn die deutsche Finanzpolitik die Politik aller de­
mokratischen Länder ist — und alle Finanzminister müssen,das gleiche Ziel 
in ihren Ländern verfolgen —, die demokratische Welt verhindern kann, 
daß Stalin sein Ziel erreicht, nämlich die Wirtschaft der demokratischen 
Wel t zu erschüttern, indem er die Geldordnung der demokratischen Länder 
erschüttert. . . • 

Es geht heute ein Zittern durch die Welt . Als ich vorgestern und gestern 
noch in Hamburg gewesen bin und mich dort unterhal ten habe, wie die 
Export- und Import- und auch Termin-Geschäfte abgeschlossen werden, 
könnte ich feststellen, es gibt große europäische Währungen , die heute 
mit Disagio gehandelt werden. Es gibt eine Währung, an die alle glauben, 
selbst die deutschen 'Kaufleute und die deutschen Importeure und Expor­
teure, und das ist die deutsche Mark! (Beifall) Die deutsche Mark hat das 
Wunder vollbracht, von der Stunde an, wo die Deutsche Bundesrepublik 
ins Leben trat, wo der erste Stoß der englischen Pfundabwertung in die 
junge Währung kam, von einem Disagio, das sie in der Schweiz damals 
mit 87 % gehabt liat, heute hinaufzusteigen bis zu einem relativ geringen 
Disagio von 14 %. Sie können heute im freien Handel, im freien Laden in 
der Schweiz erleben, daß Ihnen die DM gleich dem Schweizer Franken 
abgenoinmen wird. Das ist der Beweis dafür, daß die deutsche Finanz­
politik, die Tätigkeit der deutschen Bundesregierung, so hart und so un­
dankbar sie ist, die richtige ist. 

Ich glaube, daß wir einmal sagen können: die deutsche Bundesregierung, 
ge t ragen , von dem Pflichtbewußtsein aus der christlichen Weltanschauung 
der CDU heraus, von dem aus die Arbeit geleistet worden ist, hat auf 
diesem- Gebiet ihre Arbeit erfüllt. Ich wußte von Anfang an, die Voraus­
setzung hierfür ist eine ethische Voraussetzung. Wir können die Arbeit 
nur leisten, wenn wir die Gesamtheit über das privatwirtschaftliche gewinn­
süchtige Streben einzelner Interessen stellen. Das ist der Grundgedanke 
einer Partei, die — getragen v.on dem hohen Gut der christlichen Staats­
idee — eine Volkspartei , eine Partei aller Stände, eine Partei des Gemein­
wohls gegenüber dem Interessentenstandpunkt des einzelnen sein v/ill. Bleibt 
die CDU dieser Linie treu und setzt sie 'sich . allen Anstürmen gegenüber 
auf dieser Linie durch, dann werden es ihr die Wähler im Jahre 1954 dan­
ken, und die Deutsche Bundesrepublik wird dann ihre Lebenskraft in den 
ersten vier Jahren bewiesen haben. (Starker, anhaltender Beifall) 

Bundesminister Jakob Kaiser machte darauf ciufnierksam', daß ihm eine 
Notiz überreicht wurde, der zufolge die SPD in Karlsruhe ein Plakal mit 
folgendem Inhalt 'angeschlagen hat: „In der Ostzone regieren Kommunisten, 
CDU und FDP gemeinsam. Nur die SPD ist verboten. Warum wohl?" '' 

Minister Ka i se r ,wies darauf hin', daß er im Verlaufe seiner Rede am 
nächsten; Tage darauf e ingehen werde und wünsche, daß die Herren der 
SPD, die es gewagt haben, ein solches Plakat anzuschlagen, am nächsten 
Tage dabei sein möchten. 



Präsident Simpfendörfer .gab als Diskiussionsredner das Wort 

Bundesinneftrainlster Dr. Lehr: 
In. der gestrigen Rede unseres Bundeskanzlers ist mit aller Schärfe zum 

Ausdruck, gekommen, daß die . Bundesregierung gewillt ist, sclionungslos 
gegen alle inneren Staatsfeinde vorzugehen. Ebenfalls ist in den heut igen 
Reden, sowohl von Herrn Ministerpräsident Arnold als audi in den folgen­
den, immer wieder die Notwendigkeit betont worden, gegen die inneren 
Staatsfeinde, wo immer sie auch auftauchen, mit der ' größten Schärfe vor­
zugehen. Das wichtigste Organ unserer Verfassung im Kampf gegen den ' 
inneren Feind ist das Bundesverfassungsgerictit. Es ist s^ät gekommen, aber 
es ist schließlidi gekommen. Deshalb ist auch jetzt der Augenblick für den 
Innenminister gekommen, an das Bundesverfassungsgericht heranzutreten, 
um sowohl gegen links wie gegen redits gleichzeitig die Anklage vor dem 
Bundesverfassungsgericht zu erheben. (Starker Beifall) Sorgfältig vorberei­
tetes Material hat bereits dem Kabinett vorgelegen. Der Entwurf ist von 
mir in Übereinstimmung mit dem Kabinett nochmals zurückgezogen wor­
den, weil allerjüngste Ereignisse und wertvolle Aufschlüsse eine Ergän­
zung liötig machten. In. ganz kurzer Zeit wird diese Ergänzung erneut im 
Kabinett vorgelegt und nach Billigung' durch das Kabinett dem Bundesver­
fassungsgericht vorgelegt werden. 

Idi e rwähnte zwei Entwürfe gegen rechts und gegen links. Lassen Sie 
sich bitte durch das Geschrei von der Rechten nicht in dem Wertur te i l über 
die Gefahren von links beeinträchtigen. Die Gefahren von links sind wegen 
de r ' h in t e r ihnen stehenden Kräfte und der Ausdehnung der illegalen Um­
triebe weitaus größer. Deshalb' hält es das Kabinett für nicht vereinbar, 
etwa nur gegen rechts ' jetzt vorzugehen. Es ' is t auch für uns schlechterdings 
nicht mehr tragbar, daß unser Bundestag als eine Plattform benutzf wird, 
um kommunistische und SED-Politik von dort aus propagandistisch zu ver­
treten. 

Außer dern Artikel über das Bundesverfassungsgericht, das zuständig 
ist für die Beurteilung der Frage, ob eine politische Partei verfassungs­
widrig ist oder nicht, gibt es no.ch einen zweiten Artikel — das ist Ar­
tikel 9 —, der sagt, daß Vereinigungen, die nicht- politische Parteien sind, 
die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung wenden und dagegen ver­
stoßen, verboten sind. In. allen Fällen, , in welchen wir von der Bundes­
regierung aus haben feststellen können, ' daß solche Vereinigungen be­
stehen und gegen, die verfassungsmäßige Ordnung verstoßen haben, haben 
wir im Benehmen mit den Ländern, die polizeilich zuständig sind, das Er­
forderliche veranlaßt . Ich muß hier meinem Bedauern Ausdruck geben, daß 
in solch, wohlbegründeten Fällen, denen die Länder ausnahmslos bereit­
willigst entsprochen haben, einzelne untergeordnete Gerichte es an dem 
nötigen Verständnis für den Artikel 9 unserer Verfassung haben fehlen 
lassen. Die Justiz möge sich erinnern an vergangene Zeiten, in denen zu 
große Toleranz gegen den inneren Feind -zur Auflösung geführt hat. 

Noch ein letztes Wort . Wir hab'en durch eine Novelle zum S t r a f ­
r e c h t eine neue scharfe Waffe in die Hände bekommen gegen Tat­
bestände, wie sie sich neuerdings entwickelt haben und' die bisher nicht 
faßbar waren. Seien Sie versichert, daß die Bundesregierung diese Waffe 
mit allem Nachdruck und mit aller Schärfe gebrauchen wird. Ich möchte die­
sen Parteitag nicht vorbeigehen lassen, ohne vor Ihnen die Versicherung 
abzugeben, daß wir Zustände, wie sie in der Vergangenhei t gewesen sind, 
nidi t wieder dulden werden. W e n n es auch jetzt manchmal in der äußersten 
radikalen Rechten still geworden ist, manchmal, weil allzu vor laute Maul-
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beiden .^empfindliche Gefängnisstrafen bekommen haben, aber im übrigen, 
weil man .wieder mit den alten Mären kommt, man wolle nur auf verfas-
simgsmäiiigem Wege zur Macht gelangien, so .haben wir das alles' schon 
einmal gehört! An ihren Taten sollt ihr sie erkennen! Ich habe vor kurzem 
in Niedersachsen einmal an Ort und Stelle zu, den Leuten gesprochen und 
ihnen gesagt: Hütet eudi vor den f^alschen Propheten, die in Schafskleidern 
zu euch kommen, inwendig aber reißende Wölfe > sind! ' Die Schafskleider 
wollen v,rir all den neuen Mitläufern überlassen, die au'f die heuen Flöten­
töne hören, die passen zu ihnen, aber den führenden reißenden Wölfen 
wollen wir die Giftzähne ausbrechen! (Lebhafter Beifall). " 

Präsident Simpfendörfer schloß um 14 Uhr die Vormitta'gssitzung'. 

Nachmittagssitzung '̂  ' 

Präsident Dichlel eröffnete. um 15.10 Uhr die Nachmitlagssitzung und 
setzte für die Aussprache eine einheill idie Redezeit von 10 Minuten fest. 
Er erteil te das Wort , " 

Dr. GradI: 

Dr. Gradl: Der Herr Bundeskanzler hat im letzten Teil seiner Rede sehr 
ausführlich und sehr eindringlich die außenpolitische Situation unseres 
Landes gesdii ldert und in sie eingebettet die Frage, die" uns am dringend­
sten am I-lerzen liegen muß, die Frage der deutschen Wiedervereinigung. 
Er hat beides so dargestellt , wie er eben beides sieht. Das Bild, das er uns 
gezeidinet hat, war ein sehr ernstes Bild. So glaube ich, ist es auch zu ver­
stehen, und es ist zugleich bedeutsam, daß der Partei tag in tiefer Stille und 
mit letzter Aufmerksamkeit diesen Teil der Rede des Herrn Bundeskanzlers 
aufgenommen hat. Denn im Grunde geht es dabei wirklich um eine Frage, 
nämlich um die des deutschen Schicksals. Dieses unser Schicksal ist über-
sdial tet von dem abgrundtiefen' Gegensatz der beiden Weltmächte, oder — 
wie der Herr Bundeskanzler es sagte — der beiden Weltblöcke. Unsere 
besondere deutsche Tragik ist dabei, daß die vordersten .Linien dieser 
beiden Weltblöcke mitten durch unser Land gehen, und weiter, daß die 
Entscheidungen beiderseitig von sehr vielen Gesichtspunkten bestimmt 
werden, keineswegs nur-von den unsrigen. Das aber, meine ich, berechtigt 
uns Deutsche nicht nur, sondern es verpflichtet uns,, daß wir uns sehr sorg­
sam vor Einseitigkeiten .und Überspitzungen hüten. Dabei ist unsere Grund­
haltung völlig klar. 

Zum ersten: Wir gehören weltanschaulich und politisch auf .die Seite der 
F r e i h e i t . Wir gehören nicht nur dahin, sondern wir stehen dort. Wir 
lehnen deshalb mit aller Entschiedenheit jenes östliche System, des Kom­
munismus ab, das uns auferlegt werden soll. Niemand kann es l'eiden-

• schaftlicher ablehnen als die Menschen in der Sowjetzone und die, die aus 
der Sowjetzone gekommen sind; denn beide haben dieses ' System am 
eigenen, Leibe zutiefst erleben, müssen. Das andere, was unsisre Grund-
hallung in dieser schicksalhaften Sitiiation bestimmt, ist unser Verlangen 
und unsere 'Forderung , daß die Freiheit, die wir ersehnen, unserem ganzen 
'Volk gegeben wird, und daß diese W i ^ e r v e r e i n i g u n g so durchgeführt 
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wird, daß unser ganzes' Volk — audi die 18 Millionen drüben — endlidi 
in Freilieit wieder leben können. Ich habe es neulich auf unserem Exil­
par te i tag in Bonn so gesagt: wir werden für die deutsche Wiedervereini­
gung schwere Opfer Bringen müssen. Wir werden das alles tun, wir wer­
den nur einen Preis nicht bezahlen, das ist der Preis der Freiheit. (Beifall) 
Innerhalb dieser Grenze liegt eigentlich erst die politische Aufgabe der 
deutschen Wiedervereinigung. Diese Frage ist zur Zeit in Bewegung ge­
raten, nicht deshalß, weil Herr Gro tewohr es gewollt hat. Wir wissen ganz 
genau, daß diese Aktion Grotewohl veranlaßt ist durch die Weltmacht oder 
den Weltblock, der hinter ihm steht, letzten Endes also die Interessen Mos­
kaus haben diese Aktion veranlaßt . Nun geht diese versteckt vor sich, sie 
geht in den Haupts tädten der Alliierten vor sich und sie ' wird in naher 
Zeit eine ernste Rolle vor den 'Vereinten Nationen spielen. 

Wi r sind nicht leichtfertig in' unseren Erwartungen. Wir wissen durchaus, 
daß äußerste Vorsicht am Platze ist. Schließlich haben wir in der Nach­
kriegszeit nidit nur im eigenen Lande, sondern rund um uns herum einiges 
an' Verschlagenheit der kommunistischen Politik allzudeutlich erlebt. Wir 
brauchen uns nur an das Schicksal von Prag zu erinnern. Aber es geht in. 
diesem Augenblick um die Frage, ob es überhaupt eine Möglichkeit gibt, 
die Sowjets friedlich zur Freigabe der Sowjetzone zu bewegen. Da meinen 
wir — und wir glauben, daß darin unser ganzes Volk einig ist —, daß 
man diesen Andeutungen von Möglichkeiten nachgehen muß mit posit ivem 
Willen und mit größter Behutsamkeit. So will ich mich in bezug auf diesen 
Teil der Rede des Herrn Bundeskanzlers auf diese Andeutungen beschrän­
ken. Es wird Gelegenheit zu geben sein, daß man in den engeren Führungs­
gremien der Partei darüber eine gründliche Aussprache hat. 

Aber, die deutsche Wiedervereinigung ist nicht nur eine Angelegenhei t 
der deutschen Außenpolitik, sie ist genau so eine Angelegenhei t der deut-
sdien Innenpolitik. 'Jeder von Ihnen wird in letzter Zeit beobachtet haben, 
wie es politische Gruppen in Deutschland gibt, die für sich in Anspruch 
•nehmen, daß sie allein die Gralshüter der deutsdien Einheit sind. Wir 
wissen, daß sie es zumindest nicht allein sind. Aber ich meine, man muß 
von der Christlich Demokratischen Union verlangen, daß sie sich von nie­
manden in ihrem gesamtdeutschen Wollen übertreffen läßt. Wir müssen 
politische Handlungen setzen, die zeigen, daß es uns mit unserem Willen 
zur deutschen Einheit bis zum äußersten ernst ist. 

Ich kann in der Kürze der Zeit mich nur auf zwei Andeutungen beschrän­
ken. Die deutsche Bundesregierung ist s tel lvertretend für das ganze deut­
sche Volk, und dasselbe gilt für alle Organe der deutschen Bundesrepublik. 
So halten wir es für notwendig, daß insbesondere audi im Bundestag zum 
Ausdruck gebracht wird, daß der Bundestag der Repräsentant des ganzen 
deutschen Volkes ist. Aus diesem Grunde haben wir auf unserem Exil­
partei tag beantragt und nachher beschlossen, daß in den Bundestag, genau 
so wie für Berlin, auch Vertreter der Sowjetzone hineingenommen wer­
den. (Beifall) Wir stellen den Antrag, daß die Bundestagsfraktion sich dieses 
Vorschlages annehme, daß in den Bundestag auch Repräsentanten der 
Sowjetzone aufgenommen werden. Es kann gemacht werden wie für Berlin, 
indem man sie mit Sitz, aber ohne Stimme aufnimmt. Und das zweite. Es 
kommt darauf an, daß wir durdi unsere politischen Handlungen die Position 
Berlins mehr noch nutzen als gesamtdeutsche Angriffsstellung nach Osten 
hin, als es bisher geschehen ist, nicht einfach nur Berlins wegen, sondern 
weil dieses Berlin mitten in der Zone liegt und weil dorthin sich zuerst 
die Blicke dieser gequälten 18 Millionen richten. Diese 18 Millionen sind 
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kein Satellitenvolk. Sie haben oft und immer in diesen Jahren bewiesen, 
daß sie s tärksten Widerstand zu leisten bereit sind und daß sie ihn leisten. 
Ich brauche nur auf die wunderbaren Geschehnisse beim Evangelischen' 
Kirchentag und bei den kommunistischen Welt jugendspielen in 'Berl in hin­
zuweisen. Dabei sind die Handlungen, die wir leis ten, können, sehr be­
scheiden. Aber diese bescheidenen Handlungen, das s tärkere Auftreten der 
Bundesregierung, des Bundestages und des Bundesrates in Berlin, das uns 
schon wiederholt versprochen worden ist, das muß nun endlich zur Wirk­
lichkeit werden. Dasselbe gilt für die Art und Weise , in der die materiel le 
Hilfe für Berlin geleistet wird. Wir wissen, daß unsere Landsleute im 
Westen und Süden große Opfer für Berlin bringen. Wir erkennen das mit 
größter Dankbarkeit an. Aber wir bit ten nun auch, daß über diese Hilfe, 
die ja doch immer mit einem großen Schwung gegeben wird, nicht erst 
lange Auseinandersetzungen geführt werden müssen. 

U.njd ein Letztes. Es ist herrte schon gesagt worden: die politische Zer­
rissenheit hier im Westen sehen wir mit größter Besorgnis. Diese partei­
politische Zerrissenheit, insbesondere in dieser Gift- und°Gallensprache, die 
von der O p p o s i t i o n gegen die Regierung gesprochen wird, ist für 
unsere Menschen in der Sowjetzone ein äußerst betrübsames Erlebnis. Denn 
wie sollen diese Menschen in der Sowjetzone, die ja nur die Hoffnung auf 
Wiedereingl iederung haben, die Zuversicht bekommen, daß wir uns zu­
sammenfinden in dieser wesentlichsten Aufgabe, die uns gestellt ist, wenn 
man sich in den Alltäglichkeiten so auseinanderredet , wie es tatsächlich 
der Fall ist. Dasselbe gilt für die s o z i a l e Auseinandersetzung. Ich kann 
nur sagen, manch einer, der hier mit letztem Anteil die Auseinander­
setzungen führt um irgendeine Steuerfrage, um irgendeine Lohnerhöhung 
oder, um irgend e twas anderes, der mag doch darüber nicht vergessen, daß 
es ungleich viel Wichtigeres gibt. W e n n wir e inmal abtreten müssen und 
unsere Arbeit zu Ende ist, dann werden wir Rechenschaft abzulegen haben 
vor der Geschichte. Sie wird uns nicht danach fragen, ob es in diesem 
Augenblick gelungen ist, diesen oder jenen materiel len Vorteil für die eine 
oder andere Gruppe herauszuholen, sondern sie wird uns ausschließlich 
danach bewerten, ob wir es fertigbekommen haben, uns völlig zusammen­
zuschließen, um diese größte deutsche Aufgabe, das Zurückholen der 18 Mil­
lionen, zu lösen. (Starker Beifall) 

Präsident Dichte! begrüßte als Ver t re ter der bayrischen CSU den Land­
tagspräsidenten Dr. H u n d h a m m e r und ertei l te im Verlauf der wei teren 
Aussprache das Wor t 

Herrn Wagner von der Exil-CDU, der als politischer Flüchtling sprach. Er 
forderte eine aktive. Politik des Wes tens von der Bundestagsfraktion bis zur 
kleinsten Ortsgruppe. Die politischen Flüchtlinge sind nicht nur die Stimme 
der Ostzone v o n 18 Millionen, Menschen sondern das Gewissen der Gesamt­
partei . Wer sich, für seine Idee, für Deutschland' geopfert hat, darf nicht als 
politisches Übel betrachtet werden. Wer den Mut hat, sich in der Sowjet­
zone zur Regierung Adenauers zu bekennen, muß die Heimat verlassen. Die 
Bevölkerung der Ostzone würde eine Regierung Adenauer nicht nur billi­
gen, sondern sie auf Händen tragen, w e n n sie sie bekommen) könote. Die 
politischen Arbeiter der Partei draußen müssen der Unterstützung der 
Pärteiinstanzen im Westen sicher sein, Es ist nötig,, da,ß sie in Westdeutsch­
land größeres Verständnis finden. Auch der Arbeiter im Betriebe der 
Sowjetzone muß die Überzeugung gewinnen, daß seine Interessen von der 
CDU vertreten werden. 

77 



Alls nächste Redner spracben; 
Dr. Ludwig Schneider (Hessen). Er wies darauf hin, daß zweifellos für 

jed'en einsichtigen undi verständnisvol len Politiker das ühergiewicht der 
Außeupol.itik eine anerka,n.nit<e Tatsache sei, daß aber für d ie brei ten Massen 
häufig ganz andere Fragen' des täglichen Lebens, dter wirtschaftlichen Not 
und der Preisentwicklung voranstünden. Er forderte eine vers tä rk te Auf­
klärung und s tärkere Aktivi tät hinsichtlich der Preisgestaltung. Der Wunsch 
nach übergroßen Gewinnen führe häufig zu Preistreibereien, gegen die vor- , 
gegangen werden müsse. Der Redner ging dann aucfi auf andföre Fragen 
ein, die den, kleinen Mann bewegen, die Förderung der Spartätiigkeit und 
die Notwendigkeit , durch Sparen wieder ein Eigenheim zu erhalten. 

Br. Güntlier Grzimek (Würtlemberg-Hohenzollern) machte darauf auf­
merksam, daß der Kanzler in seiner Politik nachholen müsse, was in 
Europa seit Jahrhunder ten hät te geschehen sollen. Er forderte auf, auch 
in der Welt draußen und gegenüber nl'chtchristlichen Völkern das Beispiel 
christlicher Politik zu verwirkl idien. Die Vereinigten. Staaten von ' Europa 
und die Beteiligurtg Deutschlands an der Wel t regierung müßten so schnell 
wie möglich verwirklicht werden, und zwar « u s christlichen Grundsätzen 
heraus. Mit uns und nicht mit den anderen Parteien geht die neue Zeit. 

Herr Schmelzer (Westfalen) nahm zum Lastenausgleich vom Standpunkte 
der im Westen Ausgebombten; Stellung. Die Ausgebombten stellen die 
Mindestforderung, daß sie wie die Vertr iebenen einen gewissen Anspruch 
auf Entschädigung haben. Den vertriebenem Bauern muß soweit als mög" 
Hch auch eine Sledlerstelle gegeben werden, wenn das auch nicht, wie in 
Finnland, über den .Lastenausgleich geschehen kanm.. Der Ausgebombte 
der sich aus eigener Kraft wieder in die Höhe arbeitet, muß steuerlich 
entlastet werden. Steuern sollen diejenigen bezahlen, die keine Vermögens­
verluste erli t ten haben. 

Präsident Diditel erteil te das Wort an 

Bundestagsabgeordneten Kunze: 

Idi habe nicht die Absicht, eine Rede über den Lastenausgleich zu halten, 
obwohl es verlockend wäre, vor einem so sadivers tändigen Kreis über das 
Thema zu sprechen. Ich habe jetzt mit Zustimmung des Fräkt ionsvorstandes 
am letzten Mittwoch ein ' S o f o r t h i l f e a n p a s s u n g s g e s e t z ein­
gebracht, welches zunächst die Zustimmung der Deutschen Partei, des Zen­
trums und der Bayern-Partei fand und nach den Zusagen, die man mir 
gegeben hat — auch die Zustimmung der freien Demokra'ten und der 
SPD finden wird. Es gibt zwei Dinge — da das Gesetz über den allgemei­
nen Lastenausgleich am 1. Oktober, also mit Wirkung vom 1. Oktober, in 
Kraft t re ten soll —, die zu ordnen notwendig sind. Das eine ist die Frage 
der Unterhaltsbeihilfe, die infolge des Gesetzesvorschlages eine Erhöhung 
um 15 v.H. für den Mann und die Frau und 25 v.H. für das Kind erfährt. Da­
mit geben wir weitere 120 Millionen DM für diesen Aufgabenbereich aus. 
Aber auf der anderen Seite sehen wir die Not der kleinen Leute und in­
sonderheit die Not der Landwirtschaft, von der jeder, der die Dinge stu­
diert, weiß, daß 80 v.H. der Landwirtschaft kleine Besitzer sind, und daß 
wir die Absicht haben, die Werte oder Belastungssätze der Landwirtschaft 
generell auf 4 v.H. herabzusetzen. I^fachdem i n der 2. Lesung der Ausschuß 
diese Sadie praktisch einstimmig akzeptiert hat, setzen wir, weil wir nach 
dem Soforthilfegesetz nicht anders können, den Satz durch Stundung eines 
Drittels der Abgabe fest, so daß wir am 1. Oktober von der Landwirtschaft 
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nur das hätten, was sie nach dem kommenden Gesetz zu zahlen verpflichtet 
ist. Das gesdnieht aus einem materiel len und politischen Grunde, materiell 
deswegen, wei l 'd ie am 20. November z» leistende. Ratenzahlung von Va zu 
hoch ist. Wir wollen- ihr als ehrliche Leute am 20. November nur .das ab­
nehmen, was sie zu zahlen verpflichtet ist. 

Wir haben auch in der 2. Lesung des Ausschusses einstimmig beschlos­
sen, Sonderfreigrenzen, die nach meinem Vorschlag von allen Fraktionen 
angenommen worden sind, mit Rücksicht auf die Familie zu bringen. Diese 
Grenzen werden ebenfalls durch das Initiativgesetz bis zu einem gewissen 
Grade berücksichtigt. Wir können sie. nicht genau durchziehen, weil wir 
dann gezwungen wären, sie feststehend zu machen'. Denn dann würde das 
Ziel, auf dem einfadien Wege die Sache durchzuhauen, von vornherein 
zerstört werden. Ich hoffe, daß das Feststellungsgesetz im November durch 
das Plenum angenommen und nicht auf den Widers tand .des Bundesrates 
stoßen wird. 

Dann kommt als-nächstes d e r . P l a n der Aufwertung der Sparguthaben 
der Ostver t r iebenen einschließlich der Evakuierten, denen ihr Sparguthaben 
in der Heimat wegfiel bei der Währungsreform. Die bekommen auch .ihre 
6,5 v.H. Wir hoffen, bis Weihnachten, spätestens aber Anfang des neuen 
Jahres , den Schlußstein unter diese Gesetzgebung zu setzen. ,Ich bin mir 
bewußt, daß keiner von uns Dank, Ehre oder Anerkennung für die Arbeit 
bekommen wird. Darauf kommt es aber auch nicht an. Wir wollen aber 
eine Lösung finden, wo wir sagen können, wir betrachten sie mit gutem 
Gewissen als eine gute. Wir können .dann ruhig warten, bis die Zeiten reif 
sind, bis wir ein weiteres Problem innerhalb des Lastenausgleichs — ich i 
denke an das Problem der Ostzone ,— -einer Lösung entgegenbringen. Ich 
glaubte, Ihnen diese wenigen Sätze zu schulden, damit Sie eine Aufklärung 
haben und wissen, wie die Arbeit in Bonn verläuft. (Beifall) 

Danach sprach 
Bundesarbeitsminister Storch: 

Ich habe mich über die grundsätzlichen Referate, die heute morgen ge­
halten worden sind, sehr gefreut. Es ist so mancher Nebel im letzten Jahre 
wieder verschwunden. Wir müssen hier wieder einmal in aller Klarheit 
dem deutschen Volke und vor allen Dingen den breiten Schichten- der 
Arbei tnehmer zum Bewußtsein bringen, daß sie in der CDU eine wirklich, 
soziale Partei vor sich haben. Wenn wir das tun wollen, müssen wir den 
berechtigten Forderungen breiter Schichten nachgeben, die nach sozialer und 
wirtschaftlicher S i c h e r h e i t drängen. Dieser Zug des Drängens nach Sicher­
heit geht nicht allein durch das deutsche Volk, er geht g e n a u ' s o durch die -
Vereinigten Staaten von Nordamerika. Wer im letzten Jahre die dortigen 
Streiks aufmerksam beobachtet hat, weiß, daß dort nicht gekämpft wurde 
um erhöhte Löhne oder um die Kürzung der Arbeitszeit, sondern darum, 
daß man für den Rest seines Lebens eine Sicherung haben wollte. Dieses 
Verlangen ist berechtigt. Wir haben in unserer Generation zweimal erleben 
müssen, daß die Sicherungen, die für die breiten Volksschichten in der 
Sozialversicherung geschaffen waren, mehr oder weniger durch die Kriegs­
folgen vernichtet worden sind. Wir haben zweimal neu aufbauen müssen. 
Wir .müssen uns darüber klar sein, daß unsere breiten Volksschichten, die <= 
dieses deutsche Wunder der Leistungssteigerung durch ihre Arbeit herbei­
geführt haben, das Bewußtsein bekommen, daß nicht ein drittes' Mal ihre 
Lebensgrundlage und ihre Altersversicherung zerschlagen wird, Wir kön-• 
nen zwar sagen, daß wir in der Nachkriegszeit an altes anknüpfend, die 
Sozialversicherung über die Zeit gebracht haben. Aber es zeigen sich immer 

0 

79 


